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Siedlungsverfabrens Entwicklung,die in dieser Neugestaltungdes Siedlungs-bein?XesckJLaPEUFFLfTVZAiIkZFtmit Ernst Unä- » wesens liegt, ·mußlangsamvor sichgehen. Ihr mußzu erwägen. Die nOtWeUPISSbåZeeiIIHEIJnIZnIMMe— jedoch schonIetzt die Wegrichtung gegeben werden.VerfahrensUnd VISePZHIIeFiJFdie tragenden Gründe
"

Es ist nicht zu leugnen, daß im bisherigen Sied-FJUMIZMYHSPeerunxzeWkizrstellen hiermitden Fach- »

lungsverfahren eine solche Bolksbewegungnicht zuetxsxsugksjagzui Erörterung, da IPIV M Ugskmeistern ist. Kann doch selbst die jetzige Mengeeinftimmungmit dem Verfasser tzsieckkeålzkkästshmgvon etwa 10 000 landwirtschaftlichen SiedlungensindkdqßderVorberkltslscklssuglegedekPraxis beein- - in Preußen in einem Jahre verfahrensmäßignichtperfonlzchgsZuschdiktieenkönnen. Die Vorbereitungj zu Ende geführt werden. Bei der praktischen Durch-ilikigelggxadejetzt notwendjg-da DIEIDtMIFIe
M
führung der Siedlungsarbeit bestehen heute erschwe-dek Schwebe sind. DIE Schnft e« U g«
rende Hemmungen Die beteiligten Behörden und

l Siedlungsträger arbeiten

nebeneinaaner,oft gegen-
-

«

rri teter Sach- einander, selten miteinander. Die ahl der an deinNgchsdemUrteilfbefcgxtdrreiricsklultingteuncshererVolks-
» Siedlungsverfahren beteiligten Stellen ist bei weitemVefstandfgerwlrd..l’t1edurchden bestimmten Willen zu groß. Nicht nur die unmittelbar Beteiligten,WIthchait-»Unterfgukåsnenden Volkskreise, in Deutsch-
;

d. h. die Ministerien (das Reichsarbeitsministerium,der zur Sl«edlung'drlungsbewegungganz großen Um- s das PreußischeLandwirtschaftsministeriumund dasFandzU Flner SIZZistgbesonders das Streben der Finanzministerium), die Siedlungsbank, die Landes-saUgFSthrM
d SbeitzwilligenDeutschen nach einer s rentenbank, die Kulturbehörden,die Siedlungsträgerarbeltglolen un

ArgeDas ist weit mehr als jede und die Siedler kommen in Betracht, sondern noch. SelbstversprgerfaspimEs kommt nicht mehr so eine ganze Reihe anderer Behörden und Verbändeis— Art Von AgrarredenGroßgrundbesitzin Kleinbesitz » sind mittelbar dabei beteiligt. Aber auch bei dens schr dartmlltfan"Ezhandelt sich vielmehr um die« unmittelbar beteiligten Stellen besteht keine klare
der Städte, d. h. um die Zusammen- ArbeitsteilungEinige Beispiele:

»ziehung von Stadt und Land in ein großes orga- Die Bewertungdes Gutes beimAnkan zur·Sied-nisches Arbeits- und Lebensgebiet. Eingehend ist E lungunddie Anforderungund Sicherung derZwischen-über Inhalt und Ziel dieser Bewegung in Heft 7 kreditforderungen im Grundbuch «ergibtdauernddieser Zeitschrift berichtet worden. Erst nachLosung Hemmungenund Erschwerungen bei den zustandigendieser Aufgabe wird das deutsche Volk in Deutsch- Behordenund erfordert Unmengen an Schreibarbeit
land ausreichenden Lebensraum haben. Und ·Zelt.

» ,
,

»Die Bewegung der Volksmassen aus der Stadt ; fDie Regelungder.öffentlich-rechtlichen·Berhalt-
auf das Land ist das Prjmäxe Aber die bisherige

»

.nisse, die fur eine Zeit paßten, als die Siedlungs-
Verstädterung läßt sichnicht plötzlichumbilden. Die aufgabe mehr eine Angelegenheit der auf Gewinn
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gerichteten privatwirtschaftlichen Tätigkeit war, wird

heute noch im Rahmen des Siedlungsvorgangs in einem

sehr komplizierten Verfahren durchgeführt, obwohl
es doch Sache der Verwaltungsbehörden außerhalb
des Siedlungsverfahrens sein müßte, die erforder-
lichen Regelungen zu treffen, ohne daß die Durch-
führung der Siedlung davon berührt wird, zumal
auch jetzt schon im wesentlichen der Staat die ent-

sprechenden Kosten zu tragen hat. Bei den
neueren Umgemeindungen mit sicherlich weit-

tragenderen Entscheidungen ist einfacheres Ver-

fahren eingeführt. Sollte das nicht auch im Sied-

lungsverfahren möglich sein?
Die Prüfung bei Zahlung von Beihilfen, die der

Kulturamtsvorsteher angeordnet und geldlich fest-
gelegt hat, kann er selbst nicht verantwortlich durch-
führen· Es ist schwer zu begreifen, daß der Kultur-

amtsvorsteher weittragende Leistungsbescheide er-

lassen kann, aber nicht auch die dem Staat daraus

erwachsenden Verpflichtungen zur Hergabe der Staats-

beihilfen erfüllen darf.

vom Siedler später noch erweitert oder vervoll-

ständigt werden sollen, haben in den ersten Jahren
nach der Übergabe weniger Zinsen zu zahlen. Wer
das Urteil darüber abzugeben hat, was als Ausbau-

siedlung zu bezeichnen ist, läßt sich nicht feststellen.
Auch sonst läßt sich das Urteil der für die Festsetzung
der Baubedingungen für die Siedlergebäude. insbe-

sondere der Vorbedingungen für ihre Bezeichnung als

Ausbaugebäude verantwortlichen Stellen, nur mit

Mühe erreichen. Ein Beispielsfall hat gezeigt, daß
bei der Genehmigung eines Bautyps nicht nur die

höhere und die zentrale Verwaltungsbehörde, sondern
auch die Siedlungsbank als geldgebende Stelle hat
gefragt werden müssen.Diese Schwierigkeiten führen oft
dahin, daß der Siedlungsunternehmer die Bauarbeiten

nicht rechtzeitig vorbereiten lassen kann. Solche ver-

gebliche Arbeit lohnt den Aufwand um so weniger,
als in den letzten fünf Jahren eine Gehöftsgestaltung

s

in großer Mannigfaltigkeit aufgetreten ist, ohne daß
das Idealgehöft gefunden werden konnte.

Mit der immer mehr gesteigerten Siedlungs-
tätigkeit hat der Abschluß der Besiedlung durch
Bildung des Rezesses nicht Schritt gehalten. Bei
den Siedlungsunternehmern haben sich daher die

Siedlungssachen, bei denen der tatsächlicheBesied-
lungsvorgang beendet ist, als reine Verwaltungs- .

angelegenheiten in starkem Maße gehäuft. Das ist
ein Zustand, der sich je länger desto mehr zu einer

schweren Last für den im großen Umfange betei-

ligten Siedlungsunternehmer entwickelt hat. Es wird

immer schwieriger, diese Rückstände zu erledigen und

gleichzeitig in erhöhtem Umfange neue Kolonien zu

begründen.
Ein weiteres Hindernis für den grundbuchmäßigen
Abschluß der Besiedlung besteht darin, daß es in

den letzten Jahren unmöglich gewesen ist, Werttaxen
über die geschaffenen Siedlerstellen zu finden. —

Ist eine solche Werttaxe überhaupt von Bedeutung,

I wenn es sich darum handelt, einem Siedlungsunter-
nehmer eine von ihm unter Mitwirkung der Siedlungs-
behörde fertiggestellte und von der Siedlungsbehörde
zu allen Zeiten beaufsichtigte Arbeit abzunehmen?
Das Grundstück wird vor dem Beginn der Siedlung
geschätzt. Der Preis, zu welchem das Land an die
Siedler abgegeben werden kann, wird von der Be-

hörde bestimmt. Die Gebäude werden nach dem
von der Behörde gutgeheißenenPlan zu bestimmten
Preisen ausgeführt. Gemäß diesem Plane werden
die Baukredite gewährt. Die Bauausführung wird
von der Behörde überwacht. Nach Fertigstellung
werden die Gebäude von der Behörde abgenommen.
Die Kaufverträge, mit welchen die Siedlerstellen an

die Siedler verkauft werden, werden nochmals von

der Siedlungsbehörde genehmigt. Damit muß aus-

reichend und häufig genug der Wert einer Siedler-

stelle festgelegt worden sein, um die auf einer be-

stimmten Grundlage dem Siedlungsunternehmer ge-

gebenen Zwischenkredite nunmehr als Hypotheken
: auf die einzelne Siedlerstelle und auf die Siedler

Ausbausiedlungen, d. h. solche, deren Gebäude j umlegen zu können.

II.

Diese wenigen, aus der Gesamtheit des Materials

angedeuteten Hemmungen machen eine derartige Fülle
von Arbeiten und Nebenarbeiten erforderlich, daß
es den Behörden und Siedlungsträgern trotz rast-
loser Arbeit nicht gelingt, den gewünschtenSiedlungs-
erfolg zu erreichen. Wenn ein Mitglied einer im

Siedlungswesen leitenden Stelle schreibt: »Die
Schwierigkeit im Siedlungsverfahren liegt aber nun

einmal darin, daß so viele nicht immer im Einver-

nehmen miteinander handelnde Behörden für jede
Sache zuständig sind, daß 90Z aller angesetzten
Kräfte sich darin erschöpfen, die dadurch sich er-

gebenden Reibungswiderstände zu überwinden«,so
ist das ein mahnendes Zeichen für die Notwendigkeit
sofortiger Abhilfe. Aus diesem Grunde wird heute
mit Recht eine Verwaltungsreform im Siedlungs-
wesen angestrebt. Die hierbei gegebenen Möglich-
keiten sollen hier unter Ausscheidung des materiellen

Rechtes und der Finanzierung der Siedlung er-

örtert werden. .

Die staatspolitischen, die wirtschaftlichen und

die zahlenmäßigen Grundlagen für das Siedlungs-
wesen sind völlig anders geworden als sie bei Be-

ginn des modernen Siedlungswesens um 1886 und

1890 gewesen sind. Das Siedlungswesen faßt heute
den Begriff für alle Aufgaben zufammen, die in der

Reichsverfassung dem Reich undnden Ländern auf
dem Gebiete des städtischenund landlichen Wohnens
und der den wirtschaftlichenGrundsätzenangepaßten
Politik der Bevölkerungsvertellungübertragen sind.
Zur Durchführung dieser Aufgaben, die im ganzen

Reich bei allen durch öktlicheund regionale Ver-

schiedenheiten bedingten Unterschiedendoch nach ein-

heitlichen Grundsätzen gestaltet werden müssen, fehlt
eine in ihrem Verwaltungsaufb au in sich
geschlossene Organisation Die Siedlungsarbeit
wurde bisher zum Schaden ihres Gesamterfolges von
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den verschiedensten Stellen nach den verschiedensten
Gesichtspunkten und Richtlinien durchgeführt. Bald

stand der bevölkerungspolitische,bald der ernährungs-

wirtschaftliche, bald der soziale Gesichtspunkt im Vor-

dergrund. Hinzu kommt, daß auch noch der Unterschied

zwischen städtischer,ländlicher und landwirtschaft-

licher Siedlung und der fernere Unterschied zwischen

Rentengutsverfahren und Reichsheimstättenverfahren
sich schädlichauswirkten·
Demgegenüber scheint es notwendig, die

gesamten Aufgaben des Siedlungswesens
unter einem einheitlichen Leitgedanken

planmäßig zusammenzufassen, aufeinander

abzustellen und in den einfachsten Verfahren

durchzuführen.
Der Leitgedanke ist dabei, daß alle Aufgaben,

die bisher den Landeskulturbehörden, provinziellen
Siedlungsgesellschaften und den Wohnungsfürsorge-

gesellschaften übertragen waren, zusammengehören
und sich mit der Landesplanung verbinden müssen,

die in der bisherigen Siedlungs- und Wohnbau-

tätigkeit häufig vernachläßigt
wurde. Es ist dem-

nach unerläßlich,die Gesamtaufgaben und die Ge-

samtorganisation gesetzlich zusammenzufassen
Die hier vertretene Auffassung der Siedlungsauf-

gabe macht es notwendig, eine verantwortliche-
Da die ;Stelle mit ihrer Lösung zu beauftragen.

I
l

Siedlung nach diesem Begriff eine Lebensfrage des J
deutschen Volkes ist, ist sie Aufgabe des Reichs.

Andererseits ist aber die Siedlung so weitgehend
muß bei der Landessiedlungsanstaltauch ein freiereseine wirtschaftliche Angelegenheit, daß ihre be-

hördliche Lösung sich nicht empfiehlt. Deswegenj

muß eine Organisation geschaffenwerden, die öffent-

lich-rechtlicher Natur, aber doch beweglich genug-

fein muß, um sich den jeweiligen wirtschaftlichen
Verhältnissenanzupassen. In ihr muß den Behörden

v

deS Reichs, der Länder und der Selbstverwaltung,

fOFVieden Wirtschaftsverbändenein ausreichender

EMfIUß eingeräumt sein.

Pezirkeirdie sich vielleicht denen

amter anpassen könnten, Landessiedlungsan-
stalten errichtet werden. Ihnen müssen alle Be-

ngUisse übertragen werden, welche die bisher mit

der Siedlungstätigkeit befaßten Verwaltungsstellen
der Länder und die gemeinnützigenSiedlungsunter-

nehmungen auszuüben haben.
Da den Landessiedlungsanstaltenweitgehende

Hoheitsrechte als Aufgaben der allgemeinen Reichs-

verwaltung zu übertragen sind, muß für ihre Organi-

sation eine Rechtsform gewählt werden. die eine

nur die »Anftalt des öffentlichenRechtes«sein. Diese

Unternehmungsform läßt es nicht zu, daß in ihten

Arbeitskreis zugleich Privataufgaben und Geschäfte

mit Risiko und Gewinnchance aufgenommen werden. .

Die Anstalten des öffentlichenRechts dürfen in der ;

Regel nur gegen bestimmte Gebühren tätig werden,

wenn sie in ihrem öffentlich-rechtlichenCharakter

nicht gefährdet und zu einem kommerziellen Staats-

Für dieseAufgabenmüßteningrößerenWirtschafts- für den Siedlungsvorgang bleibt
der Landesarbeits- :

unternehmen werden sollen. Die ür die S nell’
·

und Einheitlichkeit des SiedlungsrxerfahrenIdrinlgfig
notwendigeVereinigung der behördlichen und ge-
schäftlichen Siedlungstätigkeit bei den Landes-

siedlungsanstaltenmit örtlichen notfalls einzurichten-
den Siedlungsanstalten ift aber dennoch möglich,

« wenn das Verfahren entsprechend gestaltet wird. Die
Landessiedlungsanstalten werden als Treuhänder

gTegeijihbestimmfteGedbührcezntätig. Sie sind gleichzeitig
reu an er ur ie ied

'

Siedlunggbank
ler und die Deutsche

.

Eine Siedlung auf Rechnung der Siedler em
’

fich dann, wenn für ein bestimmtes Siedlunpgflseåkk
schon vor Beginn der Besiedlung die genügende

Anzahlvon Bewerbern vorhanden ift. Diese können
zurSiedlergruppezusammengeschlossenwerden. Dann

wird die Gruppe Träger des Verfahrens im Rechts-
sinnespDa aber unser bürgerlichesRecht keine geeig-
nete, insbesondere keine einfache Rechtsform für diese
Gruppenenthält, ist von den Siedlern ein Bevoll-

machtigterals Siedlungsunternehmer zu bestellen
mitdem die zuftändigeSiedlungsanstalt die Verträge
in der Weise abschließt,daß jeder Siedler den auf
ihn nachder Gesamtzahl der Siedler und der Morgen-
zahl seiner Stelle entfallenden Bruchteil des Risikos

giiieganglfiatsl
Die Gebiihr für die Betreuung durch

an es ie un san ta
’ «

zuzuschlagm
g f It ist den Siedlungsunkoften

Da aber die Bildung einer Gru e ni
’

vor allem nicht immer rechtzeitig Jgiichckixinnivnirebs
Verfahren vorgesehen werden. Bei die

· ·

Landessiedlungsanstaltwiederum als feanetrkhräanelk
fur die anzusetzenden, bei Beginn des Siedlungs-
vorganges namentlichnoch nicht bekannten Siedler

tätig.Das Siedlungsgrundstückerwirbt die Landes-

siedlungsanstaltzwar im eigenen Namen. Sie ver-

gibtauchden Auftrag an den Siedlungsunternehmer
im eigenen Namen. Verantwortlicher Treuhänder
·

d. -

siedlungsanftalt, die alle HandlungenledesLaSkixä
lungsunternehmers zu überwachen hat. Die

rechnung» und die Feststellung des Verkaufs-
preises fur die Einzelftelle wird aber in der
Weise vorgenommen, als wenn die Siedlung von

vornherein»auf Rechnung der Siedler durchgeführt
wordenwaret»Daß die Siedlungen im Endergebnis
eine im Verhaltnis zu der Ertragsfähigkeitanderer

Siedlungengleiche Belastung haben, muß durch Mit-

wirkungder»Siedlungsbank,die durch ihre Bezirks;
leiter im Prasidium der Landessiedlungsanstaltihren

Übertragung derartiger Befugnisse zUIäßtsDies kann I Einfluß geltend machen kann, gesichert werden. Jn-
sofern ist die Landessiedlungsan«taltlei

’ ’

Beginn des SiedlungsvorgangelsaiPchereetikhgäiksx
der SiedlungsbankDabei muß als Grundsatzfür
dieAusführungder Siedlung festgelegt werden«daß
sieunter der größtmöglichenHeranziehungder Privat-
wirtschafterfolgt. Es mußzulässigsein, daßdie Landes-
siedlungsanstaltdie praktische Siedlungsarbeit zu
einem Festpreise an private örtlicheSiedlungsunter-
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nehmer überträgt, die im ständigen Einvernehmen mit

derzuständigenSiedlungsanstaltdieZwischenwirtschaft
sund die Besiedlung durchzuführenhaben. Da aber bei
einer derartig weitgehenden Heranziehung der Privat-
wirtschaft Vorher auch bei vorsichtigster Arbeit nicht
zu übersehende Verluste, z. B. durch einen Konkurs
des Siedlungsunternehmers entstehen können, muß l
für diese Fälle ein Ausgleichsfonds geschaffen werden,
damit der einzelne Siedler durch diese außer dem

gewöhnlichen Rahmen des Siedlungsvorganges
liegenden Zufälle wirtschaftlich nicht berührt wird·
Diesen Ausgleichsfonds bei der Land essiedlungsanstalt
vorzusehen, ist wegen ihres öffentlich-rechtlichenCha-
rakters und ihrer hoheitsrechtlichen Befugnisse aus

grundsätzlichenRechtserwägungen bedenklich. Darum

ist dieser Ausgleichsfonds, der auch als Reserve be-

i
i
»

i

i

(

zeichnet werden kann, bei der Siedlungsbank zu bilden.
Bei dieser Konstruktion Wird die Deutsche Sied- Z ausschüssenderLandessiedlungsanstalten alleBelange

lungsbank nicht Siedlungsträger, sie übernimmt aber T

den Teil des Risikos, den die Siedler und die Unter-

nehmer aus wirtschaftlichen Gründen, die Landes-

siedlungsanstalt aus rechtlichen Gründen nicht zu tragen «

in der Lage sind. Die Siedlungsbank kann dieses
Risiko übernehmen, weil sie rechtlich zwar eine

schaftsunternehmen keine hoheitsrechtlichen Befug-
nisse hat und wirtschaftlich das Dauerrisiko schon
als Geldgeberin trägt, denn sie muß die Siedlungen
regelmäßig bis zu 90 OXOdes Schätzungswerts be-

leihen, während die Siedler nur 100Xoder Kosten I

aufzubringen hab en.

Die banktechnifch notwendige Scheidung des Bank- I

geschäfts von dem mit dem Ausgleichs-Rifiko ver- s

bundenen Siedlungsgeschäst wird dadurch gewähr-
l kommissar ausgeübt werden. Es konnte aber auch

leistet, daß für die mit dem Siedlungsgeschäft ver-

bundenen Aufwendungen eine Ausgleichsrücklage ge-

schaffen wird. Diese muß so gespeist werden, daß
in dem Finanzierungsplan eines jeden Objekts ein

bestimmter, der Wirtschaftslage angemessener Betrag
für den Risikoausgleich einzusetzen ist und nach Ab-

»

schluß der Besiedlungen an die Siedlungsbank ab- J

geführt wird.

Es ist demnach in allen Fällen so vorzu-

gehen, daß die Landessiedlungsanstalt als
die betreuende Stelle das Siedlungsgrund-
stück erwirbt und als Treuhänder der Siedler
und der Siedlungsbank im eigenen Namen
unter Heranziehung eines Unternehmers im

Generalvertrag die Siedlung durchführt.

hängt davon ab, in welchem Umfange man ihre
Aufgaben in organische Verbindung mit der ländlichen
Siedlung nach den Grundsätzender wirtschaftlich besten
Landesplanung bringt. Die Einzelheiten dieser Or-

ganisation und ihrer Arbeitsweise sollen in diesem
Aussatz unerörtert bleiben.

Der zur Kontrolle dieser Verantwortlichkeit not-

wendige Einfluß des Reiches bei den Landessiedlungs-
anstalten ist durch die Aufsicht des Reiches gesichert.
Das für den Geschäftskreis der Landessiedlungsan-
stalten zuständigeReichsministerium könnte das Reichs-
arbeitsministerium sein. Dann könnten die Landes-

siedlungsanstalten ihre Siedlungstätigkeit nach den

Richtlinien des Reichsarbeitsministers ausüben; si
unterständen auch der Dienstaufficht des Reichsarbeits-
ministers. Das schließt nicht aus, daß die Länder

durch ihre Behördenvertreter in den Verwaltungs-

wahrnehmen, die durch das besondere Landesinter-

esse begründet sind.
Da aber der Gefchäftskreis der Landessiedlungs-

anstalten sich auch mit dem Aufgaben- und Inter-

essenkreis anderer Reichsministerien, z. B. des Reichs-
.. . . .

s

finanzministeriums, des Reichsernährungsministeri-
Anstalt des offentllchen Rechtes Ist- aber als Wut-

; ums und des Reichswirtschaftsministeriums, über-
- schneidet, ist zu erw ägen, den Land essiedlungsanstalten
- eine vom Reichsarbeitsministerium getrennte Spitze

zu geben, die die notwendigen Vereinbarungen mit

den zuständigen Ministerien trifft und danach im

Verordnungswege das Siedlungsverfahren der

Landessiedlungsanstalten regelt.

Diese Aufgabe könnte durch einen »Reichssiedlungs-

eine Spitzenorganisation der Land essiedlungsanstalten
in einer Reichssiedlungsanstalt geschaffenwerden. Der

Präsident der Reichssiedlungsanstalt müßtedann zwar
dem Reichsarbeitsminister nachgeordnet bleiben, aber

dennoch mit weitgehenden Machtbefugnissen ausge-
stattet sein, um die durch die Eigenart der Siedlungs-
tätigkeit gestellten Aufgaben selbständigerfüllen zu

können. Die Reichssiedlungsanstalt wäre entsprechend
den Landessiedlungsanstalten zu organisieren.

Die hier vorgeschlagene Regelung hat viele Vor-

teile gegenüber dem bisherigen Verfahren. Es wird

eine wesentliche Beschleunigung und Vereinfachung
dadurch erreicht, daß eine Zweigstelle der Siedlungs-

«

bank in unmittelbarster persönlichsterFühlungnahme

Die Landessiedlungsanftalten, denen als’

örtliche Zweigstellen Siedlungsanstaltens
angeschlossen sind, werden damit gegenüber
dem Deutschen Reich die für den Gang des

erfolg verantwortlichen Stellen.

fahrens find durch ein besonderes Gesetz zu regeln.
Inwieweit die bestehende Organisation der öffent-
lichen Wohnungsfürsorge mit ihren Geldinstituten

mit der Landessiedlungsbankarbeitet und gegen das

Veto ihres Leiters keine Siedlungsmaßnahmeein-

geleitet und durchgeführtwerden kann, also ein er-

heblicher Teil des bisherigen Leerlaufs erspart
’

bleibt.

Siedlungsverfahrens und den Siedlungs-’ Ein sehr wesentlicher Vorzug ist ferner, daß das
«

den gemeinnützigenSiedlungsträgern vielfach zum
Die Einzelheiten der Organisation und des Ver- ; Vorwurf gemachte Gewinnstreben ausgeschaltet wird.

; Die dadurch erzielte Verbilligung des Siedlungs-

nach entsprechenden Grundsätzen einzugliedern ist, I

verfahrens gewährleisteteine bessere Sicherung der

investierten Gelder der Siedlungsbank und eine

bessere Fürsorge für die Siedler.
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Diese Umgestaltung des Verfahrens ist nicht der

übliche Fall der mit Recht in ihren bisherigen Er-

scheinungen kritisierten Provisionssiedlung. Dort wird

dem Siedlungsträger bei Befreiung von seinem Risiko
unter Zubilligung einer festen Vergütung für seine

Arbeit zugleich das Interesse an dem wirtschaftlichen

Fortgang der Siedlung selbst genommen. Hier bleibt

die Landessiedlungsanstaltals die dem Reiche gegen-

über nach öffentlichemRecht für den besten und

größten Siedlungserfolg verantwortliche Stelle dau- r

ernd am Verfahren selbst interessiert. Darum kann

hier eine Siedlung gegen eine feste Gebühr gerecht-

fertigt werden, auch wenn die bisherige Provisions-

siedlung nicht gebilligt ist.
Die Siedlungsanstalten, die mit der praktischen

»

Durchführung der örtlichen Siedlungsarbeiten von

l
I
l

f

der Landessiedlungsanstaltbetraut werden, sindin
:

jedem Stande des Verfahrens in der Lage, die un-
«

mittelbare und ständige Fühlung mit den örtlichen

Verwaltungs- und Wirtschaftsstellen zu unterhalten

und so alle auftretenden Hemmnisse schnellstens zu

beseitigen. Insbesondere wird durch diese Einrichtung.

dem berechtigten Verlangen gerade der Landrate»
Rechnung getragen, an de m Siedlungswerk mitbe- j

stimmend teilzunehmen, ein Verfahren, das sich bei sondere:

dem Zweigstellensystem der OstpreußischenHeimstätte
I

auSgezeichnet bewährt hat.
Außerdem dient eine derartige Dezentralisation

der raschen und vollständigenErfassung aller Sied- ;
lungsobjekte und Siedlungsanwärterfunddamit der -

heute dringend notwendigen Beschleunigung und Ver- .

ftärkung der Siedlung überhaupt· Dies wird

um so mehr der Fall sein, als bei der vor-’

gefchlagenen Regelung alle heute im Sied-;
lungswesen tätigen Persönlichkeiten nach
wie vor beibehalten werden könnten, dabei

aber an Leistung das Mehrfache von dem,-

was bisher bearbeitet worden ist, erreicht

werden könnte.

Die vorgeschlagene örtliche Übereinstimmung
des

;

Siedlungsapparates mit der Arbeitsverwaltung wird ;

die notwendige Berücksichtigungder vordringlichenk
arbeitsmarktpolitischen Seite der Siedlung sicherzu-

·

stellen geeignet sein.
Auch die durch diese Verwaltungsreform herbei- I

geführte Verbilligung des Siedlungsverfahrens wird

erheblich ins Gewicht fallen. Dann wird sich das Pro- ;

blem der Finanzierung der Siedlung, das hier nicht
!

Gegenstand der Erörterung ist, leichter lösen lassen. ;

Man mag diesem Vorschlag nicht in allem zu-

stimmen, es mögen auch Einzelheiten sich für die -

praktische Durchführung nicht empfehlen, man wird

aber zugeben müssen,daß das Organisationsproblem ,-

der Siedlung einmal umfassend und vorbehaltlos
mit innerer Wahrheit ohne Rücksicht auf Sonder- .

interessen angefaßt werden muß. Diesem Zweckes
soll dieser Vorschlag aus der Praxis dienen- Er H

ist entstanden aus der Besorgnis über den wirtschaft- H

lichen Niedergang und- seinen Folgen sowie aus der
s

Überzeugung, daß eine richtig geleitete Siedlung, J

wenn auch nicht das deutsche Wirtschaftsproblem
losen, so doch dazu beitragen kann, dem deutschen
Volke ausreichenden Lebensraum auf deutschem
Boden zu verschaffen.

Die vorgeschlagenegesetzlicheRegelung kann das

Reich im Rahmen der Grundsatzgesetzgebungdes
Artikels 1 0, Ziff.3——4RV. treffen, denn auch die Grund-

satzgesetzgebungkann über die Richtlinien hinaus eine

endgültige Regelung sein [Anschütz,Reichsverfassung
1»930»zuArt. 10, S. 92). Die Kompetenzzuweisung
fur die gesamte Regelung ergibt sich damit aus der

Natur der Sache (Anschütz.Art. 6, Anm. 1—4).
Ein »Gesetz!welches die vorbezeichneten Grundlagen
enthalt,wurdeetwafolgendeBestimmungenenthalten:

Ill.

Gesetzentwurf:

l. Ubergang der Siedlung auf das Reich.
§ 1.

nDieSiedlung hat zur Aufgabe, für eine plan-

maßigeGestaltung und Verteilung der Wohn- und

Wirtschaftsstätten zu sorgen. Sie umfaßt insbe-

1. die Untersuchung der wirtschaftlichen und techni-
schen Voraussetzungen des Wohn- und Siedlungs-
wesens unter Berücksichtigungder Verhältnisse
des Arbeitsmarkts und der Ergebnisse der Landes-
planung,

. a) die finanzielle und technischeBetreuung des

Kleinwohnungsbaues vorzugsweise in der

Form des Eigenheims sowie der Förderung
des Kleingartenwesens,
die Förderungder Umsiedlung in vorstädtische,
halblandliche und ländlicheKleinsiedlungeii,

dielandwirtschaftlicheSiedlung mit dem Ziele,

dielandwirtschaftlicheBevölkerungeinschließ-
lich der Landarbeiter seßhaft zu machen.

§ 2.

Die Siedlung ist Sache des Reiches S·
«

·
.

. ie

durch die 13 Landessiedlungsanstalten:LJstpreutslthid
Schlesien, Brandenburg, Pommern, Rordmark Nieder;

sglchlsenglåffstfalesizRheinland, Hessen,Mitteldeutsch
, a en, ayern, Süd

-

geführt
westdeutschland durch-

Die Landessiedlungsanstalten sind Kör
» »

er at

des offentlichenRechts mit eigener Rechtszerffgnxikehk
keitHSie unterstehender Aufsicht des Reiches
Ohre»Arbeitsbezirke fallen mit denen der Landes-

arbeitsamterzusammen. Die Landessiedlungsan-
stalten uben ihre ortliche Tätigkeit durch Siedlungs-

gnstazkeigTug,dekrenArbeitsbereich grundsätzlichmit
en r ei s ezir en der Arbeitsä t -

legen ist«
m er zusammenzu-

b)
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§ 3.

Jede Landessiedlungsanstalt hat einen eigenen
Haushalt im Rahmen des Etats für das Reichs-
arbeitsministerium.
Für die Erfüllung der im § 1 bestimmten Auf-

gaben erheben die Landessiedlungsanstalten Gebühren.
Diese Gebühren sollen so bemessen werden, daß sie
den notwendigen Aufwand der Landessiedlungsan-
stalten decken. Die Bestimmungen über Haushalt,
Anstellung und Besoldung der Beamten sowie Höhe
der Gebühren werden durch den Reichsarbeitsminister
erlassen.

§ 4.

Die Landessiedlungsanstalten werden mit einem

Präsidenten und der erforderlichen Anzahl von Direk-
toren und Mitgliedern besetzt.

Der Landessiedlungspräsident führt die Dienst-
aufsicht und den Vorsitz im Präsidium.

Das Präsidium besteht aus dem Präsidenten, den

Direktoren und dem dienstältestenMitglied. Es ent-

scheidetnach Stimmenmehrheit, im Falle der Stimmen-

gleichheit gibt die Stimme des Präsidenten den

Ausschlag.
Dem Präsidium liegt die Verteilung der Geschäfte

und die Beschlußfassung über alle Angelegenheiten
von grundsätzlicherBedeutung ob.

§ 5.

Bei jeder Landessiedlungsanstalt wird ein Ver-

waltungsausfchuß gebildet. Die Mitglieder ernennt

der Neichsarbeitsminifter mit Zustimmung der be-

teiligten Landesregierungen. Die Mitglieder setzen
sich aus den Vertretern der Reichs- und Landes-

behörden sowie der Wirtschaftsverbände,insbesondere
je eines Vertreters der Siedler und der Siedlungs-
unternehmer, zusammen.

Die Verwaltungsausschüsse sollen die Landes-

siedlungsanstalten in allen grundsätzlichenFragen
des Siedlungswesens beraten. Im übrigen bestimmen
die Ausführungsvorschriften und die Satzungen der

Landessiedlungsanstalten über die Art der Mit-

wirkung der Verwaltungsausfchüsfe und die Ent-

scheidung von Streitigkeiten.

§ 6.

Über alle Streitigkeiten, die sich aus dem Sied-

lungsoerfahren ergeben, entscheidet eine bei der

Landessiedlungsanstalt zu bildende Spruchkammer
von 3 Mitgliedern. Der Vorsitzende der Spruch-
kammer ist ein Mitglied des Präsidiums, das die -

Fähigkeit zur Ausübung des Nichteramtes haben muß. ;

Von den Beifitzern muß der eine Vertreter eines

Kommunalverbandes, der zweite ein Siedler sein. J
-

DieEntfcheidung derSpruchkammer erlangtRechts-
kraft, wenn nicht innerhalb einer Ausschlußfrist von

2 Wochen seit der Zustellung der Entscheidung die

;
l

i
4

Klage im ordentlichen Nechtswege erhoben wird. I
Für diese Klage ist in öffentlich-rechtlichenStreitig- E

keiten der Bezirksausschuß,in bürgerlich-rechtlichen
Streitigkeiten das Landgericht ausschließlichzuständig.

»

j

§ 7.

Die Siedlungsanstalten werden von einem durch
den zuständigenLandessiedlungspräfidenten unter Zu-
stimmung des Neichsarbeitsminifters zu ernennenden

Siedlungsdirektor geleitet.

Bei der Siedlungsanstalt ist ein Siedlungsbeirat
zu bilden, den der Landessiedlungspräsidentauf
Vorschlag des Verwaltungsausschusses der Landes-

siedlungsanstalt nach Zustimmung des Neichsarbeits-
ministers aus den Vertretern der Behörden und

Wirtschaftsverbände des Bezirks bestellt.

Die Aufgaben des Siedlungsbeirats werden im

einzelnen durch die Satzung der Landessiedlungs-
anstalt bestimmt.

Il. Vereinfachung des ländlichen Siedlungs-
verfahrens.

§ 8.

Die ländlicheSiedlung führen die Landessiedlungs-
anstalten als Treuhänder der Deutschen Siedlungs-
bank und der Siedler selbst unter Zuziehung von

Siedlungsunternehmern gegen die Zahlung einer

Siedlungsgebühr durch.
Die Deutsche Siedlungsbank stellt den Landes-

siedlungsanstalten im Rahmen der verfügbaren Mittel
die zur Durchführung der Besiedlung notwendigen
Kredite zur Verfügung.

§ 9.

Die Deutsche Siedlungsbank errichtet bei jeder
Landessiedlungsanstalt eine Zweigstelle. Der Leiter

dieser Zweigstelle hat Sitz und Stimme im Präsidium
der Landessiedlungsanstalt. Er soll im Präsidium
der Landessiedlungsanstalt die Belange der Deutschen
Siedlungsbank wahrnehmen.

Jeder Grundstücksankauf,der Einteilungsplan und
die Festsetzung des Verkaufspreifes an die Siedler

bedürfen seiner Zustimmung.

§ 10.

Die Dauerkredite für die Besiedlung werden durch
die Deutsche Rentenbank beschafft.

§ 11.

Die Organisation der Deutschen Siedlungsbank
und der Deutschen Nentenbank sowie das Verfahren
zur Erlangung der Kredite werden durch ein be-

sonderes Gesetz geregelt.

§ 12.

Die Länder werden die zur Durchführungdieses
Gesetzes notwendigen Bestimmungen erlassen, nach
denen mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die

Zuständigkeiten der Behörden und gemeinnützigen
Organisationen der Länder im Siedlungswesen auf-
hören.

§ 13.

Aufgehoben werden . . . . . . . .
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§ 14·

Abgeändert werden:

a) das Neichsheimstättengesetzvom 10. Mai 1920 f
(RGB. S. 962) erhält folgende Fassung:

i

In § 1 Zeile 2 wird hinter das Worts
»Gemeindeverbände«hinzugesetzt »und die

Landessiedlungsanstalten«.

b) . . . . . . . . . . . . .

c) . . . · . . . . . . . . .

§ 15

Die Neichsregierung wird ermächtigt,Bestimmungen
zur Ausführung dieses Gesetzes zu erlassen.

§ 16.

Dieses Gesetz tritt am . . . . in Kraft.

riebswirt chaftliche Forderungen an den EinteilungsplanBot f
in Siedlungsfakhen

von Regierungs- und Landeskulturrat Dr. Diettrich-Königsberg, Pr.

Man a t im allgemeinen, daß fürdasGelingen
einer Sixdkzungdrei Faktoren bestimmt sind.

-

geschickter Ankauf, ein wohl durchdcachtewTeilungs
plan und zweckmäßigesBauen. Jch mochte dkitese
Feststellung noch dahin ergänzen, daß der Fa or

»Teilungsplan« in seiner Zusammensetzung derj kräftem er ist alsp Unabhängig von der Lohnhöhe
e ist, weil er nicht nur der Niederschlag »

fchwierigst

s
ein

»

dessen sein darf, was der Siedlungsunternehmer
änni en oder

Elikvkikglijnmgencksdem Objekt herauszuholen versteht.

ilun s lan soll vielmehr’di«ezeichnerische

Zårrftäleunggbeptriebswirtschaftlichrichtig aufgebauter
Siedlungen sein, die, wie bei der Pflanzedie ein-

zelnen Zellen, schließlichwirtschaftlich und kulturell

zu einem lebensvollen Ganzen zusammenwachsen
Die Aufstellung des Teilungsplanesist deshalb

besonders schwierig. Sie erfordert keineswegs nur

sonstigenprivatkapitalistischen.-

kaufmännische und technische Kenntnisse; denn der s

Teilungsplan ist gewissermaßeneine Komponente

verschiedenartigster Kräfte geistiger und materieller
» tertändli voraus, da :Natur. Jch setze als felbsp f ch ß

I

wirkt sich innerhalb der Familienbetriebe dahin aus,derjenige, der einen Teilungsplan»aufstellt,über die

großenwirtfchaftlichenZufammenhange feinesLandes,

über die Bodenverhältnissedes Obiekts, seine Klima-,
Verkehrs- und Absatzlage und die kulturellen Zu- :

fammenhängemit der Umgebung genau unterrichtet
ift. Denn diese Momente bilden das Geruft,mit

dessen Hilfe der Aufbau der einzelnen Wirtschaften
Vollzogen werden soll. Aber noch wichtiger.als

diese Feststellungen ift die Erkenntnis der betriebs-
Wittschoftlichen Zusammenhänge innerhalbder ein-

zelnen Siedlerwirtschaft, weil sie fur die Gestaltung
und den gefunden Aufbau des Einzelbetriebes ent-

scheidendist ; ein schwierig zu löfendesProblem
befonders deshalb, weil gerade die Erforschung
der betriebswirtschaftlichen Eigenheiten der Klein-

bauernwirtschaft noch in den Kinderschuhen steckt.Wer

aber wirklich gesund zusammengesetzteSiedlungen
fchaffen will, muß die betriebswirtschaftlichen·Zu-
fammenhängeerkannt haben und volle Klarheituber

die grundsätzlichenEigenheiten des. Kleinbauern-
betriebes in betriebswirtsch aftlich er Beziehung besitzen.

Jch kann die hauptsächlichstenMerkmaledes bauer-

lichen Betriebes unter drei Gesichtspunktenzu-
sammenfafsen: Die Besonderheiten feiner.Arbeits-

verfassung, die Schwierigkeit der richtigen Be-

mesfung des Anspanns und die Gefahr zu starker
Kapital-Investierung auf der Flächeneinheit.

Die Betriebe, die die Siedlung schaffenwill, find
Familienbetriebe. Der bäuerliche Familienbetrieb
arbeitet fast ausschließlichmit den eigenen Arbeits-

und den damit in Verbindung stehenden Lasten und
Abgaben. Schwankungen im Lohnniveau berühren
ihn nicht. Besondere Arbeitsspitzen kann er unschwer
durch verstärkte Inanspruchnahme seiner Familien-
angehörigen überwinden. Das ist seine Stärke und
seine Überlegenheit gegenüber größeren Betrieben.

Anders bei der Frage der Einsetzung der
tierischen Arbeitskräfte Die Tatsache, daß zur
Leistung gewisser Arbeiten, z. B. zum Pflügen
schwererer Böden oder zum Zuge bestimmter Ma-
schinen, ein gewifses Mindeftmaß an Anspannung
notwendig ist, oder zur Bewältigung der Arbeits-
spitzen, z. B. in der Bestellungs- oder Erntezeit, ein be-
stimmtes Maß an Spannkraft gehalten werden muß,

daß sie in der Regel im Verhältnis zum Groß-
betrieb mit Anfpann sehr stark besetzt sind, was für
die Rentabilität der Betriebe selbstverständlichnach-
teilig ift.

Als dritte Eigenart des kleinbäuerlichenBetriebes,
ist die starke Kapitalinoestierung auf der Flächeneinheit
bemerkenswert Sie rührt bekanntlich daher, daß der
Gebäudebestandaus den verschiedenstenGründen beim
Kleinb etrieb verhältnismäßiggrößerist, als b eim Groß-
betrieb. Das gilt besonders für den Wohnraum, der
den Kleinbetrieb außerordentlichbelastet. Aber auch
für den Stallraum, dessen Erftellung wegen der im
Kleinbetrieb vorwiegend betriebenen Viehwirtschaft
erheblich höhere Aufwendungen verursacht, als bei
dem überwiegend getreidebauenden Großbetrieb.
Wie außerordentlichbeachtlich diese Tatsache be-
sonders bei den neueren ländlichenSiedlungen ist,
zeigen Untersuchungenvon mir an 268 ostpreußischen
Siedlungen. Hier betrug der Anteil des Gebäude-
kapitals am Gesamtgutswert 48 OXO,während bei
entsprechenden Betrieben in der Vorkriegszeit nur
mit 20 Z zu rechnen war. Diese Zahlen mahnen
zu besonderer Vorsicht, wenn man betriebswirt-
schaftlich gesunde Stellen schaffen will.
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Entsprechendes gilt von dem Besatz der Betriebe
mit totem Inventar. Der Kleinbetrieb braucht die-

felben Maschinen, wie der Großbetrieb, nur in

kleinerem Ausmaß. Der Preis der kleinen Maschine
ist aber nicht Um soviel geringer, wie dies ent-

sprechend der verringerten Anwendungsmöglichkeiten
erforderlich wäre. Die Folge hiervon ist, daß —-

nach den bereits erwähnten Untersuchungen — die

Siedlerbetriebe je Hektar mit 160 RM Maschinen-
kapital belastet sind, was bei Annahme einer acht-
prozentigen Verzinsung des Kapitals und bei An-

setzung von 5 bezw. 370 für Amortisation bezw.
Tilgung eine Jahresbelaftung von 25,60 RM je
Hektar ausmacht.
Grhöht wird die starke Kapitalinvestierung noch -

durch die Tatsache, daß die Bodenpreise beim Klein-

betrieb erheblich über denen der größeren Betriebe

liegen und diese Preisgestaltung noch dadurch künst-
lich gesteigert wurde, daß man die Landpreise be-

sonders bei den kleineren Siedlungen zugunsten der

Vollbauernstellen erhöhte, obwohl man —

wegen
der sehr starken Gebäudebelastung gerade der kleinen

Stellen — eher das Gegenteil hätte tun müssen.
Man hat jetzt diesen Fehler erkannt und handelt
dementsprechend.

Wenn man die drei Eigenheiten des bäuerlichen
Betriebes, seine Arbeitsverfassung, die Schwierig-
keiten der richtigen Bemessung des Anspanns und

die hohe Kapitalinvestierung erkannt hat und ihre
betriebswirtschaftliche Bedeutung zu würdigen ver-

steht, wird die Aufstellung des Teilungsplanes auch
von der betriebswirtschaftlichen Seite her den richtigen
Weg gehen. Dazu gehört, daß als Betriebsform
der Familienbetrieb, in dem die volle Ausnutzung
der bäuerlichen Arbeitskräfte gewährleistet ift, im

»

Mittelpunkt des Einteilungsplanes steht, daß in

Bezug auf die Spannkraft grundsätzlichan den Be-

trieb niedrigste Anforderungen gestellt werden, und

daß schließlicheine Herabsetzung der Kapitalinvestie-
rung durch weitgehende Ausnutzung der alten Ge-

bäude und vernünftige Plangestaltung zur Erleich-
terung der Betriebsmechanifierung erstrebt wird.

Die ersten Schwierigkeiten gibt es bei der Wahl
der Betriebsgröße
Rezept für die optimale Betriebsgröße. Man kann

lediglich gewifse Kriterien erkennen, die jedoch nur

für bestimmte wirtschaftsgeographische Bezirke gelten
und auch dort entsprechend dem Fluß der allge-
meinen Wirtfchaftslage nicht feststehen, sondern stark
wechseln. Letzten Endes gibt es nur einen ent-

scheidenden Gesichtspunkt für die richtige Abmessung
der Stellengröße, und das ist die sichere Bejahung
ihrer Lebensfähigkeit.

Hierbei kommt es in erster Linie daran an, daß
eine möglichst weitgehende und zweckmäßigeAus-

nutzung der Familienarbeitskräfte gesichert ift. Jn

diesem Rahmen gibt es zahlreiche Möglichkeiten,
wobei die richtige Abmessung des Verhältnisses
zwischen den vorhandenen menschlichen und tierischen
Arbeitskräften eine der schwierigsten Aufgaben ift.

Soviel steht fest: es gibt kein !

Damit sind die Grenzen, innerhalb deren sich die

optimale Betriebsgröße bewegt, in gewissem Sinne

bestimmt; aber es bleibt gleichzeitig doch ein

gewisser Spielraum, der unentbehrlich ist ; denn
die wirtschaftliche Lage im In- und Ausland ist
im Fluß, und niemand kann absehen, wann und

wie eine Stabilisierung eintreten wird. Dies wirkt

sich selbstverständlich auch auf die Betriebsge-
staltung der Siedlerwirtschaften aus. Die wirtschaft-
liche Stagnation mit ihrer riesigen Arbeitslosigkeit
bringt eine starke Rückwanderung von der Stadt

aufs Land mit sich, und zahlreiche Arbeitslose suchen
bei ihren ländlichen Verwandten Unterkunft und

Arbeitsmöglichkeiten. Das kann hier und da zu
einer gewissen Heraufsetzung der Betriebsgröße führen,
denn die Familie ist tatsächlich größer geworden.
Liegen diese Voraussetzungen aber nicht vor, so ist
jede Vergrößerung der Stelle über das Maß dessen,
was die Normalfamilie bewirtschaften kann, gefährlich,
weil hierdurch entweder Lohnarbeit erforderlich werden

kann, oder, was vielfach festzustellen ist, die Mehr-
fläche der Extensivierung verfällt und damit der

Betriebsrentabilität nicht gedient wird. Selbstver-
ständlich gibt es Fälle, wo man z. B. aus technischen
Gründen (kupierte Oberflächengestaltung, schwierige
und teure Aufschließungsmöglichkeiten)die Größe
des Familienbetriebes überschreiten muß. Dann
wird man aber bei der Preisgeftaltung bezüglich
dieser Betriebe besondere Vorsicht anwenden müssen,
da sie zu Zeiten jedenfalls auf Lohnarbeit ange-
wiesen sind und damit nicht in gleichem Umfange
leistungsfähig sind, wie die eigentlichen Familien-
betriebe.

Ein weiterer Faktor, der für die Frage der richtigen
Bemessung der Betriebsgröße von Bedeutung ist,
ist die hauptsächliche Betriebsrichtung der neuen

Stellen. Es gibt arbeitsintenfive Betriebszweige,
wie Hackfruchtbau und arbeitsextensive, wie Getreide-
bau. Daß die optimale Betriebsgröße bei den arbeits-

extensiven Wirtschaften höher liegt, ift selbstverständ-
lich, ebenso auch, daß bei intenfiVen Betrieben, z. B.
bei starker Viehhaltung die Art der Viehhaltung
(Stallfütterung oder Weide-gang) für das Maß der

Arbeitsleistung und damit für die Betriebsgröße
entscheidend ist. Daß die hauptsächlichsteBetriebs-

richtung schließlichwieder von der Bodenbeschaffenheit
und auch von der Absatzlage und letzten Endes aber

auch von den großen weltwirtschaftlichenZusammen-
hängen beeinflußt wird, ift natürlichund damit die

, außerordentliche Schwierigkeit, alle die Betriebs-

größe bestimmenden Faktoren richtig feftzulegen,
wenigstens angedeutet.

Aus den verschiedensten Gründen haben in den

letzten Jahren die sogenannten Kleinstellen, d. h.
solche, die ihren Besitzer Nicht allein aus der Land-·

wirtschaft ernähren, erhöhte Bedeutung erlangt. Sie

sollen zusammen mit zusätzlichenArbeitsgelegen-
heiten erft die Familiennahrung sicherstellen. Ebenso-
wenig wie beim Vollbauernbetrieb gibt es auch
hier ein feftes Rezept für die Betriebsgröße, da
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die Nachhaltigkeit der Nebenerwerbsmöglichkeiten

kaum in vollem Umfange erkannt und berechnet

werden kann ; nur soviel steht fest, daß die Land-

zulage um so größer sein muß, je weiter der Be-

trieb von einem Wirtschaftszentrum entfernt liegt,

denn die Hauptprodukte der kleineren Stellen sind

hochwertige Veredelungserzeugnisse, für die aus-

reichender Absatz nur in der Nähe größerer Ver-

brauchszentren gegeben ist. Aber ein wichtiges
Kriterium für die Größenabmessungder kleinen

Stellen ist die richtige Bemessung des Anspanns.
Da die Belastung mit Anspann umso größer wird,

je kleiner die Stelle ist, hält man die Stellengröße

hier zweckmäßigentweder so klein, daß sie ganz

ohne eigene Anspannung auskommen kann, wie dies

bei ausgesprochenen Landarbeiterstellen üblich ist. Die

nächste Größenkategoriebeginnt erst dort, wo die

Einsetzung eines Pferdes und seine Ausnutzung

wenigstens einigermaßen lohnt. Für Ostpreußen

sind das erst Stellen von 20 Morgen an aufwärts.

Wird die Haltung zweier Pferde notwendig, so muß

die Betriebsgröße zweckmäßigso abgestimmt werden,

daß diese Pferde auch einigermaßen voll ausgenutzt

sind. Damit ist in der Regel, was die mensch-

lichen Arbeitskräfte angeht, auch der Familienbetrieb

erreicht.
Die Frage der Zuteilung der Pläne an die ein-

zelnen Stellen wird in erster Linie auch durch den E

richtigen Einsatz der menschlichen und tierischen

Arbeitskräfte bestimmt. Daß zur Niedrighaltung

der Anspannung die Zuwegung zu den einzelnen

Plänen möglichsteben, gerade und kurz sein muß,

ist selbstverständlich,wie überhaupt ein wohldurch-

dachtes Wegenetz für jeden Plan das unentbehrliche

Gerüst darstellt. Aber es können besonders bei der

Ausweisung der Wege auch Übertreibungen vor-

kommen. Ein zuviel an Wegen bewirkt nicht nur

einmalige Kosten bei der Wegeauslegung, sondern,
was besonders für den späteren Betrieb des Siedlers

beachtlich ist, auch für die Dauer erhebliche Unter-

haltungskosten. Und diese können den Vorteil einer

reichlichen Zuwegung leicht wieder aufheben. Be-

sonders wichtig ist es jedoch, daß die Zuwegung
individuell nach der Stellengröße geregelt ist. Die

Einspännerstellemit schwacher Anspannung muß er- -

heblich kürzereWege haben wie die Zweispännerstelle.

Das Ziel der Niedrighaltung des Anspanns kann

auch dadurch erreicht werden, daß man durch Zu-

teilung verschiedener Bodenarten und eine gute:

Verteilung der vorhandenen Kulturarten die so ge-

fürchteten Arbeitsspitzen abbricht. Dasselbe kann

auch durch günstige Verteilung der menschlichen

Arbeitskräfte erreicht werden, wenn man z. B. den

Anbau verschiedener Früchte durch geschickteBoden-

zuteilung sicherstellt.
dings zu dem sogenannten Mehrplanfystem, während

bezüglich der Arbeitswege das Ideal das Einplan-

fystem ist. Das ist jedoch betriebswirtschaftlich nur

bei sehr gleichmäßigenBodenverhältnissen richtig.
Jm anderen Falle sind die Vorteile des Mehrplan-

Man kommt hierdurch aller-
»

systems wegen der günstigeren Arbeitsverteilung

Zins
der größeren Sicherheit der Erträge zweifellos

o er.

Die Form, in der- die einzelnen Siedlungen zu
einem neuen Wirtschaftskörper zusammengefaßt
werden —- Dorf- oder Streusiedlung — ist viel

umstritten. Wer in der Praxis steht, wird wissen,
daß man sich nicht grundsätzlichfür die eine oder

andere Siedlungsform entscheiden kann, denn beide

Formen haben ihre bestimmten Vorzüge. Abgesehen
von der ortsüblichen Siedlungsweise kommt es in

erster Linie auf die richtige Abwägung der materi-

ellen und ideellen Vorteile der beiden Siedlungs-
formen an. Keinesfalls sprechen die materiellen

Erwägungen, wie vielfach behauptet wird, immer

fiir die Streusiedlung denn z—B— die Förderung
des Absatzes oder die gemeinschaftliche Maschinen-
benutzung oder die Elektrisierung verlangen ge-

fchlofsene Siedlungsformen. Daß die ideellen Be-

lange bei geschlossenenSiedlungsformen am besten
gewahrt werden, ist unbestritten, und so wird man

schließlicheinen gerechten Ausgleich suchen und somit
den goldenen Mittelweg einschlagen müssen,wie sie
ein geschlossener Dorfkern mit gruppenweise zu-

sammengefaßten Ausbauten darstellt. Man wird

so bei gutem Willen in allen Fällen eine Form

findtenkliljnneg
die neben den betriebswirtschaftlich-

ma erie en elangen auch den men li -·

ihr Recht werden läßt.
sch ch ldeellen

Man. darf bei der Aufstellung eines Teilungs-
plans nie vergessen, daß er für Generationen ge-

schaffen wird und bei den im Laufe der Jahre

wechselndenwirtschaftlichen Verhältnissen Aus-

gleichsmöglichkeitenbieten muß. Ein Mittel, die

Etnzelwirtschastenfür die Zukunft in betriebswirt-

schaftlicherBeziehung beweglich zu halten, ist das

Verfügungsland.Da es in erster Linie zur Ver-

großerungder kleinen Stelle dienen soll, kann man

hierfur natürlichnicht die sogenannten »Knochen«
des Objekts in Aussicht nehmen. Denn durch ihre
spatereZuteilungan die kleinen Stellen würde vor-

ausfichtlichder erstrebte Erfolg nicht eintreten. Das

Verfügungslanddarf auch nicht an einer Stelle
liegen, wo keinBedarf dafür besteht. Vielmehr
mußes »ingunstigster Lage gerade an den Stellen

liegen,fur deren spätere Vergrößerung es in Aus-
sicht genommen ist. Es muß auch, um die Sied-

lungenbetriebswirtschaftlich nicht ungünstig zu be-
einflussen, aus verschiedenen Boden- und Kultur-

arten bestehen.Nicht unwichtig ist es auch ein
kleines Stuck Land innerhalb der Gemeinde vorzu-
behalten,um etwaige spätere Bedürfnisse nach Er-

weiterungder Gärten oder aber auch nach weiteren

Kleinstellenf(Handwerker usw.) befriedigen zu können
Jch erwähnte bereits die Notwendigkeitder Herab;

setzungder Kapitalbelastung gerade bei dem klein-
bauerlichen Betrieb. Es wird im allgemeinen über-
sehen, daßein geschickter Teilungsplan hierzu außer-
ordentlichbeitragen kann. Die Hauptbelastung für
den Siedler sind die Gebäude. Deshalb ist die
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Abb. 1 Die Siedlung steht noch völlig unvermittelt in der Landschaft. Es fehlt jeglicher Baumwuchs

zweckmäßigeAusnutzung der Altgebäude für die

künftige Belastung des Siedlerbetriebes von beson-
T

derer Bedeutung Natürlich sind der Ausnutzung
Grenzen in betriebswirtschaftlicher Beziehung ge-

zogen. Die Hoflage muß geräumig bleiben, denn

der Hof ist die Hauptarbeitsstätte des Bauern und

seiner Frau. Hoserweiterungsmöglichkeitensollen
gegeben sein. Ein Platz für einen kleinen Garten

ist fast unentbehrlich. Auch die Entfernung der

alten Gebäude zu den Ackerschlägen,besonders bei ,

größeren Gütern, empfiehlt häufig den Abbruch
einzelner Gebäude, da ihre restlose Ausnutzung für
den künftigen Siedler zu weite Wege zu den

Siedlungsplänen bedeuten würde.

Bei der Gebäudeausnutzung darf nicht vergessen
werden, daß fast immer irgendein Gebäude oder

Gebäudeteil vorhanden ist, der gemeinschaftlichen
Zwecken der Siedler (Unterstellung von Maschinen,
Lagerung von Produkten) nutzbar gemacht werden

kann. Von Vorteil sind solche Gebäude allerdings
für die Siedlergesamtheit nur dann, wenn sie von

den Siedlerstellen bequem erreichbar sind. Man

sollte deshalb hier und da eher einen geschickten
Durchbruch mit in den Kan nehmen, als die Siedler

jahrzehntelang einen Umweg machen lassen.
Ein zweites Moment, daß die Kapitalbelastung

des Siedlers bestimmt, ist die Besetzung mit Ma-

schineninventar. Auch hier kann der Landmesser
schon bei der Aufstellung des Teilungsplanes, be-

triebswirtschaftlich gesehen, günstigeVoraussetzungen

schaffen, indem er gerade und rechteckige Planfiguren
vorsieht und die Möglichkeit für die spätere gemein-
schaftliche Ausnutzung mit dem Boden fest verbun-

dener Maschinen (Motoren, Saatreinigungsanlagen,
«

gemeinschaftliche Wasseranlagen usw.) ins Auge faßt.
Auch kann eine zweckmäßigePlangestaltung besonders
zu einer günstigen Lösung der schwierigen Frage
der Elektrisierung durch Schaffung möglichst ge-

schlossener Siedlungsformen und durch Augweisung
der Hofstellen in der Nähe vorhandener Starkstrom-
leitungen oder Transsormatoren beitragen. Daß
hierdurch erhebliche Berbilligungen für die künftige
Siedlung erzielt werden können, steht fest. Ex-

rechnet doch das überlandwerk Pommexm daß bei

geschlossener Bauweise die Elektrisierung 3,7, bei

Streusiedlung GB der Gesamtkosten der Siedlung
ausmachen. Die Not der Landwirtschaftzwingt, jede
Möglichkeit auszunutzen, UM durch betriebswirtschaft-
lich zweckmäßigeOrganisation des Teilungsplans die

Rentabilität zu sichern. Das ist selbstverständlich
einfacher zu einer Zeit, wo genügendGeld zum Aus-

bau der Folgeeinrichtungen zur Verfügung steht und

bezüglich der Verwertung der alten Gebäude ver-

schwenderisch verfahren werden kann.

Aber Man Wird doch zu einem Teil das,
was einem an Geld fehlt, durch ein Mehr an

gedanklicher Arbeit ersetzen können,und damit das

Von allen erstrebte Ziel der Schaffung Iebengfähiger
Betriebe zwar mit mehr Arbeit aber größerer Be-

friedigung erreichen können.
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Abb. 2 GlücklicheVerbindung der neuen Siedlung mit altem Baumbestand und Hecken

Siedlung und Landschaftsyflege
von H a n s G e r l a ch , Gartenarchitekt DWB, Königsberg Pr.

Es läßt sich kaum abstreiten, daß ein großer Teil
der neuerstellten ländlichen Siedlungen recht unver-

mittelt in der Landschaft steht. Sie befriedigen
in ihrer Gesamtwirkung nicht Vollauf. Etwas in

Unferem Empfinden wendet sich gegen sie.
Fragt man danach, wie dem abzuhelfen ist, so

wendet sich das Auge unwillkürlichvergleichend den

bestehenden älteren Siedlungsanlagen zu, die diese
Wirkung nicht haben. Man findet dann, wie un-

bedingt notwendig die Verbindung der lebendigen
Natur mit dem Hause, das Zusammenwachsen.

der Gebäude mit Baum und Strauch ist, la-

daß dadurch erst in uns das Gefühl des Fest-
gewurzelten wachgerufen wird, und damit jenes
beglückende, wahre Heimatgefiihl, das wir gerade;
mit der Siedlung fördern und festigen wollen. Wir ;

stellen gleichzeitig fest, daß es sich bei dem Be-«

mühen, diesen Zusammenhang herzustellen, durchaus
nicht um eine Frage der schönenWirkung alleinL
handklhdaß sich diese Frage vielmehr in der selbst-
VerständlichftenWeise aus den praktischen Anforde-
rungen, die wir an jede Siedlung stellen, ergibt. I

Baum und Strauch sind unsern Siedlern Ertrag-
spender. Sie geben ihm die Möglichkeit, die eigene
Wirtschaft vielseitig zu gestalten und ihren Nutzen
zu steigern. Beides, der Ertragsgedanke, wie auch
die Steigerung der Iandwirtschaftlichen Wirkung
gibt uns das Recht zur Forderung, daß bei ent-

stehenden Siedlungen gleichzeitig eine be-
wußte Landschaftspflege einsetzen muß.

In welcher Weise ein solches Vorgehen möglich
ist, ergibt sich aus dem Wesen der Siedlung. Sie
lehnt jede Künstelei von selbst ab, dagegen strebt
sie mit natürlicherSelbstverständlichkeitdie organische
Verbundenheit mit dem vorhandenen Landschafts-
bilde an. Eine sogenannte »Verschönerung«etwa
im Sinne der Verschönerungsvereineder Vorkriegs-
zeit liegt ihr völlig fern. Umgekehrt ist es aber
auch ein Irrtum zu glauben, daß die Tätigkeit des
Bauern und die von ihm betriebene Bodenbewirt-
schaftung einer planmäßigenLandschaftspflegegrund-
sätzlichentgegenstehen. Was er unbewußtanstrebt,
ist die gepflegte Schönheit der in den Dienst des

Menschen gestellten Zwecklandschaft.
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Abb. 3 In die vorhandene Landschaft gut eingefügte Einzelsiedlung

Der schöngeschnittene Acker, die gerade und gleich- ! der Stelle überreichlich zu tun. Im deutschen Osten,
mäßig über ihm hinlaufende Furche, das wogende, f wo sich alle Landarbeit sowieso eng zusammendrängt,
einen guten Ertrag versprechende Kornfeld, der in

gleiche Beete regelmäßig aufgeteilte Nutzgarten, die

Obstbaumreihen, das ist es, was seinem Auge gefällt
und was auch der Städter bei ihm sucht.

Aber auch bescheidenere Bedürfnisse soll ihm die

Natur erfüllen. Die Bank vor dem Hause, der Hof-
brunnen, die Dungstätte brauchen Schatten und der
Bauer pflanzt hier wie dort einen Baum. Die be-

fonnte Wand des Hauses schafft günstige Vorbe-

dingungen für das Gedeihen von Obst verschiedenster
Art. Der Bauer läßt sich diese Möglichkeit nicht
entgehen.
Blütentellern ist ihm nicht nur ein Schmuck seines
Gartens, sondern auch eine wertvolle Ergänzung
seiner Hausapotheke und daß ihm schließlichauch
ein reines Schmuckbedürfnis nicht abgeht, zeigt das

Allerlei an Blumen, mit denen er die Beete seines
Vorgartens zu bepflanzen pflegt. Ganz von selbst

erscheinen läßt, der Zusammenklang von Haus und

Landschaft. -

seine Stelle, so wird es nicht überraschen, daß er

nicht sofort an derartige Dinge herangeht.

Der Holunderbusch mit seinen weißen -

scheint aus diesem Grunde das Verständnis für den
Ausbau der Siedlerstelle in unserem Sinne geradezu
etwas abgetötet zu sein. Einen Baum hochzupflegen
ist schwieriger als anderswo, Enttäuschungensind
nicht ausgeschlossen. Ihm sollten daher die länd-

lichen Siedlungsgesellschaften zur Seite stehen und

auch diesen wichtigen Kleinigkeiten über den rein

verwaltungsmäßigen Begriff der Siedlung hinaus
bei der Errichtung von Siedlungen in Verbindung
mit der Durchführung der Landschaftspflegeihre
größte Aufmerksamkeit schenken.

Die Siedlungsunternehmungen sind hierzu in der

Lage. Schon bei der Planung läßt sich durch sie
durch geschickteAusnutzung des Vorhandenen manches
an Wirkung erzielen und an Werten erhalten, was

sonst nur nach jahrzehntelanger Wartezeit erreicht
werden kann. Vorhandene Baumbeständein Gestalt

»
von Baumgruppen, die dem Vieh auf den Weiden

entsteht aus der Befriedigung dieser natürlichen Be- :

düvfnisfedas, was die Siedlung als festgewurzelt
an heißenTagen Schutz bieten, durch die Erhaltung
alter Alleen, vorhandener Hecken usw. der alten

z Parks, kann man von vornherein den Eindruck mancher
Siedlung entscheidend beeinflussen.

Betrachtet man demgegenüber den Neusiedler und
«

Dadurch, daß
man die Gebäude, besonders wenn es sich um Einzel-

; gehöfte handelt, in die Nähe solcher Baumgruppen
Er hat -

für den Anfang mit dem wirtschastlichen Ausbau
’
rückt, oder an den Waldrand, kann man ihnen das

Jsolierte, der Landschaft Wesensfremde, nehmen,
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Abb. 4 Durch Erhaltung einer alten daumgruppe bekommt die Siedlung eine ungewöhnliche Steigerung

über das wir oft beim Anblick derartiger Siedlungen
»

klagen. Solche Maßnahmen Verlangen überhaupt
keine Aufwendungen und steigern die Wirkung der

geometrischen Formen der Gebäude wie der ganzen

Siedlung gerade durch den Kontrast, den die masfiven,
einem andern Gesetz gehorchenden Baumkronen mit

ihren wechselvollen Umrissen geben.
Unerschöpflichsind so die Möglichkeitenunter voller

Berücksichtigungvon Wirtschaftlichkeit und Zweck-
Mäßigkeit,alles in guten Einklang zu bringen durch
PlanmäßigeNutzanwendung und Ausbau der vor-

handenen Natur, wenn es gilt Baum und Strauch,
Wald und Feld, Wiese und Flur, Weide und Bach
mit einer Siedlung zu verschmelzen. Allerdings
fordern derartige Gegenwarts- und Zukunftsaufgaben
einen ausgeprägten Sinn für das Wesen der jewei-
ligen vorhandenen Natur. Wer kein Gefühl für die

Eigenart der örtlich gebundenen Landschaft hat, der

lasse die Finger von solchen Dingen, denn die Er-

haltung und Ergänzung der Großvegetationerfordert
ein ganz besonderes Taktgefühl und Verbundenheit
mit der Natur, sowie einen klaren Blick für das

allein Zulässige bei heimattreuer Landschaftspflege.
Auch mit den üblichenMitteln der Parkgärtnereiist

bewußteLandschaftsgestaltungnicht möglich, denn

nicht eine künstlichfrisierte landschaftliche Umrahmung,
sonderndas Herausarbeiten eines bodenständigen
wirkungsvollen und üb erzeugend en Landschaftsmotivs,

das zum Ausgangs- und Mittelpunkt die Siedlung
hat, muß das Ziel sein. Alle Neupflanzungen haben
sich darum dem vorhandenen Pflanzenbestand anzu-

passen und unterzuordnen. denn jede Landschaft hat
ihr eigenes Gesicht. Da die Formen der freien
Landschaft zu verschiedenartig sind und stets alle

bodenständigenVoraussetzungen mit in Betracht ge-

zogen werden müssen, wenn es gilt, eine Siedlung
mit der Landschaft in harmonischen Einklang zu

bringen, lassen sich allgemein gültige Regeln dafür
nicht aufstellen. Auch dürfen Neupflanzungen von

Bäumen niemals schematisch durchgeführt werden,
z. B. sind Baumgänge, sogenannte Alleen bei einer
Siedlung meist überflüssig. Sie haben nur unter

ganz bestimmten Voraussetzungen hier Daseinsbe-
rechtigung. Eine solche ist z. B. gegeben, wo bei

Aufteilung eines Gutes die Allee als Bindeglied
zwischen dem vorhandenen alten Gutspark und der
neuen Siedlung in Erscheinung tritt. Dann aller-

dings ist der Baumgang als organische Bindung
von alt Vorhandenem und neu Hinzugekommenem
außerordentlichwertvoll. Entschließt man sich in
solchen, keineswegs seltenen Fällen, zu einer Allee-
pflanzung, dann empfiehlt es fich, jene Baumart zu
wählen, die im alten Gutspark vorherrscht. Vor
allem aber muß man sichauch darüber klar sein,daß
bei einer Alleepflanzung der einzelne Baum seine
Individualität zu Gunsten einer in sich geschlossenen
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Gesamtwirkung der Allee aufgeben
muß, ’d.-h. hier nicht in die üble
Straßenbaumreihen - Pflanzung

"

der

Großftädte zu verfallen. sondern die

Bäume in der Fluchtlinie so eng zu

pflanzen, daß die Baumkronen schnell
ein dichtgeschlofsenes gewölbeartiges
Laubdach bilden. Ich verweife als

Beispiel nur auf die alten Kastanien-
alleen im Park zu Weimar, wo der

Abstand von Baum zu Baum nur

4 bis 5 Meter beträgt. Selbstver-
ständlich können für derartige Baum-

gänge Obftbäume nicht verwendet

werden.

Für eine lebendige Steigerung des

Hauses von allergrößter Bedeutung
ist der Einzelbaum, die gefchlossene
Baumgruppe oder ein Baumtrupp,
denn es ist eine längst erwiesene Tat-

fache, daß selbst das bescheidenfte und

unbedeutendste Bauwerk durch einen

sich zwanglos anlehnenden Baum,
oder einer ganz natürlich sich an-

schmiegenden Baumgruppe an Be-

deutung in der freien Landschaft ge-
winnt und andererseits Baum und

Baumgruppe durch das Bauwerk be-

sonderen Wert erhalten. Diese Er-

fahrung sollte man sich stets bei dem

freistehenden ländlichen Siedlerhaus
zu Nutze machen und danach handeln.

Auch ein kräftig sich entwickelnder

Wildstrauch, z. B. der schon genannte
gewöhnlicheHolunder kann die Auf-

gabe erfüllen, Bindeglied der Land- «-

schaft fein. Man hüte sich aber, Baum-
L

und Strauchpflanzungen zu vermengen,
der Charakter des Einzelbaumes, der

ja gerade in der Stamm- und Kronenbildung
zum Ausdruck kommt, ginge dabei verloren. Daß
Obftbäume hier im Sinne gesunder Heimkulturs
als Motiv vortreffliche Verwendung finden können, I
bedarf wohl keiner weiteren Worte, doch sei darauf
hingewiesen, daß man sich betreffs der Sortenwahl

T

aus Gründen der Wirtschaftlichkeit an das Normal-
,

obftanbausortiment der jeweiligen Landwirtschafts-
kammer halten foll. Durch solche wohlüberlegte
Nachhilfe von Menschenhand bei aller Beschränkung
der Mittel, die lebendige Umwelt jeder Siedlung -

zur größtmöglichftenEntfaltung zu bringen, muß
zu einer allgemeinen Selbstverständlichkeitwerden.

Straßenbaumpflanzungen in Reihen sollte man

innerhalb des Siedlungsbereiches nur dort anwenden,
wo die Baumreihen für den Straßenverkehr von

Nutzen sind, z. B. als trennendes Glied von Bach
und Straße, Straße und Waffergraben, Straße und

Böschung. Dies gilt insbesondere beim Ausbau;
von Feldwegen zu Verkehrsftraßen, ein Vorgang,
der sich bei Aufteilung von Gütern in Siedlerftellen f

.

,«
,

«

. Es «
.

« -

·

Abb· 5 Gute Hausberankung macht den Eingang fchattig und einladend

meist immer ergibt. Dagegen find Landstraßen,
welche dem Verkehr von der Siedlung zum Dorf
oder zur Stadt dienen, ftets mit Baumreihen zu

flankieren. Unsere Laubgehölze wie Birken, Efchen,
Ahorn, Linden, letztere auch im Interesse der Jmkerei,
und dann vor allen Dingen die Obftbäume find
dazu hervorragend gut geeignet. Nur darf man

nicht vergessen, daß die Bepflanzung der Verkehrs-
adern unter weitgehendfter Berücksichtigungdes Ver-

kehrs zu erfolgen hat. Es ift fogar möglich, die

Bäume hier nicht nur als Wegrveiser, sondern fogar
mittels geeigneter Sortenwahl als Verkehrsregler
zu benutzen. Die Pyramidenpappeln können als

Warnungszeichen bei Bahnübergängendienen. Mit

breitkronigen Laubbäumen (Kaftanien, Linden) find
Wegekreuzungen weithin sichtbar zu machen. Im

dichten Wald vermögen Birkenreihen Straßenkurven
selbft bei Nacht auf weite Entfernung zu kennzeichnen.
Je zweckmäßiger solche Pflanzungen durchgeführt

7

werden, um so felbftverftändlicher treten fie in

Erscheinung, um so natürlicher beleben fie die
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Abb. 6 Eine Baumgruppe gibt der Siedlung eine eindrucksvolle Gingangswirkung Solche Gruppen zur Kennzeichnung
von Wegkreuzungen verwandt, wären nicht nur

weSithinsichtbare Merkmale, sondern würden einer Landschaft auch
til geben

Landschaft. Leider ist es unmöglich, im Rahmen
einer kurzen Abhandlung das Problem der Baum- z

Pflanzungen in Verbindung mit Siedlungen er-

schöpfendzu behandeln. Daher mag dies genügen,
Um zu zeigen, von welcher Bedeutung der Baum,
wie überhaupt die wohlabgewogene Verteilung der

Grünmafsen für die befriedigende landschaftliche
Wirkung einer ländlichen Siedlung ist. Denn die

Wechselwirkungvon Architektur und Großvegetation
können die Schönheit der ostpreußischenLandschaft
wesentlich steigern.

Den unmittelbaren Zusammenhang des lebenden

Grün mit der Architektur bewirkt am eindruckvollsten
die Hecke, welche seit alter Zeit bei unseren ländlichen
Wohnstätten als Umhegung gepflanzt wurde. Aus

diesem Grunde, wie im Interesse des Vogelschutzes
sollten bei neuen Siedlungen zur Umschließungvon

Hof und Garten Hecken ganz allgemein verwendet
-

werden. Es gibt keinen besseren und billigeren Wind-

schutzzur Steigerung des Gartenertrages wie die Hecke,
denn dieser Zweck gab ihr die Form. In Holstein hat die

Landbevölkerungseit altersher sichdiese wirtschaftlichen
Vorteile der Heckenpflanzungin großzügigerWeise
zeNutze gemachtund planmäßig die weiten Weide-

jlafhenmit freiwachsenden Hecken durchzogen. Diese
Wmdichutzpflanzungen,»Knicks« genannt, bestehen

aus bodenständigen, winderprobten Gehölzen, die

auf leicht ausgeworfenen Erdwällen eng gepflanzt
und nur in Zeiträumen von 7 bis 9 Jahren knapp
über dem Boden abgeschlagen werden, um dann
um so dichter verzweigt als bewährte Sturm- und

Windbrecher zu dienen. Die freie Landschast em-

pfängt durch diese Knicks eine ganz besondere
Linienführung von eigenartigen Reizen, und mir
will scheinen, daß vom rein wirtschaftlichen und

praktischen Gesichtspunkt aus diese Knickpflanzungen
fiir die ländlichen Siedlungen Ostpreußens außer-
ordentlich wertvoll sind und deshalb auch im Interesse
der Landschaftspflege mehr wie bisher hier vielfeitige
Verwendung und Nutzanwendung finden sollten.

Aus allem aber erwächst für die fiedelnden
Stellen die Aufgabe. nicht nur die reine Mechanik
der Siedlung zu betreiben, sondern in ihr auch
dem rein Menschlichen zur Geltung zu verhelfen,
was sich am sichtbarsten darin ausdrückt,daß sie in
der geschilderten Weise angewandte bewußteLand-
schaftspflege ausüben mitdemZiel, beiungezwungener
Einfachheit schlicht, gewollte ländlicheSchönheitzu er-

zeugen. Dann wird die Siedlung zur wahren Heimat
ihrer Bewohner, denn erst im innigen Zusammenklang
des Natürlichen mit dem durch MenschenhandGeschaffe-
nen wird dieZauberkraft des Wortes Heimat lebendig.
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DieGrundgedankendes Seringwertes »Diedeutsche Landwirtschaft
-

unter volks- und weltwirtschastlichen Gesichtspunkten-A
— von Dr.R.Bräuning,

Assistent am Deutschen Forschungsinftitut für Agrar- und Siedlungswesen, Abteilung Königsberg Pr.
- Die Wiedereingliederung der deutschen Landwirt-

schaft in die Volks- und Weltwirtschaft bildet das

schwierigste Problem, dem die deutsche Wirtschafts-
und Agrarpolitik in der Rachkriegszeit gegenüber-
stand. War schon das Ziel nach Umfang und Form
umstritten, so waren es noch mehr die einzelnen
Maßnahmen, die dieses Ziel verwirklichen sollten.
Wohl sind nach dem Wiedereintritt Deutschlands
in die Weltwirtschaft durch den Enquete-Ausschuß
die Erzeugungs- und Absatzbedingungen in den ein-

zelnen Zweigen der deutschen Wirtschaft untersucht
worden, wohl liegen auch eine Reihe von Unter-

suchungen über die Verhältnisse unserer Haupt-
konkurrenzländerauf dem Markt der landwirtschaft-
lichen Erzeugnisse vor, es war jedoch bisher nur

gelungen, in Einzelfragen Klarheit zu schaffen;
eine Gesamtdarstellung der deutschen Landwirtschaft
im Rahmen der Volks- und Weltwirtschaft fehlte,
so bitter nötig sie auch war.

Wohl niemand war so für diese Aufgabe gerüstet
wie Sering, der die Verhältnisse der amerikani-

schen Landwirtschaft bereits in den 80 er Jahren
studiert und sich durch eine Studienreise in den

letzten Jahren erneut vom Stand der Dinge in

übersee überzeugt hatte. Seine umfangreichen
Studien über die Verhältnisse des Weltmarkts der

landwirtschaftlichen Erzeugnisse und seine Mitarbeit

an führender Stelle im landwirtschaftlichen Unter-

ausschuß des Enquete-Ausschusses waren ihm für
diese Aufgabe noch besonders wertvoll. Ein her-
vorragender Stab von Mitarbeitern bildet ein

weiteres Moment für eine erfolgreiche Lösung der

schwierigen Fragen.

i«) Sämtliche in diesem Aufsatz angeführten Zahlen sind
dem hier behandelten Buch entnommen: »Die deutsche
Landwirtschaft unter volks- und weltwirtschaftlichen Ge-

sichtspunkten«,dargestellt unter Verwertung und Ergän-
zung der Arbeiten des Ausschusses zur Untersuchung der

Erzeugungs- und Absatzbedingungen der deutschen Wirt-

schaft in Gemeinschaft mit O.Appel-Berlin, F.Beckmann-
Bonn, L. v. Bismarck-Berlin, W. M. Frhr. von Bissing-Berlin,
Th- Brinkmann-Bonn, A. Brinkmeyer-Berlin, H. Burckhardt-
Berlin, C. von Dietze-Jena, W. Gerloff-Frankfurt a. M.,
A. Grieser-Berlin, J. Hausen-Berlin, E.Herr-Berlin, A. Hesse-
Breslau, J. Hirsch- Berlin,
Fr. Keiser-Berlin, P. Kern-Berlin, Krieger-Weimar,
H. Künanz-Konradsdorf, E.Lang-KönigsbergPr., B. Meh-
rens - Berlin, Frz. Mendelson - Berlin, K. Mohs - Berlin,
A. Münzinger-Hohcnheim,Fr. Müssemeier-Berlin,M.V. Neu-

mann-Berlin, H. NiehauS-Berlin, Th.Roemer-Halle a.S.,
A. Schindler-Berlin, W. Schlabach-Berlin, Fr. Schlömcr-
Berlin, A. Vogel-Berlin, F. E. Wahl-Berlin, E. Wiedemann-

Eberswalde, W. Wilmanns-Jena. — Max Sering,
Direktor des DeutschenForschungsinstituts für Agrar- und

Siedlungswesen, Abteilung Berlin; Berichte über Land-

wirtschaft, Neue Folge, 50. Sonderheft, Verlag Paul Parey,
Berlin 1932, Preis geb. 62.—- RM.

M. Högel-Wertenson-Berlin, s

Die umfassende Weite der Probleme, die das

Buch behandelt, kommt am besten zum Ausdruck in

Serings eigenen Worten im Vorwort des Werkes:

»Können für das in verengtem und zerrissenem
Raum zusammengeballte 65-Millionen-Volk der

Deutschen die notwendigsten Lebensmittel aus dem

eigenen Boden gewonnen werden? Können die

deutschen Landwirte dem Wettbewerb der weit-

räumigen Länder standhalten ohne einen Hochzoll-
schütz,welcher dem seit dem Krieg rohstoffärmsten
Industrievolk der Erde den Wettbewerb um die

ausländischen Märkte auf die Dauer unmöglich
macht? Können die deutschen Landwirte auch nur

mit der Veredelungswirtschaft der Nachbarländer

gleichen Schritt halten, denen Leihkapital zur Hälfte
des deutschen Zinsfußes zur Verfügung steht?
Durch welche Maßnahmen kann die Versorgung
des deutschen Volkes mit Erzeugnissen des heimischen
Landb aus vermehrt, verbessert und verbilligt werd en ?

Agrarnot herrscht nicht nur in Deutschland, sondern
— wenn auch nur selten in gleichem Ausmaß —

fast über die ganze Erde hin, und zugleich eine

Industrienot mit Millionenheeren von Arbeitslosen.
Wie hängen diese Erscheinungen zusammen ? Handelt
es sich um ein Versagen der »kapitalistischenWirt-

fchaftsordnung«, liegt die Heilung etwa auf dem

Wege, den das russische Volk eingeschlagen hat?
Haben die deutschen Unternehmer und Arbeiter in

Industrie und Landwirtschaft ihren Betrieb und

ihre Lebenshaltung den veränderten Erzeugungg-
und Absatzbedingungen anzupassen gewußt, und wie

sollen sie sich weiterhin verhalten?«
Wir haben es uns zur Aufgabe gemacht,

« hier aus der Fülle der Feststellungen, Folgerungen
und Vorschläge die Grundgedanken herauszu-
schälen und darzustellen. Vier Fragen sollen
uns dabei als Richtschnur dienen.

1. Wo stehen wir heute mit unserer Landwirt-

schaft technisch und wirtschaftlich?
Welche Maßnahmen find zur Besserung der

Lage der Landwirtschaft und zur Hebung ihrer
Leistungsfähigkeitergrifer worden?

Wie beurteilt Sering die Zukunft und welche
Maßnahmen schlägt er vor?

Welche Aussichten ergeben sich für die länd-

liche Siedlung auf Grund der gegenwärtigen
Lage und der voraussichtlichen weiteren Ent-

wicklung der deutschen Landwirtschaft?

2.

3.

Wo stehen wir heute mit unserer Landwirtschaft
technisch und wirtschaftlich?

Die großen Landverluste des Deutschen Reiches
im Frieden von Versailles haben die Ernährungs-

» grundlage des deutschen Volkes wesentlich geschmälert
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Einem Verlust von 9,6 EZ der Bevölkerung steht
eine Verminderung der Landfläche um 13 Dz, der

landwirtschaftlich genutzten Fläche um 1593 gegen-
über. Trotzdem ist es in den letzten Jahren ge-

lungen, die Ernährung des deutschen Volkes zu

zu ihrem wesentlichen Teil aus der eigenen Scholle
zu bewerkftelligen. Das zeigen die folgenden An-

gaben über die wertmäßige Bilanz der deutschen
Lebensmittelversorgung im Jahre 1930:

Einfuhrüberschußan Lebensmitteln und von·der
Landwirtschaft verbrauchten industriellen Rohstoffent

1911X13 2,7 Milliarden NM

1925X27 4,0 » »

1930 3,0 » »

Unter Einrechnung der von der Landwirtschaft

verbrauchten industriellen Rohstoffe (Futter- und

Düngemittel) und unter Berücksichtigung der Geld-
entwertung stellt sichdemnach die wertmäßige Bilanz
der deutschen Lebensmittelversorgung im Jahre 1930

ziemlich ebenso günstig wie im Durchschnittder

Jahre 1911X13. Diese erfreuliche Tatsache ist nur

teilweise eine Folge gesteigerter Produktion-der
deutschen Landwirtschaft Zum anderen Teil ist sie
eine Folge der Weltwirtschaftskrise, die einen billi-

geren Einkauf für die Einfuhrwaren ermöglichte,aber

auch einen Rückgangdes Verbrauchs mit sichbrachte.
Gleichzeitig mit dieser Veränderung in der Er-

nährungsgrundlage des deutschen Volkes waren

noch weitere für das Ergehen der Landwirtschaft
ausschlaggebende Änderungen ihrer Produktionsver-
hältnisse in der Nachkriegszeit eingetreten. Die

wichtigsten davon seien hier genannt:
1.

v

i
I

!

I
l
I

i

Die stärksten Steigerungen finden sich bei den

Sozialversicherungen und Steuern. Die Steigerung
der Löhne bewegt sich in ähnlichem Rahmen wie

diejenige der übrigen Produktionsmittel. Bei den

Sozialversicherungen und Löhnen ist für den Land-

wirt eine Anpassung an veränderte Verhältnisse
nur in geringem Umfang möglich. Besonders nach-
teilig mußte sich die starke Steigerung der Steuern

auswirken, da diesen der Landwirt nicht ausweichen
und sie auch nicht auf seine Abnehmer abwälzen
konnte. Das geht ganz deutlich aus dem unver-

änderten Jndex der Steuern die ganzen Jahre hin-
durch hervor. Zwei Drittel der ländlichen Gesamt-
steuern sind Realsteuern, die sich starr nach der Be-

triebsgröße richten und weder die Leistungsfähigkeit
des Betriebes noch die Vermögenslage des Betriebs-
leiters berücksichtigen Diese Starrheit der länd-

lichen Besteuerung muß besonders dann verhängnis-
voll wirken, wenn die Steuerlast wie in den letzten
Jahren weit über die Kraft der Besteuerten
hinausgeht.

Günstiger lagen dagegen die Möglichkeiten der

Anpassung für den Landwirt bei den veränderten

Preisverhältnissen. Hier hat eine solche auch tat-

sächlich in starkem Umfang stattgefunden. Der

Steigerung der Löhne und Soziallasten, die einen

ganz erheblichen Teil der Gesamtausgaben des

Landwirts ausmachen, war nur zu begegnen durch
eine Verminderung der Arbeitskräfte. Eine solche
ließ sich aber am ehesten erreichen durch Verringe-
rung des viel Arbeit beanspruchenden Ackerlandes

: und Ausdehnung des weniger Arbeit erfordernden
Die veränderte Preisentwicklung für landwirt-

»

schaftliche Erzeugnisse und Erzeugungsmittel,
s

2. Die Entwicklung des landwirtschaftlichen Kredits

und Zinsfußes.
3. Die veränderten Arbeiter- und Lohnverhältnisse
4. Die Änderungen in der Sozialveriicherung und

Besteuerung.
Wir wollen im Folgenden das Ausmaß der

wichtigsten dieser Veränderungen kurz darstellen und

untersuchen, wie weit eine Anpassung der deutschen

Landwirtschaft erfolgt und möglich ist.

Jndices für Betriebsaufwand und Erzeugnispreise.

AS IT II I I I- S

Erzeugnispreise 100 121 114 132 132 124 117

Betriebsaufwand . 100 136 148 146 152 154 153

Betriebsaufwand =

10(), Preisindices: 89 80 84 87 80 76

Künstl. Düngemittel . 100 106 109 108 97 101 102

Futtermittel . 100 146 130 133 153 150 135

Jndustr.Fertigwaren. 100 153 157 144 154 159 155

Lth · · - - — 100 123134141 150151 151

Sozialverficherungen. 100 220 280 360 390 390 400
Steuern (abzugssäh.). 100 370 370 370 370 370 370

Grünlandes Die Umstellung auf vermehrtes Grün-
land bildet das Hauptmerkmal der Entwicklung der

deutschen Landwirtschaft in den letzten Jahren. Die

Vermehrung der Grünlandflächen zog notwendiger-
weise eine Ausdehnung der Rutzviehhaltung nach
sich, die in einem höheren Bedarf an Futterrüben
eine Ausdehnung des Hackfruchtbaus auf dem Acker

und eine höhere Stallmisterzeugung mit sich brachte.
Auf diese Weise wurde eine Herabsetzung des Dünger-
kontos, eine Verbesserung der Ackerkultur und eine

Hebung der Ackererträge erzielt. Das war gleich-
bedeutend mit einer Verbilligung der Produktion.

Der Kapitalschwäche der landwirtschaftlichen Be-
triebe wurde Rechnung getragen durch eine Ver-
minderung des Risikos, wie sie ein verstärkter An-
bau von Menggetreide und Mischfrucht besonders
in den östlichenTeilen Deutschlands möglichmacht.
Die Ausdehnung der Nutzviehbeständeerfolgte vor-

wiegend in der Milchviehhaltung, einem Betriebs-
zweig, für defsen Erzeugnisse sich die Preisrelationen
zunächst wenigstens nicht so ungünstig entwickelt

hatten als bei den anderen Zweigen des Betriebes.
Die Milcherzeugung weist zusammen mit der eben-

falls ausgedehnten Schweinehaltung den schnellsten
Kapitalumschlag in der Landwirtschaft auf. Die Um-

stellung auf diefe Betriebszweige entsprach also
durchaus den gesteigerten Zinsfätzenund der Knappheit
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des Leihkapitals, das sich gerade hier noch am ehesten
mit Nutzen verwenden ließ.

»

Jm ganzen muß man feststellen, daß die

Umstellung der deutschen Landwirtschaft in

der Rachkriegszeit den Veränderungen in

den Produktion-s- und Absatzverhältnissen
durchaus Rechnung getragen hat. Auch Sering
bestätigt das, indem er sagt: »Die gemachten Auf-
wendungen waren zweckmäßigund Fehlinvestitionen
nicht häufiger als in der Industrie.«

Der Erfolg der Anpassung der deutschen Land-

wirtschaft an die veränderten Erzeugungs- und Ab-

satzbedingungen blieb nicht aus. Er äußerte sich in

einem Anstieg der Reinerträge und in einer Ver-

minderung der Verlustbetriebe.
Prozentischer Anteil der

an der Gesamtzahl der Betriebe:

Jahr im Osten im Westen und Süden

1924-25 61 39

1925X26 37 39

1926X27 38 35

1927X28 37 40

1928X29 31 31

fortlaufendebedrohlicheVerschlechterung der
t

Lage der deutschen Landwirtschaft in dert

Zeit nach der Stabilifierung der Währung

zu beobachten. Die erheblichen Wirtschaftsverluste
der ersten Nachinflationsjahre und die Kosten der

Umftellung hatten zu einer beträchtlichen Reuver-

schuldung der Landwirtschaft geführt.
schaften war außerordentlich schwer und eine klare

Zielsetzung war durch die widerspruchsvolle Ent-

wicklung der gesamten Verhältnisse aufs empfindlichste
gehemmt.
auf Grund und Boden gelegten Lasten, die höhere

Erträge fordern, auf der anderen herrschte die Kapital-
»

knappheit, die auf Extensivierung drängt.
Die langsam steigenden Reinerträge kamen mit

der rasch wachsenden Zinslast nicht mit und der

hohe Zinsfuß der nur kurzfriftig verfügbaren Leth-
kapitalien führte zu einer rapiden Schuldenzunahme.
Von 100 untersuchten Betrieben hatten bereits

1927X28 im Osten 46,3, im Westen und Süden

41,8 einen Zinsendienst von über 105 98 des Rein-

ertrages. Dabei verschlechterte fich die Situation

der Betriebe mit zunehmender Betriebsgröße.
Die Gesamtverschuldung der deutschen Landwirt-

schaft betrug - i

im September 1930 ca. 11,6 Milliarden RM
1913 13,() » »

Die Zinslast der deutschen Landwirtschaft betrug
im September 1930 965 Millionen RM

1913 750
» »

fie vwar also 1930 bereits erheblich über den Stand

von 1913 hinaus angewachsen.
Allein im Jahre 1928X29 betrug die durchschnitt-

liche Verschuldungszunahme der deutschen Landwirt-

fchaft 24 RM je Hektar landwirtschaftlich genutzter
Fläche. Bei dieser Lage der Dinge war eine rasche

Auf der einen Seite standen die hohen s

Zunahme
der Zwangsversteigerungen die notwendige

olge.
Zwangsverfteigerungen im Reichsgebiet ohne
Württemberg, Baden und Thüringen:

1924 96 landw. Betriebe mit 2048 ha

1929 1727
» » »

85 501
»

Die Steigerung beträgt der Zahl nach das Zwanzig-
fache, der Fläche nach das Vierzigfache.

Diese wenigen knappen Daten sollten das Bild

von der Lage der Landwirtschaft und ihren Ursachen
schlaglichtartig beleuchten und so eine Unterlage für
unsere weiteren Betrachtungen liefern.

Welche Maßnahmen sind zur Besserung der Lage
«

der Landwirtschaft und zur Hebung ihrer Leistungs-

Verlustbetriebe fähigkeit ergriffen worden?

Als Hauptgrund für das schlechte Ergehen
der Landwirtschaft ist uns bisher immer wieder

das Mißverhältnis zwischen Reinertrag und

Zinslast begegnet. Maßnahmen zur Förderung
I der Landwirtschaft können also nur Erfolg haben,
; wenn sie dieses Mißverhältnis beseitigen. Dieses
F Ziel läßt sich erreichen entweder durch eine Senkung

Trotz dieser erfreulichen Entwicklung war eine i

Das Wirt- T

der Zinslast oder durch eine Hebung der Reinerträge.
Eine Senkung der Zinslast wurde versucht durch die

Reform des Kreditwesens und durch die Umschuldung.
Zur Steigerung der Reinerträge steht eine ganze

Reihe von Mitteln zur Verfügung. Hierher gehören:
1. Die Förderung des Bildungs- und Beratungs-

wesens in der Landwirtschaft
2. Die Maßnahmen zur Steigerung und Verbilli-

gung der Produktion
(z. B. Pflanzenschutz, Seuchenbekämpfung, Feld-
bereinigung, Meliorationen, Düngung, Züchtung,
Mechanisierung).

Das gemeinsame Ziel der eben genannten Maß-
nahmen ist die Steigerung der Produktivität, alfo
die Erzielung höherer Erträge bei gleichbleibendem
Aufwand oder gleichbleibender Erträge bei sinkendem
Aufwand, mit anderen Worten ausgedrückt,die Ver-

billigung der Erzeugung.
3. die Verringerung der allgemeinen Kosten des

landwirtschaftlichen Betriebes läßt sich erzielen
durch Senkung der öffentlichenLasten und

Steuern.
4. Das wichtigste Mittel zur Steigerung der Rein-

erträge, die Hebung der Preise, wird angewandt
in der Förderung des Genossenschaftswesens,
in der Organisation des Absatzes und in der

Zollgesetzgebung
Trotz stark gesteigerten Aufwandes von öffentlichen

Mitteln für diesen Zweck in der Nachkriegszeit ist
die Lage der deutschen Landwirtschaftheute schwieriger
denn je. Der Erfolg dieser Maßnahmen ist nicht
befriedigend. So scheint die Frage nicht unberechtigt,
ob diese Mittel in zweckmäßigerWeife angewandt
und immer am richtigen Ort eingesetzt worden sind.

Alle Bestrebungen zur Hebung der Produktivität
sind langfristiger Natur« Sie wirken nur langsam
und können keine rasche Steigerung der Reinerträge
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bringen. Die Senkung der Produktionskoften auf indices der Agrarstoffe und denjenigen der Industrie-
dem Wege der Senkung der öffentlichenLasten und

Steuern verspricht zwar schnellere Erfolge, sie hat
aber ihre Grenzen in den zur Erfüllung der un-

umgänglichenStaatsaufgaben erforderlichen Mitteln.

Deshalb find von dieser Seite starke Einflüfse zur

Hebung des Neinertrages nicht zu erwarten. Durch
Organisation des landwirtschaftlichen Absatzes und

durch Förderung des Genossenschaftswesens ist es

möglich, die Produktionsmittel des Landwirts zu

verbilligen und seinen Anteil am Verbraucherpreis
der landwirtschaftlichen Erzeugnisse zu steigern. Diese

Maßnahmen versprechen nicht unerheblichen Erfolg.
Leider sind die Fortschritte auf diesem Gebiet auch
nur schrittweise zu erreichen und wir haben hier

noch einen langen Weg bis zum Ziel vor uns.

Als entscheidendes Mittel zur Erhaltung undZ

i
«

i

!

Steigerung der Preise der landwirtschaftlichenEr- s

zeugnisse hat sich die Zollgesetzgebung erwiesen. Sie ;
ist das einzige rasch wirksame Mittel zur Hebung E

der Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse und

zum Ausgleich des Gegensatzes zwischen Zinslast und

Reinertrag

Die Zollgesetzgebung der Nachkriegszeit läßt sich J
in zwei Perioden einteilen.

umfaßt die Zeit von 1925 bis 1929. In dieser
Der erste Abschnitt T

Zeit basierten die Agrarzölle im wesentlichen auf
den Sätzen des Bülow-Tarifs vom Jahre 1902.

«

Nur bei Fleisch wurde der Zollschutz durchbrochen,
indem die zollfreie Gefrierfleischeinfuhr allerdings
unter Beschränkunggestattet wurde. Beim Getreide,
besonders beim Weizen hatte man den Zollschutz
der Borkriegszeit sogar etwas vermindert, während
man den Veredelungserzeugnissen einen etwas stärkeren
Schutz zudachte. Für Lebendoieh waren die Zoll-
sätzeim Jahre 1928 sogar doppelt so hoch wie vor

dem Kriege geworden. Im ganzen läßt sich als

Tendenz der Agrarzölle dieser Zeit eine leichte Be-

vorzugung der Veredelungserzeugung erkennen.

Im zweiten Abschnitt, in der Zeit seit 1929,

machte der Zusammenbruch der Preise für die land-

wirtschaftlichen Erzeugnisse auf dem Weltmarkt eine

beweglichere Gestaltung der Zollgesetzgebung not-

wendig. Im Dezember 1929 wurden zum ersten
Mal bewegliche Zölle für Schweine und Brotgetreide

eingeführt,wobei jedoch die Grenzen der Schwankungen
nach oben und unten noch festgelegt wurden. Etwas

später wurden auch für Futtergetreide und Kleie be-
.

Zur Regulierung des schaft des östlichenDeutschlands auch auf dem Gebietwegliche Zölle notwendig.
Absatzes des überschüssigenNoggens und der Kar-

toffeln wurde 1930 für Mais sogar ein Monopol

geschaffen.

z Indexzahlen
Zollsätze RM je dz 1913 :--—- 100»

1906-14 1928 15.5.31192815.5.31

Noggen . 5,00 5,00 20,00 100 400

Weizen 5,50 5,00 25,00 91 444

Braugerste 4,00 5,00 20,00 125 500

Futtergerste. 1,30 2,00 18,00 ·154 1385

(6,00 bei

ngräiuråoggen-)
Hafer 5,00 5,00 16,00 100 320
Mais . . . 3,()0 2,50 Monopol 83 Monopol

Lebende Ninder 8,00 16,00 24.50 200 306

» Schafe 8,00 16,00 22,50 200 275

» Schweine 9,00 16,()0 40,00 178 444

» Gänse — — 24,0() — —

» Hühner 4,00 6,00 6,00 150 150
Rind- und Schaf-

fleisch 27,00 37,50 55,00 139 204
i Schweinefleisch. 27,00 32,00 55,00 118 204

Schweinefpeck . 36,00 14,00 14,00 39 39

Schweineschmalz 10,00 6,00 6,00 60 60
Butter . 20,00 27,50 50,00 138 250
Quark 30,00 5,00 6,00 17 20

Käse . 15,00 20,«00 20,00 133 133
s Käse . . 20,00 20,00 20,00 100 100

Tafelkäse 20,00 3(),00 3(),00 150 150

Eier . 2,00 5,00 5,00 250 250

fleischeinfuhr und die Erhöhung des Zolls für Butter,

Futtergerste und Kleie bilden weitere Etappen auf ;
dem Wege zur Erhöhung des Schutzes der deutschen

Landwirtschaft. Schließlich bekam durch die Not-

verordnung vom 28.3.1931 die Neichsregierung
die weitgehende Ermächtigung, mit Hilfe von Zoll-
Maßnahmen einen Ausgleich zwischen den Preis- !

erzeugnisse zu schaffen.
Die wichtigsten Daten aus der Entwicklung der

. deutschen Agrarzölle in der Nachkriegszeit zeigt nach-
stehende Tabelle :

Es ergibt sich hieraus ganz deutlich, daß in der

neuesten Entwicklung im Gegensatz zu der Zeit von

1925X28 dem Getreidebau der stärkere Zollschutz
zuteil wurde, während bei den Veredelungserzeug-
nissen, abgesehen von den Schweinen, nur verhältnis-
mäßig geringe Erhöhungen erreicht worden sind.
Überblicken wir nochmals das ganze Gebiet der

Förderungsmaßnahmender deutschen Landwirtschaft,
so haben sich zweifellose Erfolgsmöglichkeitenfür die

Maßnahmen zur Hebung der Neinerträge, wenn

auch in beschränktem Umfang ergeben. Für die

Maßnahmen zur Senkung der Zinslast läßt sich das

nicht ganz so unumwunden bejahen. Der landwirt-

schaftliche Personalkredit konnte durch Aufwendung
von 90 Millionen Neichsmark für die Nationalisierung
des Genossenschaftswesens vor dem Zusammenbruch
bewahrt werden. Neben dieser Hilfe für den kurz-
friftigen Kredit des Landwirts ist für die Landwirt-

des langfristigen Kredits auf dem Wege der Um-
schuldung sehr viel getan worden. Für Zwecke der

Die Aufhebung der zollfreien Gefrier- E UmschUIdUUg sind bis Ende 1930

im ganzen . . .

aufgebracht worden.

Davon: für Ostelbien ohne
Schleswig-Holstein 135,1
für Ostpreußen 96,0 » »

Das Osthilfegesetz sieht weitere 500 Millionen NM
für Umschuldungszwecke vor, die fich auf die Zeit

183,6 Millionen NM

» »
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von 1931 bis 1936 verteilen und aus Mitteln der

Bank für Industrie-Obligationen beschafft werden

sollen.
Der Sinn der Umschuldung ist, die Betriebe von

den Störungen der kurzfriftigen Kreditfälligkeiten
zu befreien und ihre Zinslast herabzusetzen. Die

Steigerung der Reinerträge sollte dann die ver-

bleibende Zinslast tragbar machen. Zweifellos wäre
bei schnell ansteigenden Reinerträgen diese Lösung
gelungen. Leider ist die Steigerung der Reinerträge
nicht in dem erhofften Tempo erfolgt. Darum ist
die erstrebte Sanierung durch die Umschuldung auch
nur in einem Teil der Fälle eingetreten

Im Juni 1930 waren in Ostpreußen bereits ein

Drittel aller ausgegebenen Umschuldungskredite not-

leidend geworden. Den Ausfall von 10 Millionen

hatten Preußen und Reich mit je 37Z und die

Provinz Ostpreußen mit 25 70zu tragen. Es ergibt
sich also als Wirkung der Umschuldung eine Uber- I

nahme des Risikos des einzelnen Gläubigers auf
die breiteren Schultern der Gesamtheit der Steuer-

zahler. Eine Beseitigung des Mißverhältnisses
zwischen Reinertrag und Zinslast konnte demnach die

Umschuldung in vielen Fällen nicht bringen, sie konnte

den Zusammenbruch der Betriebe lediglich hinaus-
schieben. Die Preußenkasse spricht das offen aus,

indem sie sagt, daß die Umschuldungsmaßnahmen
mehr zur Gesundung des landwirtschaftlichen Ge-

nossenschaftswesens als der verschuldeten Betriebe

beigetragen habe.
Der katastrophale Sturz der Preise für die Ver-

edelungserzeugnisse im Jahre 1931 und die nur

geringen Möglichkeiten des Zollschutzes auf diesem «

Gebiet haben die Hoffnung auf schnell steigende
Reinerträge vollends auf lange hinaus zerstört. So

ist zu befürchten, daß die zur Beseitigung
des Mißverhältnisses zwischen Reinerträgen
und Zinslast notwendige Schuldensenkung
in den meisten Fällen nur durch das harte
Mittel der Zwangsversteigerung unter Aus-

fall der meisten hinter der ersten Hypothek stehenden
F

Gläubiger möglich sein wird. Eine Gesundung
der Landwirtschaft ohne Verminderung der Schulden- i

und Zinslast auf das bei mittleren Reinerträgen
tragbare Maß scheint ausgeschlossen.

Nach diesem kurzen überblick über die Lage der

deutschen Landwirtschaft und über die Aussichten
der zu ihrer Besserung ergriffenen Maßnahmen
wollen wir uns nunmehr der Frage zuwenden:
Wie beurteilt Sering die Zukunft der deutschen
Landwirtschaft und welche Maßnahmen schlägt

er vor?

Wir konnten bei unseren bisherigen Betrachtungen
an drei Stellen Berührungspunkte der deutschen
Landwirtschaft mit dem Weltmarkt und dem Aus-

land feststellen:
1. auf dem Gebiete der Preise,
2. beim Zinsfuß,
3. bei der Höhe der öffentlichen Lasten, soweit

sie durch die Reparationslasten verursacht sind.

Gerade diese drei Punkte sind aber für das Er-

gehen der Landwirtschaft so wesentlich, daß eine

ungünstige Entwicklung der Weltwirtschaft auf dem

Weg über diese Beziehungen sich äußerst nachteilig
auswirken muß. Das ist der Grund, weshalb auch
der deutsche Landwirt seinen Blick auf die Ent-

wicklung der Weltwirtschaft richten muß.
Wie ungeheuer aber gerade jetzt die Verwirrung

in der Weltwirtschaft geworden ist, das zeigen die

25 Millionen Arbeitslose, die schon im April 1931

in den Industrieländern der Erde vorhanden waren.

Inzwischen sind es sicher noch erheblich mehr ge-
worden.

Die große Richtung des Verkehrs, sagt Sering,
ist immer durch den Austausch zwischen Landwirt-

schaft und Industrie gegeben. Deshalb setzt das

Gleichgewicht in jeder Volkswirtschaft und in der

Weltwirtschaft eine gleichmäßigeWohlstandsentwick-
lung in Stadt und Land in Industrie- und Agrar-
ländern voraus. Ein solches Verhältnis hat in der

Vorkriegszeit bestanden. Es ist heute aufs empfind-
lichste gestört.

Der Krieg hat für die europäischenIndustriestaaten
eine ungeheure Kapitalvernichtung mit sichgebracht
und Amerika ist in gewaltigem Umfang Gläubiger
des industriellen Europas geworden. Es geht aber

auf die Dauer nicht, daß ein Land Kapital ausleiht
und gleichzeitig sichgegen die Einfuhr seiner Schuldner
zur Wehr setzt. Anstelle von friedlichem Zusammen-
arbeiten in der Weltwirtschaft hat sichunter Führung
des stärksten Gläubigerlandes, Amerika, die gegen-

seitige Absperrung der Völker verschärft. Vor dem

Krieg hatten die reichen Industrieländer Europas
mit ihrem Kapital die Rohstoffländer der Erde er-

schlossen, und so für ihre Industrie immer neue Be-

tätigungsgebiete geschaffen. Im Krieg hatten sie
ihre Kapitalien und ihren Markt an Amerika ver-

loren, das — selbstIndustrieland — eine Bezahlung
der Schulden und Zinsen in Form von industriellen
Erzeugnissen ablehnte und durch seine eigene Kon-

kurrenz den europäischenSchuldnerländern den Ab-

satz auch auf den übrigen Märkten erschwerte.
So waren zum ersten Mal in der Geschichte der

kapitalistischen Wirtschaft hOchVerschuldeteIndustrie-
länder entstanden, ein Widerspruch in sich selbst,
der allein schon zu einer Störung der Weltwirtschaft
führen mußte. Gleichzeitig hatte sich eine starke Dis-

parität der Preise zwischen Iandwirtschaftlichenund

industriellen Erzeugnissen entwickelt. Diese war ver-

ursacht durch eine überaus starke Organisation und

die damit verbundene Regulierung der Erzeugung
und die Erstarrung der Preise in der Industrie, und

auf der andern Seite durch die Unmöglichkeiteines

Zusammenschlusses für die Millionen landwirtschaft-
licher Erzeuger und die Unmöglichkeitder Regelung
der Produktion in der Landwirtschaft Dadurch war

das für die Erhaltung des Wohlstandes notwendige
Gleichgewicht zwischen Stadt und Land, zwischen
Industriewaren und landwirtschaftlichenErzeugnissen
verloren gegangen.
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In der hohen Verschuldung wichtiger Industrie-
länder, in der Preisdisparität zwischenAgrarerzeug-
nissen und Jndustriewaren sowie in der gegenseitigen
Absperrung der am Weithandei beteiligten Länder

sieht Sering die Hauptursache der gegenwärtigen
Weltkrisp Dazu kommt noch die politische Fried-
IOsigkeit, die durch Versaiues verursacht ist, und die

die Welt nicht zur Nuhe kommen läßt.
»

Gegen die hohen Schulden der Industrielander
gibt es nur ein Mittel, die Beseitigung der Kriegs-
schulden und Neparationen. Gegen die Preisdisparitat
zwischen landwirtschaftlichen und industriellenEr-
zeugnissen hilft nur die Anpassung der Preise in

der Industrie an die gesunkenen Agrar- und Roh-

stofspreise und nur durch Abschassungder hohen

Zollrüstung läßt sich der Weltverkehr wiederordent-

lich in Gang bringen. Daß aber zur Wiederher-
stellung des Vertrauens unter den Völkern auch eine

Beseitigung der ungerechtesten Bestimmungendes

Versailler Friedens gehört, wird allmahlich auch Von

ausländischer Seite erkannt. Es gibt demnach ohne
Streichung der Reparationen keinen Aufstieg fur
Deutschland aber auch nicht für die übrige Welt,
was selbst die Vertreter der Feindbundmächte im

Baseler Gutachten zugeben mußten. Nicht Deutsch-
land zuliebe, sondern mit Rücksichtauf ihr eigenes
Wohlergehen werden deshalb unsere ehemaligen
Feinde früher oder später auf die Neparationen
verzichten müssen. Daß diese Entwicklung kommt,
muß unser felsenfester Glaube sein. Wir müssen
uns darauf vorbereiten, daß uns der Zeitpunkt des

Wiederaufstiegs gerüstet findet.
Zur Lösung des Schuldenproblems und zur Auf-

gabe der gegenseitigen Absperrung kann Deutschland
allein nichts tun. Wohl aber kann es an die Be-

seitigung der Preisdisparität zwischen Agrarerzeug-
nissen und Industriewaren herangehen. Ie früher
und elastischer ein Land die Anpassung der

Industrie an die gesunkenen Agrar- und

Rohstoffpreise vollzieht, um so eher wird

es sich aus der Industriekrisis befreien, sagt

Sering und fordert eine Beschränkung der

übertriebenen deutschen Sozialpolitik (die
sozialen Lasten oerteuern den Weizen um 0,7 bis

0.9 NMXdzl Auf dem Gebiete des Zoll-

fchutzes fordert Sering die Beibehaltung
der Maßnahmen zum Schutz des deutschen
Getreidebaus. Er ist der Überzeugung, daß
Nach dem Verkauf der durch Überproduktionfenv
standenen, bisher unverkäuflichenWeltvorrate,
die zu einer Verschleuderung weit unter denSelbst-

kosten geführt haben, die deutsche Landwirtschaft
mit einem niedrigen Schutz ungefähr in Hohe
der alten Bülowzölle (5 bis 6 NMXdz) aus-
kommen könne. Die Räumung der Weltweizen-
vorräte wird von Sering in spätestenszwei Jahren
erwartet und damit auch das Ende des Tiefstandes
der Getreidepreise seit 1930 und 1931.

.

Noch stehen zwar weite Gebiete in Amerika,
Australien, Nußland und Nordafrika der Ausdehnung

des Getreidebaus offen. Nirgends wird jedoch billiger
erzeugt als in den großen Ebenen Amerikas. Der

dortige Selbstkostenpreis frei europäischemHafen be-

trägt 160 bis 170 NM je Tonne. Davon entfallen
100 RM auf die Erzeugungskosten. Im Juni und

August 1931 betrug der Preis pro Tonne Weizen
im Hamburger Freihafen 102,3 NM. Er unter-

schritt also um 60 bis 70 RM je Tonne den Selbst-
kostenpreis des am billigsten arbeitenden Erzeugers
in Amerika und ließ ihn nur auf ein Drittel bis

knapp die Hälfte seiner Selbstkosten kommen. So

ist es kein Wunder, daß sich die schlimmste Not
unter den Farmern in übersee eingefunden hat.
Von Kanada wird berichtet, daß die Landpreise
tief gesenkt seien und dem Landwirt kein Kredit
mehr zur Verfügung stehe. Eine allgemeine Herab-
setzung der Zinsen und Schulden wird dort öffentlich
diskutiert. Wir sehen daraus, daß dieser Sturz
der Getreidepreise auch in unseren Konkurrenzländern
zu untragbaren Verhältnissen geführt hat, und daß
mit einem Weiterbestehen dieser Preisverhältnisse
auf die Dauer nicht gerechnet werden kann.

»Was keine internationale Getreidekonferenz und
kein Farinboard vermochte, der tiefgesenkte Preis
hat den Weizenbau aller überseeischenExportgebiete
einschrumpfen lassen« Nur Nußland steht außerhalb
dieser Entwicklung. Es hat sich durch sein Außen-
handelsmonopol den Einflüssen der Preisgestaltung
auf den Produktionsumfang entzogen. Seiner Kon-

kurrenz muß deshalb durch besondere Maßnahmen
begegnet werden. Abgesehen vom russischen Frage-
zeichen ist nach Verbrauch der Weltweizenvorräte
nach Sering’s Schätzung mit einem Preis von 16

bis 17 NM je Doppelzentner frei Einführhafen zu

rechnen. Die Sätze des Bülowtarifs (5 bis 6NMXdZ)
würden also ausreichen, um einen Preisstand von

21 bis 23 NM je Doppelzentner in Deutschland
zu ermöglichen. Wenn es außerdemgelingt, Deutsch-
land von der Tributpflicht zu befreien, hält es Sering
für möglich, den Brotbedarf der deutschen Bevöl-
kerung aus der eigenen Scholle zu decken zu einem

Preise, der den Aufgaben der Exportindustrie in
keiner Weise widerstreitet·
Für die Veredelungserzeugnisse Vertritt

Sering den Erziehungszoll. Er weist jedoch
auf die Preisempfindlichkeit des Verbrauchs bei
diesen Erzeugnissen hin, die nur ein vorsichtiges
Verwenden der Zollwaffe gestattet. Sobald die
Preise der Veredelungserzeugnisseüber eine gewisse
Grenze hinaus gestiegen sind, macht sichnämlich eine
Abwanderung des Verbrauchs zu den billigeren
Massenerzeugnissen des Ackerbaus vor allem zum
Brot und zur Kartoffel bemerkbar. Gerade aus dein
Markt der Veredelungserzeugnisse lassen sich die
künftigen Konkurrenzverhältnisseam wenigsten über-
sehen. Das gilt besonders für das Gebiet der
Milchwirtschaft. Hier hat sich in Neuseeland unter
dem Einfluß der Kriegskonjunktur eine neue umfang-
reiche Produktion entwickelt, die heute bereits über
4 Millionen Milchkühe verfügt, die aber Futter für
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ca. 30 Millionen zur Verfügung hat. Neuseeland
besitzt dank des jungen Alters seiner Milchwirtschaft
eine großzügige und moderne Organisation, die ge-

kennzeichnet ist durch die Melkmaschine, den Tank-

wagen und die Großmolkerei. Es genießt außer-
dem augenblicklich den Vorzug billigerer Kredite

gegenüber der deutschen Milchwirtschaft. Trotz der

Überquerung des Äquators und eines außerordent-
lich langen Seeweges kommen 60sZ der neusee-
ländischen Butter noch als erste Qualität auf den

Londoner Markt und die Produktionskosten des

Pfundes Butter frei europäischemHafen werden für
den neuseeländischenErzeuger noch auf lange hinaus
1 NM nicht übersteigen.

Neben der Preisempfindlichkeit des Verbrauchs
der Veredelungserzeugnisse hemmt noch ein anderer

Umstand die starke Anwendung des Zollschutzes
gerade auf dem Markt der Milcherzeugnisse. Unsere
Hauptlieferländer auf diesem Gebiet, Holland und

Dänemark, die unter dem Einfluß der neuseeländi-
schen Konkurrenz auf dem Londoner Markt immer

stärker mit ihrer Butter- und Käseerzeugung auf
den deutschen Markt drängen, gehören zu den

wichtigsten Abnehmern für deutsche Industrieerzeug-
nisse. So war z. B. die deutsche Handelsbilanz mit

Holland im Jahre 1931 mit Z Milliarden Reichs-
mark aktiv. Diese Tatsache wirkt natürlich stark
hemmend auf die Erhöhung des deutschen Butter-

und Käsezolls.
Neben diesen Vorschlägen zur Zollgesetz-

gebung vertritt Sering angesichts der Unsicher-
heit der Preisentwicklung bei den verschiedenen Er-

zeugnissen der Landwirtschaft mit größtem Nachdruck
die Notwendigkeit, den deutschen Landbau

auch in Zukunft vielgestaltig zu erhalten
und zu entwickeln.

Damit haben wir die Grundlinien dessen kennen

gelernt, was uns Sering in seinem neuen Werk

über die Lage der Landwirtschaft, über die Maß-
nahmen zu ihrer Förderung Und über ihre Zukunfts-
aussichten sagt. Es scheint nicht unangebracht, im

Rahmen der Zeitschrift »Siedlung und Wirtschaft«
zum Schluß noch die Nutzanwendung aus diesen
Erkenntnissen für das Werk der ländlichen Siedlung
zu ziehen. Aus diesem Grund hatten wir uns be-

reits in der Einleitung die Klärung der Frage vor-

genommen:

Welche Aussichten ergeben sich für das Werk der

ländlichen Siedlung aus Grund der gegenwärtigen
Lage und der voraussichtlichen weiteren Entwick-

lung der deutschen Landwirtschaft?
Die Erörterung dieser Frage fällt umso leichter,

als zwei Kapitel des Buches sich mit dem Problem
T

der Siedlung besassen oder mit derselben in Be-i
ziehung stehen. Es sind das der Aufsatz über: »Die i

Bedeutung und Organisation der ländlichen Sied-

verfaßte Kapitel über »Die Erhaltung des Bauern-

tums in den ungünstigen Gebieten Deutschlands«.
Wie für die Landwirtschaft im allgemeinen, so

ist für die Siedlung im besonderen die Anpassung
an die veränderten Erzeugungs- und Absatzverhält-
nisse zu fordern. Diese Forderung erhebt sich mit

größtemNachdruck, weil wir bei der Siedlung völlig
neue Betriebe schaffen, die durch keine Tradition

gehemmt sind und deshalb sich in die neue Lage
viel leichter eingliedern können als es ein alter

Betrieb vermag. Wir haben angesichts des Miß-
verhältnisses zwischen Reinertrag und Zinslast und

angesichts der geringen Hoffnung auf rasche Steige-
rung der Neinerträge eine Senkung der Zinslast
der Landwirtschaft gegebenenfalls unter Ausfall der

Gläubiger gefordert. Bei der Siedlung ist die

Niedrighaltung der Zinslast von vornherein
anzustreben. Die Nente des Siedlers läßt sich
herabsetzen durch das Verlangen einer gewissen An-

zahlung und durch Senkung der Kosten für die

Siedlung. (

Bei den heutigen schwierigen Verhältnissenwird

der Siedler umso eher geneigt sein durchzuhalten,
je mehr er selbst an Vermögenswerten in der Sied-

lung angelegt hat. Wer gar nichts angezahlt hat,
hat nicht nur mit viel höherer Belastung zu rechnen,
er unterliegt auch viel eher der Mutlosigkeit und

den Einflüssen unverantwortlicher Agitation.

Für die Senkung der Kosten der Siedlung sind
in der Denkschrift »Die veränderten wirtschaftlichen
Grundlagen der Siedlung«««""')Wege aufgezeigt. Sie

ist zu erzielen durch eine Herabsetzung der Land-

preise, durch eine Verminderung der Baukosten und

durch Senkung der Kosten des Siedlungsverfahrens
(Zwischenwirtschaft, Folgeeinrichtungen). Diese For-
derungen sind umso dringlicher, da sich neuerdings
die Situation für die Landwirtschaft besonders zu-

gespitzt hat.
Wie wir gesehen haben, bilden die Zollmaßnahmen

das einzige rasch wirksame Mittel gegen Preis-
katastrophen. Diese sind aber gerade bei den Ver-

edelungserzeugnissen nur in begrenztem Umfang und

mit Vorsicht anwendbar. Dadurch wird die Sied-

lung, wie überhaupt der Kleinbetrieb, dessen Haupt-
erzeugnisse doch gerade zu den Veredelungserzeug-
nissen gehören, besonders benachteiligt Die unge-

heuren Entwicklungsmöglichkeiten,die die Milch-

wirtschaft in Neuseeland noch in sichbirgt»mahnen
auch für die Zukunft zur Vorsicht vor zu großem
Optimismus bezüglichder tragbaren Rente.

Der gegenwärtige rasche Wandel der Weltmarkt-

lage Und die Beweglichkeit der Zollbestimmungen,
die einen plötzlichenWechsel in der Handhabung
der Zollwaffe erlauben, Machen die einseitige Wirt-

schaft besonders riskant. Es ist deshalb bei der

Auslegung von Spezialftellen größteVorsicht geboten.
Wie wenig sich die Bodenpreise den verän-

lung« von Prof. Dr. Lang und das von den derten Verhältnissenangepaßt haben, zeigt der Ber-
Direktoren der verschiedenen Abteilungen des Deutschen I

Forschungsinstituts für Agrar- und Siedlungswesen ; V Archiv für inn. Kolonisation, Bd. 23, 1931, Heft 4-5.
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gleich der Landerwerbspreisemit dem Ertragswert.
Der Landerwerbspreis der Siedlung betrug in Ost-
preußen im Durchschnitt der letzten Jahre rund
900-—— NM je Hektar. Kapitalisieren wir den von

700 OftpreußifchenGroßbetrieben im Durchschnitt
der Jahre 1927X28 bis 1929X30 erzielten Nein-

ertrag von 11 RM je Hektar auf der Grundlage
UUES Zinssatzes von 7 EIXOso ergibt sich ein Ertrags-
Wert je Hektar von 150 bis 160 NM Und eine

Spanne zwischen Ertragswert und Landerwerbspreis
von rund 750 NM. Es ift zwar im Wirtschafts-
jahr 1930X31 den ostpreußischenGroßbetrieben ge-

lungen, ihren Reinertrag ganz beachtlich zu steigern-
aber unter dem Einfluß der neuesten Preisentwick-
lung für die landwirtschaftlichen Erzeugnisse ist mit

einem erneuten erheblichen Rückgang des Neinertrages
zu rechnen. Unter diesen Umständen muß eine
starke Senkung der Landerwerbspreise fur
die Siedlung gefordert werden.

»

Einer Senkung der Bodenpreise wirkten schon bis-

her die Sanierungsmaßnahmen in Ostprefußenund

in den übrigen Ostprovinzen entgegen, die ja zum

Zweck der Stützung des Gütermarktes ergriffen
worden sind und viel mehr den Gläubigern als

den Landwirten selbst geholfen haben. Neuerdings ,

sind durch das- Sicherungsverfahren und die seit
der Finanzkatastrophe im Juli 1931 eingetretene
Beunruhigung der Geldbesitzer die Güterpreise sogar
wieder im Anziehen. Angesichts des Preissturzes
der Agrarerzeugnisse muß diese Entwicklung der

Bodenpreise als für die Siedlung verhängnisvoll
bezeichnet werden. Es ist deshalb dringend er-

forderlich, alle Schritte zu tun, um hier zu trag-
baren Verhältnissen zu kommen.

Bei der Baukostenfrage stand bisher der

Gedanke, daß der Siedler anständig wohnen müsse
und daß die Gebäude dem Gesichtspunkt der Arbeits-

erleichterung und Arbeitsersparnis möglichst voll-

kommen gerecht werden müssen, im Vordergrund.
Das hatte zur Folge, daß die Baukosten recht hoch

ausfielen und zu einer starken Erhöhung der Renten-

last des Siedlers führten. Man hatte dabei über-

sehen, daß das Kapital zum Bauen sehr knapp und

teuer, die Arbeitskraft des Siedlers dagegen, die

gefchont werden sollte, häufig ausreichend und billig
war. Heut ist das Weiterbauen in den bisherigen
Formen unmöglich geworden. Die SiedIer sind

nämlichheute nicht mehr in der Lage, die Anzahlung
für solche Gebäude aufzubringen und der Staat,
die hierfür nötigen Kredite bereit zu stellen. Bisher

betrugen die Baukosten für die Vollb auernstelle (15 ha)
M Ostpreußen12——14000 NM. Daraus ergab sich

für diese Stellen insgesamt für Grund und Boden-
und Gebäude, eine Rentenlast von 16—18 NM je
Morgen. In Pommern, Schlesien und Mecklenburg
beliefen sich die Baukosten für ein Vollbauerngehöft
sogar teilweise auf über 20 000 RM mit einer

Gesamtrentenlast von 20—22 NM je Morgen.
Unter möglichst gründlicher Ausnutzung der Ge-
bäude des Siedlungsgutes, die restlos zu Siedler-

gehöften umgebaut wurden, und unter Beschränkung
der noch neu zu errichtenden Gebäude auf das un-

umgänglich notwendige Maß ist es in Schossin in

Mecklenburg gelungen, die Baukosten für ein Voll-

bauerngehöft auf 7000 NM im Durchschnitt zu
senken. Für 1932 ist im allgemeinen mit ent-

sprechenden Gebäudekosten zu rechnen. Allerdings
handelt es sich meist nur um Ausbaustellen, die zu-
nächst nur die dringendsten Bedürfnisse an den

Wohn- und Wirtschaftsraum befriedigen, die aber

auf einen späteren Ausbau eingerichtet find.
Die Last der Baukosten für den Siedler wird

neuerdings auch dadurch erleichtert, daß man ihn
schon während des Aufbaus auf dem Siedlungsgut
ausziehen und an seinem eigenen Gehöft mitarbeiten

läßt. Die Verkürzung der Zwischenwirt-
schaft und das Heranziehen des freiwilligen
Arbeitsdienstes zum Bau der Wege und Gräben

sowie sonstiger Folgeeinrichtungen verspricht eben-

falls Erfolg auf dem Weg zur Senkung der Nente
des Siedlers.

Durch entschlossenes Beschreiten aller aufgezeigten
Wege muß es unseren Siedlungsunternehmern ge-

lingen, den Kaufpreis der Vollbauernstelle hier in

Oftpreußen von 30 000.— RM mindestens auf
20000.— RM, und die Rente auf die Hälfte,

mindestens aber unter 10 RM je Morgen herab-
zudrücken. Die Lebensfähigkeit der Stellen auch
unter den heutigen schwierigen Verhältnissen muß
unter allen Umständen erstrebt werden. Güter, bei

deren Auffiedlung eine solche fraglich erscheint, dürfen
für die Siedlung nicht in Angriff genommen werden.

Gerade die Aufsätze über »Die Lage des Bauern-

tums in den ungünstigen Gebieten.Deutschlands«
zeigen, wie groß die Widerstandsfähigkeit des Bauern-
tums selbst unter den schwierigsten Verhältnissen
ist, und wie der Bauer immer wieder Wege ge-
funden hat, sich zu behaupten. So dürfen wir für
unsere bisherigen Siedlungen, die doch meist nicht
unter ungünstigenVerhältnissen angelegt sind, hoffen,
daß sie auch diese schwere Zeit überstehenwerden,
und bei zeitgemäßerUmgestaltung der Siedlung wird
auch die gegenwärtige Siedlungsarbeit mit einem
Erfolg rechnen können.

Kleinhaus- oder Großhauswirtfkhaft
von Friedrich Paulsen, Berlin.

Die Wohnweise wirkt zurück auf alle Seiten

der Lebenshaltung, auch auf die·Verwen- ,

dung der freien Zeii und die Erziehung.

Aber — wird gefragt — haben wir Arbeiter, die
«

zU solcher Umftellung von heute auf morgen gewillt ;

Und fähig sind? PlötzlicheUmstellungen darf man :

lFortsetzungund Schluß.]
nicht erwarten. Manch einer wird auch den Schritt

; zur Mietkaserne zurücktun, und man soll ihn nicht
schelten. Aber unter den besten sind viele, denen
man das Bestehen der Probe zumuten darf. Auch
ihre Lebenshaltung wird Zeit brauchen zur Anpassung

307



an die ihnen neue Lebensweise. Ein einzelner wird

es auch nicht erreichen, sondern geschlosfene Sied-

lungen, Arbeits- Und Wirtschaftsgemeinschaften sind
nötig, damit sich neue Bräuche durchsetzen. In den

Bräuchen find die Menschen vielleicht noch beharr-
licher als in den Meinungen. Der Gedanke der

Selbftversorgung aus dem Ertrage des eigenen Gartens

ist durch die Rot an Rahrungsmitteln während der

letzten Kriegsjahre sehr gefördert worden. Es liegt
nahe, zu erwarten. daß die Entwicklung in gleicher
Richtung weitergeht. Damit sind aber eine Reihe
anderer Voraussetzungen gegeben. Die Frau kann

einige Stunden am Tage zu fehr wertvoller Tätigkeit
im Garten verwenden. Damit fällt in vielen Fällen
die Notwendigkeit gewerblicher Tätigkeit fort. Diese
aber ist ein sehr schweres Hemmnis für die Aufzucht
von Kindern. Mit der Gartenarbeit verträgt sich die

Kinderaufzucht nicht nur, sondern die freien Stunden

der Heranwachsenden lassen sich in wirtschaftliche
Werte umsetzen. Fehlt dagegen das Haus und der

Garten mit ihren Anforderungen, so bleibt die Wahl
zwischen gewerblicher Arbeit und einem Zeitvertreib,
der sehr viel Taschengeld kostet und dazu noch Ge-

fahren bringt.
In Zeiten, in denen mit weiterer Verkürzung der

gewerblichen Arbeit überhaupt und mit sehr zahl-
reichen Kurzarbeitern gerechnet werden muß, haben
diese Gesichtspunkte erhöhte Bedeutung.

Ein sehr großer Teil der Mängel in der Erziehung
ist wohl mit Sicherheit auf das unangemessene Ver-

bringen der Freistunden zu rechnen. Des Menschen
Los ist nun einmal ein Schwanken zwischen Arbeit

und Langeweile. Wenige nur haben als drittes ein

auf das Geistige gestelltes Leben· Der Garten schützt
vor Langeweile, er stellt jeden Grad der Inanspruch-
nahme, Spiel, Beschäftigung, Arbeit zur Verfügung.

Großstadtkinder,wenigstens solche, um die sich die

Eltern nicht wesentlich kümmern können, haben nach
den eigentlichen Spieljahren nur die Schule, etwaige
gewerbliche Tätigkeit oder ein Umherlungern in engen

Höfen und Straßen. Die erziehlichen Folgen sind
bekannt und nicht erfreulich. Es ist kaum zuviel
gesagt, daß von diesen Kindern ein sehr großer
Teil seelisch tief verwundet ins Leben tritt, und daß
nur sehr wenige ohne trübe Erinnerungen die Kindheit
verlassen, wenn man nicht etwa die Zahl der sittlich
schwer Abgestumpften abziehen will. In dieser Jugend
wachsen die Massen derer heran, die Mühe haben,
in ein befriedigendes Verhältnis zu Staat, Gesellschaft,
Volk zu kommen. Die unsozialen Glieder eines Volkes

belasten aber auch seine Wirtschaft. Der Kampf
gegen sie, Polizei, Gerichte, Strafanftalten, die Sorge
für die Folgen ihrer Lebensart: Erziehungsanftalten,
Krankenhäufer, Irrenanstalten und vieles andere ift
Folge der mangelnden Erziehung, und diese, wenn

nicht Folge, so doch mitbedingt durch eine Wohnweise,
die eine gute Erziehung überaus erschwert.

Nehmen wir nun die Kinder, deren freie Zeit
durch entgoltene Arbeit ausgefüllt wird. Eigentliche
Kinderarbeit, wie sie ehemals in Fabriken üblich

war, ist ja fast verschwunden. Ich weiß nicht, ob

die noch übliche Arbeit, Botengänge, das Warten

auf alle die kleinen Handreichungen der jugendlichen
Arbeiter erziehlich nicht noch schädlicherift. Diese
Hilfstätigkeit ist und bleibt ein von Zeit zu Zeit
unterbrochenes Herumlungern. Es wird nichts fertig,
wird nichts geschafft, solche Tätigkeit befriedigt denn

auch nicht. Das ist der Fluch. Seelisch muß solche
Verwendung der Zeit und Kraft Schaden tun. Sie

verführt aber auch dazu, in gleicher Art, d. h. ohne
ständige Anstrengung des Körpers und des Geistes
das Vorankommen zu versuchen. Das Ergebnis sind
dann diese Mitbürger, die irgendwo herumstehen
oder -fitzen und einen »Betrieb« im Gange halten,
den sie auch lähmen können, für den fich aber auch
ein Aufbau finden läßt, der solcherKräfteviel weniger
bedarf. Vielleicht ift kein großer und alter Betrieb

frei von solchen Kräften. Ich möchte sie zu den

Teilen des Volkes rechnen, die andere irgendwie
bedienen.

Was wird aus den Frauen, deren außerberufliche
Stunden — bei Berufslosen also fehr viele jeden
Tag — weder durch höheres geistiges Leben —

das ift nun einmal Sache weniger — noch durch
Arbeit in Haus und Garten ausgefüllt wird? Die

leitende Arbeit in einem großenHaushalt, auf breiter

wirtschaftlicher Grundlage, die Erziehung einer Schar
Kinder, füllt die Zeit gewiß aus. Aber wo beides

fehlt, ist Müßiggang mit seinen Folgen das Ende

vom Liede. Das Betreuen von ein oder zwei Ab-
mietern scheint mir keine erwünschte Form zu sein,
die Arbeitskraft zu binden. Viel mehr bleibt aber

in der Mietkaferne nicht übrig.
Grundsätzlich kann die Masse der Männer nach

acht Stunden Berufsarbeit die freie Zeit nicht mehr
wesentlich ausnutzen. Vielmehr koftet die Unter-

haltung namhafte Summen. Daß die befcheidene
Mietkafernenwohnung kein gesuchter Aufenthalt für
die Ruheftunden ist, wird ja wohl kaum bestritten.

Wollen wir die Koften für die Unterhaltung
während der nutzbar nicht zu verwendenden Muße-
ftunden zu den wirtschaftlichen Folgen mangelnder
Erziehung auf die Rechnung der Mietkaferne setzen,
fo kommt es auf etliche Hundertteile der Bausumme
nicht mehr an.

Im Großhausekostet die Beseitigung
der«Abfälle große Summen, im

Kleinhause bringt sie überschüsfe.

Wovon hier die Rede war, das kann man als

Zeitreste bezeichnen. Der Haushalt bringt noch andere

Reste hervor. Man lasse sich einmal berichten, was

deren Entfernung, z. B. der Müll auf den Kopf der

Großstadtbevölkerung koftet. Vorher mußte man

manches teuer bezahlen, z. B. die riesigen Mengen
Nahrungsmittel, die ganz oder halb verdorben und

für die menschlicheErnährung unbrauchbar vernichtet
werden, weil Tiere fehlen, die sie verbrauchen könnten.
Von 100 Kilogramm Gemiise, die der Bauer für
die Großstadt erntet, kommen nur 50 auf den Tisch,
und der Abfall wird sehr schlecht ausgenutzt. Noch
weit schlimmer steht es mit den Rückständender Er-
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nährung,den Dungstoffen.In der Großstadt,wenigstens
Im GroßhaUse-ist die Wegspülung die Regel, andere

Verfahren gelten in weitesten Kreisen als unvoll-
«

kommen. Die Wegspülung kostet ganz ungeheure
Summen im Betriebe der Kanalnetze. Dazu kommt,

daß man diese auch im Stande erhalten und Geld an-

sammelnmuß, um sie zu erneuern. Dem stehen Er-

tr«ageaus Nieselfeldern gegenüber. Aber im Ver-

hältnis zu den Kosten sind sie sehr gering und müssen

das sein, denn die Dungstoffe zerfallen größtenteils
unterwegs, und das Wenigste, besonders von den

Stickstoffverbindungem kommt an. Trotz aller Reini-

gung der Abwässer, die teilweise sehr weit geht, ist

schon ein großer Teil unserer Flußfischevergiftet-
Wir müssen also aus dem Auslande Ersatz für die

Fische kaufen, die wir durch die Dungstoffe vergiftet

haben, und für den verlorenen Stickstoffdüngerkaufen

wir ebenfalls Ersatz.
Seit dem Kriege stellen wir allereings den Stiel-

stoffdünger selber her, brauchen aber dazu Kapital,

Kohle, Menschen und Maschinen, was auf eins hinaus-

kommt.

Diese ganze Wirtschaft ist eben kein Kreislauf

mehr, sondern wir vernichten dauernd und suchen

künstlich nach Ersatz. Ob Mommsen Recht darin

hat, weiß ich nicht, aber er behauptet, die Stadt-

römischen Gärten und Äcker seien durch die Ab-

schwemmung der Dungstoffe durch die berühmte
cloaca maxima so verarmt, daß Rom die Felder
der Nachbarn, dann deren ganzes Land erobern

mußte, und so auf den Weg der Welteroberung

gedrängt wurde. Aber das ist gewiß, daß weit

um Berlin das gewaltsame Absenken des Grund-

wasserstandes durch die riesenhaften Saugwerke, die—

hauptsächlichfür die Schwemmaborte gebrauchtwerden,
den Pflanzenwuchs, sogar die Wälder um Berlin

an das Schwerste geschädigt hat. Auch für den

Gartenbau ist es natürlich sehr erheblich, ob das

Wasser einige Meter gehoben werden muß oder ob

es sO ties liegt, daß man auf die Wasserleitung an-

gewiesen ist.
Im Kleinhause kann man ohne ernsthafte Be-

lästigung, im Mittelhause allenfalls noch auf die

Spülaborte verzichten, wenn die Gärten groß genug

sind. Auf magerem Boden werden auf den Kopf

80 qm genügen. Um der Überdüngung zu entgehen,

ist von fettem Boden vielleicht mehr nötig. Voraus-
setzung ist vollkommene Verarbeitung der Abfalle

und Dungstoffe zu Kompost. Die Kompostbereitung

ist aber noch keineswegs ausreichend durchforscht,

und es ist wohl möglich, daß wir einen Pflanzen-
wechsel herausbilden, der weit kleinere Flächen zulaßt.

Zunächst haben wir im Trockenabort mit Torf-

streu ein Mittel, die menschlichenAbgänge aufzu-

fangen und in den Kompostanlagen mit den übrigen,

sonst unverwertbaren Abfällen, Müll usw. zu verar-

beiten. Bei vernünftiger Bedienung dieser Ein-

richtungen entstehen weder Belästigungen noch ge-

fundheitliche Gefahren. Bei Schmutzereien aller-

dings ist die übertragung schädlicherKeime, z. B.

durch Fliegen möglich. Ordnung und Sorgfalt sind
eben nötig. .

Eine weitere Gefahr können die Abgänge dur

Verschmutzung des Untergrundes und des Grund-

wassers bringen. Das bezieht sich aber ganz allein

auf Flüssigkeiten. Je mehr Wasser man beimengt,
desto eher kann ein Teil in das Nutzwasser geraten.

Jede ernsthafte Nutzbarmachung der Abgänge geht
aber darauf aus, nicht nur die halbflüssigenTeile,
sondern alles an Torf, gelegentlich wohl auch an

Erde zu binden und in Kompost umzuwandeln.
Daß der Kompost, auch während seiner Bereitung,
schädlicheKeime an das Wasser abgebe, wird. man

schwer nachweisen können.
Bewahrt man die Abgänge flüssig in Gruben auf,

liegt die Sache freilich anders. Man muß dann

außer Verlusten an Dung auch mit der Versickerung
rechnen. Was ist dann die Folge? Man nehme
einen Boden wie den Berliner. Es ist ein natür-

licher Filter. Trotzdem könnte eine undichte Grube

einen nahen Brunnen gefährden. Dieser Fall ist
aber sehr selten.

Man darf nicht darauf rechnen, daß nur die Ab-

gänge gesunder Menschen aus einer undichten Grube

in den Boden geraten. Aber die schädlichenKeime

haben da keine guten Lebensbedingungen, es ist
also unwahrscheinlich, daß sie weit durch den Boden

kommen und dann im Grundwasser noch weite Wege
zurücklegen.

Anders in felsigem Boden, zumal wenn der zer-

klüftet ist. Darin können sich eine Art natürlicher

Wasserleitungen bilden. Die haben dann wohl

(z. B. sind Fälle aus Tirol bekannt) zur übertragung

von Typhus geführt. Ob eine wegen ihres etwas

merkwürdigen Geschmacksbekannte Quelle in einem

berühmten fürstlichenPark, die als Gesundbrunnen
bezeichnet wurde und die mit einer benachbarten

öffentlichen Bedürfnisanstalt in unterirdischer Ver-

bindung stand, Krankheiten übertragen hat, ist mir

nicht bekannt geworden. Vielleicht wurden die

Keime, wenn auch nicht die Niechstofse, abgefiltert.
Volkswirtschaftlich gesehen ist der Verlust an

Dung, damit an Gartenfrüchten, an Flußfischen,an

Arbeitsgelegenheit für Zeitreste, an Arbeitskräften

zur Unterhaltung des Volks während seiner freien
Zeit eine Verschwendung, die wir nicht mehr er-

tragen können. Weder Gewöhnung an die Wohn-
form der Mietkaserne noch der Ehrgeiz der städti-
schen Tiefbauleute noch die angeblichen ästhetischen
Bedenken gegen den Torfstuhl, sogar der Kurs der

Terrainaktien kommen in Frage, wenn es sich
darum handelt, ob unser Volk seine so knappen
Mittel wirtschaftlich, d. h. richtig oder falsch ver-

wendet. Es bleibt uns nichts übrig, als alle«.sach-
lichen Erscheinungen unter wirtschaftliche Gesetze zu
stellen, wenn wir noch Raum zu Höherem behalten
vielmehr ihn uns wieder eröffnen wollen.

'

Die Frage: Kleinhaus oder Großhaus ist eine

Angelegenheit des ganzen Volks und steht nicht im

Belieben des einzelnen.
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Darum ist die Entscheidung über die Wohn- und

damit Lebensweise eben nicht mehr private Ange-
legenheit einzelner. Wir haben nur noch die Möglich-
keit am Leb en zu bleib en, wenn wir Verzehr und Erzeu-
gung von Gütern so regeln, daß wir sehr viel mehr
erzeugen als wir verbrauchen dürfen. Denn wir

haben auf alle Fälle gewaltige Schulden zu ver-

zinsen (z. T. wurden sie für Häuser aufgenommen),
auch wenn die Tribute endlich wegfallen. Wir

brauchen aber für die erst begonnene Umbildung
unserer Wirtschaft ein gewaltiges neues Sachkapital,
um unsere Arbeit fruchtbar zu machen. Wollten
wir dies im Auslande leihen, so ginge der Vorteil
aus der Kapitalverwendung in die Hände des Dar-

leihers über, was ja der Sinn der Kapitalleihe ist.
Diese in der Gesellschaft der Völker ganz neue Rolle

bedingt auch andere Lebensformen. Ob sie uns

zunächst gefallen oder nicht, ist unerheblich, denn

der über Europa herrschende Militarismus hat es

leicht, einem Volke zu gebieten, das den eigenen
Militarismus seit vielen Jahren bekämpfteund von

innen heraus abbaute.

Es handelt sich also nicht um eine vielleicht
wichtige Einzelfrage, aber doch eine Einzelfrage,
sondern es ist eine Seite der Lebensfrage für unser
Volk, wie wir wohnen. Darum ist auch die Rück-

wirkung der Entscheidung nicht auf die Ernährung
mit Hilfe des Gartens, auf die Verwendung der

freien Stunden und andere hier behandelte Dinge
beschränkt. Vielmehr wirkt sich der dem Kleinhaus
angepaßte Lebenszuschnitt schlechterdings in jeder
Beziehung aus. Die Anpassung ist allerdings not-

wendige Voraussetzung.
Diese Anpassung erstreckt sich auf alles, z. B. auch

auf die Kleidung. Unsere heutige Kleidung ist er-

heblich, die der Frauen sogar außerordentlich auf
raschen Wechsel und trotz geringer Einzelpreise auf
hohe Anforderungen an das Jahreseinkommen ein-

gerichtet. Das Haufen im eigenen Haus und Garten

setzt derbe-re und damit billigere Kleidung voraus.

Volkswirtschaftlich ergibt sich alfo ein Vorteil. Das

Bedenken, solche Umstellung setze Arbeiter frei, ist
unbegründet, da das zur Verfügung stehende Ein-
kommen ja auf alle Fälle verbraucht wird, auch
wenn es auf dem Weg durch die Sparkasse zunächst
Kapital, d. h. eine Geldforderung wird. Denn die

Sparkasse muß es ja möglichst bald wieder anlegen,
d. h. in Löhne umwandeln.

Das Großhaus hemmt das Ansteigen
der Geburtenzisfer, das Kleinhaus
fördert es.

Man hört heute vielfach, Kinder könnten nicht
mehr verantwortet werden, wenn sie nicht in sehr
behäbige Verhältnisse hineingeboren würden. Daß
die bescheidene oder gar dürftige Mietkasernenwoh-
nung in der Tat für die Kinder schwerste Mängel
hat, wurde schon angeführt. Daß der Gesundheits-
und Entwicklungszustand der Großstadtkinder vielfach
höchst traurig ist, wird nirgends bestritten. Über

diese dauernde Schädigung hilft der eigene Garten

erheblich hinweg. Wir brauchen aber nicht nur ein

gefundes, sondern auch ein sehr zahlreiches Volk,
um die uns auferlegte Fronarbeit leisten zu können.

Zur Zeit haben wir keine ausreichende Geburten-

zifser — sie ist im letzten Jahrzehnt immer mehr
gesunken — und bei Beibehaltung der über-

wiegenden Mietkasernenwohnweise keine Aussicht,
daß sie sich hebt. Darunter leiden gerade diejenigen
Stämme, die als die wertvolleren für ihren Rach-
wuchs höhere Ansprüche stellen.

Auf die Beziehungen zwischen Wohnweise und

Kinderzahl ist von Freunden der Kleinhauswohn-
weise oft hingewiesen worden. Aber auch Freunde
des Großhauses haben den Zusammenhang erkannt.
Aus naheliegenden Gründen sprechen sie un-

gern davon. Um so wertvoller ist vielleicht die

Stellungnahme eines Mannes, der als »bewußter
Verwüster unserer Volkskraft« bezeichnet werden

kann, Dr. med· Goldstein in Steglitz. Dieser Mann

sucht den Geburtenrückgang nach Möglichkeit zu

fördern und nennt in feinem Kampf gegen reichen
Kindersegen die Mietkasernen den besten Freund
der Mieter. Von seinem Standpunkt hat der Mann
wohl recht.

Man mag die Frage: Großhaus- oder Kleinhaus-
wirtschaft ansehen von welcher Seite man will. die

Vorteile liegen auf Seiten des Kleinhauses. Wer

aus besonderen Gründen auf das Großhaus ange-

wiesen ist, dem stehen die vorhandenen Städte zur

Verfügung, die ja niemand abbrechen will. Aber
neue Großhäuser sollte man nicht mehr bauen,
auch in den Großstädten nicht (das wurde 1921

geschrieben). Eins allerdings tut not:

Das ganze Leben muß mit der Wohn-
weise in Einklang stehen.

Umschau
Landwirtschafmche Siedlung in Preußen s Verhandlungen zwischen Reich und Preußen, die

Das Reich hat die gesamte Finanzierung der

landwirtschaftlichen Siedlung übernommen. Die
Länder behalten die Durchführung. Dies ist nach

s

den offiziellen Bekanntmachungen des Preußischen -

Landwirtschaftsministeriums und der Landeskultur-

behörden das wesentliche Ergebnis der für den

Fortgang der ländlichen Siedlung entscheidenden-

noch nicht abgeschlossen sind.
Einzelheiten sind in verschiedenen Pressebespre-

chungen erörtert worden. Es wurde berichtet
über die bisherigen Leistungen und die Auf-
gaben.

Im Jahre 1931 sind im ganzen Reiche
etwa 10 000, in Preußen bereits nach der vor-

läufigen Zählung 7 914, nach der endgültigen Zählung
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demnach mehr als 8000 Siedlerstellen neu geschaffen

Morden Auf Ostpreußenentfallen nach der end-
gültigen Zählung 2385 neue Stellen, das sind

fast 60 neue Dörfer auf 26212 ha. Qstpreußensteht

damit gegenüberden anderen Provinzenan erster

Stelle. In der Provinz Grenzmark sind z. B. nur

181 Stellen auf 2 281 ha, in Brandenburgdagegen
bereits 1 022 Neusiedlungen mit 10 144 ha Flagje
und in Pommern 1683 Stellen auf 201·84fa
Fläche geschaffen worden. Im einzelnen ergilbtsich
das v orläufige Ergebnis der Neu- und

iegek
siedlungen für 1931 aus der folgendenrl ersichck;
die vom PreußischenLandwirtschaftsministernåmgaefy
den Unterlagen des PreußischenStatistischenk

an

en-
amtes zusammengestelltund in der Presse onfer z

vom 21. 3. 32 bekanntgegeben wurde.

Ü b e r s i ch t
«

»

über das vorläufige Siedlungsergebnisfur das

Kalenderjahr 1931

Anlieger-

w
Neusiedlungen siedlungen
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Z

E V - ca Z-
K

g F g It J —

Er
J » Ei DE -...—)

0
1 Provinz Oftpreußen 2256 23941 1 1021232
2

» Brandenburg 110210771 2 25
14 2796

3
- Pommern -683 20184 4 8251266663

4 -: Grenzmark 153 1924 1 1??29795173
5

» Niederschiefien 877 6769-
441923 2202

673» Obekschiesien s 106644 1005

» en 71
8

» ScFngLigHolsti671 8203 2 453 338;64
9

» Hannover 362 3338 «

: 120 141
10

» Westfalen »

164 565: —- 452 265
11

» ZEssemNafsauää Its-·
—- 41 71

12
» einprovinz —-

4 T
Gesamtes Staatsgehiet 7914s81g28l122043 9677»203

in nachster
iir die weitere Siedlungsarbeit stehe«n -

ZeiFtnach den Schätzungen des Preußlfåhzzlrlfüsålalxä
wirtschaftsministers 315 000 ha

zdeeHLandes-
Diese auch in der Pressebesprechunglcheint nach
kulturamtes Königsberg genannte Zah rxssenDas
der gegenwärtigen Lage zU hovchgeg

verfahrens
Landangebot ist infolge des Sicherungs

Behörden
Und der Verwaltungspraxis der szFUUdlgelkSedlung
bei der Abgabe von Domäneii gering (pg ·

Illgnur

und Wirtschaft S. 270). Für 1932kakm1ede111x3631ent-
dann mit einem dem JahresetgebmjVoxdenwenn

sprechenden Siedlungserfolg gerechne»
W

einsemder
das genügende Land noch im Mal zU

botenwird

WirtschsstsssssEinschaniniznkwM;
Dies wäre e r zu wun ,

·

»

SiedlerstelleifiBachden übereinstimmenden
in den PressebesxechlkflgetnadeöZkbltkeselsschweren

"ni sber und ran ur .
.

»
,

äfrtskhaftlizchenKampfåsinbdleräunidckßvilxäjltlkzicgt«

re e it. ie e au

HERngdgrzlirAuslegung kommenden Stellen.

Wenn hierbei auch die Erwerbslosigkeit und die

gesunkenen Preise der Siedlerstellen mitsprechen, so
ist die erhebliche Nachfrage der aus dem Bauern-

stande stammenden Anwarter doch ein erfreulicher
Beweis dafür, daß die Landwirtschaft in ihrer jetzigen
ungünstigen Lage sich nicht verloren gibt. .

Leider bleibt bei dieser so regen heimischen Nach-
frage in den Ostprovinzen für die auch dringend
notwendige Ansetzung der Nückwanderer aus den

Westprovinzen nur ein beschränkterRaum.

Die Umstellung in der landwirtschaftlichen Sied-

lung kennzeichnet der Preußische Landwirtschafts-
minister in dem allgemein gewordenen Übergang
von der Vollkommenen Gebäudeausstattung zur billi-

geren Ausbaustelle. Die Verschiedenheit der Kosten
und der Belastung ergibt sich aus folgender Gegen-
überstellung des Preußischen Landwirtschaftsmini-
steriums.

Durchschnittliche Kosten einer 15 ha großen
Siedlerstelle

J X

w J S« F
g 8? ? Z- F Les s
«- s g- Z »Is-Z s:

Z O "

J

1228 21 000 19 000 40 000 5 000 5 000 30 000

19321) 12 000 7 900 19 900 2 000 3 0002) 14 900

Durchschnittliche jäh r l i che B e l a stu n g dieser
beiden Stellen

1928

Hauszinssteuerhypothek 5 000 zu 1 OXO= 50,——NM

Nestkaufgeld 30 000 zu 5 OXz= 1500,———»

zusammen 1550,— NM

ergibt je z ha 25,87 NM

1932 1)
Hauszinssteuerhypothek 3 0002) zu 1 PXO= 30,——NM

Nestkausgeld 14 900 zu 5 OXO= 745,—— »

zusammen 775,— RM
ergibt je z ha 12,91NM

Die Formen der ländlichen Siedlung sind über-
haupt und in den einzelnen Provinzen verschieden.
Neben der Einzelsiedlung steht die Gruppensiedlung,
bei der wiederum in verschiedener Art die Mitarbeit
des Siedlers zur Verbilligung der Siedlung aus-

genutzt werden kann. Dies ist insbesondere eine

Erleichterung für erwerblose Siedler, für deren An-

setzung das größte Hindernis das fehlende Kapital
ist. Durch die Verordnung über arbeitslose
landwirtschaftliche Siedlungsanwärter vom 18. 2. 32

(Siedlung und Wirtschaft S. 277) ist wenigstens
der Weg geebnet für die Ansiedlung von Erwerbs-

losen, die zusammen mit den Ersparnissen durch
Mitarbeit die zehnprozentige Anzahlung selbst oder

durch Mithilfe anderer aufbringen können.

1) Ausbausiedlung.
2) Verbilligter KreditteiL
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Eine weitere Kostensenkung könnte durch verstärkte
Mitwirkung des Freiwilligen Arbeitsdienstes bei

Iändlichen Siedlungen erreicht werden. Aber die

Hemmungen sind insbesondere wegen der einengenden
Vorschriften bisher so groß gewesen, daß von einer

Förderung der ländlichen Siedlung durch den

Freiwilligen Arbeitsdienst noch garnicht gesprochen
werden kann. Es ist daher nur dringend zu hoffen,
daß die bereits in der Tagespresse angekündigte
Erweiterung der gesetzlichenBestimmungen die Grund-

lage für eine praktische Arbeit gibt. Der Freiwillige
Arbeitsdienst soll dazu beitragen, die Ansiedlung
der Erwerbslosen zu erleichtern.

Die anderen Voraussetzungen für eine weitere

Ausdehnung des Freiwilligen Arbeitsdienstes, ins-

besondere die ausreichende Beteiligung der Dienst-
willigen sind gegeben. Jn den Vorträgen auf der

Arbeitstagung des Kirchlich-sozialen Bundes, Pro-
vinzialgruppe Ostpreußen, vom 16. und 17. 3. 32

kam dies zum Ausdruck. In der dort gefaßten
Entschließung wurde neben der Erweiterung der

gesetzlichen Bestimmungen eine stärkere organische
Verbindung des Freiwilligen Arbeitsdienstes mit der

Siedlung gefordert, damit die tüchtigstenund geeig-
netsten Arbeitsdienstwilligen auch einmal Siedler

werden können.

Die Entwicklung der Bauwiktfkhaft
Die gesamte Bautätigkeit ist in der zweiten Hälfte

1931 in einem bisher nie beobachteten Maße ein-

geschrumpft. Die von der Deutschen Bau- und

die Gefahr der fehlenden Wirtschaftlichkeit durchge-
führte Bautätigkeit würde zwar vorübergehenden
Nutzen, aber zugleich dauernden Schaden bringen«
Die Preußische Landespfandbriefanstalt äußert sich
zu dieser umstrittenen Frage aus ihrer Erfahrung
dahin:
»Die Entwicklung des Berichtsjahres hat er-

wiesen, daß bei so einschneidenden Veränderungen
der gesamten Wirtschaftslage derartige Gesichts-
punkte für die Aufrechterhaltung der Neubau-

tätigkeit nicht durchschlagend sind. Durch die

Bautätigkeit werden Dauergüter erstellt, deren

Nutzung auf einen langen Zeitraum gesichert sein
muß. Hierfür fehlen augenblicklich alle Voraus-

setzungen. Außerdem vollzieht sich der Umschlag
der in Dauergütern dieser Art investierten Mittel

viel zu langsam, um das Kapital für weitere

Arbeitsleistungen bald wieder verfügbar zu machen.
Besonders in einer kapitalarmen Zeit erweist sich
daher der Nutzeffekt von Wohnungsbauarbeiten
zur Beseitigung von Arbeitslosigkeit nur als ein

vorübergehender Wenn auch in außergewöhn-
lichen Krisenzeiten, wie wir sie jetzt erleben, die

Konjunkturschwankungen anderen als den üblichen
Gesetzen folgen, so kann doch nach einer beispiel-
losen und jahrelang andauernden Hochkonjunktur
im Wohnungsbau ein Nückschlagnicht ausbleiben.

Durch Maßnahmen, die außerhalb der Wirtschaft-
lichkeit stehen, läßt sich eine solche Entwicklung
nicht aufhalten.«’"··)
Die Deutsche Bau- und Bodenbank drückt sich bei

Bodenbank in ihrem Halbjahresbericht veröffentlichten s dieser Frage auch vorsichtig aus. Sie schließt ihren
Zahlen sprechen eine deutliche Sprache über die«

Not der Bauarbeiter, Bauunternehmen und Bau-

stoffindustrien· Während die Bauleistung wegen der
bereits früher begonnenen Bauten nur um 18,4 Rz
gegenüber der Leistung der gleichen Vorjahrszeit
zurückgegangen ist, sind die Bauanträge um etwa

80 B zurückgegangen Diese Schrumpfung wird sich
in ihrer ganzen Stärke erst in diesem Halbjahr be-

merkbar machen.
Die Baubeginne für öffentlicheGebäude erreichten

im letzten Halbjahr 48 v.H. und die Bauvollendungen
42 v. H. des Volumens der öffentlichenBautätigkeit
in der gleichen Vorjahreszeit. Der Produktionsindex
der Baustoffaufträge hatte im Dezember 1931 seinen
tiefsten Stand von 33,1 erreicht. Die Folge dieses
Nückganges war, daß Ende Dezember 1931 bei den

Arbeitsämtern 941498 Bauarbeiter verfügbar waren,

demnach 16,4 v.H. der verfügbaren 5745 809 Arbeit-

suchenden. Wegen der Abhängigkeit einzelner In-

dustrien vom Baumarkt ist die Zahl der durch den

Niedergang der Bauwirtschaft mittelbar erwerbslos

gewordenen Arbeiter noch größer.
Im Zusammenhang mit dieser katastrophalen Ent-

wicklung ist in der Offentlichkeit vielfach die Forde-
rung nach verstärkter Bautätigkeit erhoben worden.

Man will die öffentlichen Mittel lieber zu neuer

Wohnbautätigkeit verwenden, als sie den Arbeits-

Iosen ohne Gegenleistung zahlen. Eine solche, auf

Bericht mit dem Satz:
»Erst wenn es der Wirtschaftspolitik

gelingt, für die gesamte deutsche Wirt-

schaft den Deflationsprozeß und damit
die Schrumpfung der Produktion zu be-

endigen und die Voraussetzungen auf-
bauender wirtschaftlicher Tätigkeit wieder

zu schaffen, wird auch die Bauwirtschaft
wieder in die Lage versetztwerden, ihre
große Aufgabe für Erhaltung und Aus-

bau der Produktionsfähigkeit des deut-

schen Volkes zu erfüllen.«
Es ist richtig, daß die Gesetze der Wirtschaftlich-

keit im Wohnungsbau neben den Forderungen nach
wohnkulturellen Verbesserungen an erster Stelle zu

beachten sind. Darum läßt sich die öffentlicheUnter-

stützung des Wohnungsbaues nur bei dringendem
Wohnungsbedarf und dem Versagen der Privat-
wirtschaft rechtfertigen.

Dieser Bedarf war aber und ist heute, wenn

auch in vermindertem Umfange vorhanden.««’"’-·)Es

liegt lediglich eine Verschiebung des Bedarfs vor,

die eine Folge des durch die ganz außergewöhnliche
Krise verminderten Volkseinkommens ist. Für 1928

«) Jahresbericht 1931, S. 9.

M) Vgl. die Begründung von Staatssekretär Prof. Dr.

Scheidt, »Die Grundlagen der Wohnungsbauwirtschaft«,
VMBI. 1932, 231 ff.

312



—

ist das Volkseinkommen auf 75,4 Milliarden, fur
1929 auf 75,1 Milliarden errechnet «worden.Döe
Schätzungenfür 1930 schwankenzwischen ·68—7k,
für 1931 zwischen 50——60 Milliarden Neichsmar.
Da die Mietsenkung nicht entsprechendwar, stieg

der Aufwand für die Wohnungsmietendemnach

bis zu einer, nach der heutigenEinkommenslage
unerträglichen Höhe. Der Anteil der Miete

gaan
Volkseinkommen betrug 193«010 v. H., 1

.I-
14—17 v. H., während er bei dem hoherenWoh-

stand der Vorkriegszeit sich regelmaßignur zwischen

10—11 v. H. des Volkseinkommens bewegte.

Denno ind die vielfach gegen die offentlicheWohnungckspoflitikder letzten Jahre erhobenen Täg:
Würfe, es sei Kapital fehlgeleitet,insbesondereks

be-
teilweise Verwendung für unproduktiveFwebeereitg
günstigtworden,unbegründet.Vondem osen der
genannten Volkseinkommen war in den Jahrene-

verstärkten Bautätigkeit ein großerTeil
äråiiathl;

sUchendes Privatkapital Bei demhohen Folge
bedarf der übrigen Wirtschaftszweigeä

der sich
ständigder wenn auch künstlichenHochkonjunkturquat-

steigerte, wäre bei den hohen Zinssatzendas Prlidi;
kaPital dem Wohnungsbau vfernvgebliebemwei;chiisse
Rentabilität nicht durch·dieoffentlichenEule-bus-
herbeigeführtworden ware. Durchdie» a

tlicher
Weise Hergabe von 9411 Millionen offen

her
Gelder wurde erreicht, daß demunrentgbleiiiågem
volkswirtschaftlichso notwendigenZwe Mwllionen
Wohnungsbau der Nachkriegszeit9344 iflossen
Privatkapital (Hypothekenund EigenmitteUzuftlichejiZur volkswirtschaftlichenund finanzwissenstcheaSWenn
Rechtfertigung dieser Aufwendungen genugd,chden
als weiterer (nicht einziger)»Grunddie .ur

hmen
Bauvorgang herbergeführtenöffentlichenEinäabeiw
und Ersparnisse durch Verminderungder r

den
losigkeit hinzukommen. fEs ist errechnet tritoorausl
daß nahezu Eis der bei einem Bauwerkbru o

men:
gegeben Kosten auf dem Wege uber

Lohnsuciäid:
und Einkommensteuer, mehrfacheUmsatzsteuer,ruilieä
erwerbssteuer. Körperschaftssteuersowie diesiloziarch
Lasten wieder an die öffentlicheHand einschbießsie
der Sozialversicherung zuruckfließxn

Da

aleräßi
öffentlicheBeihilfe in43ienSZetzitäxiIrieåebixitmgga 30—— v. .

,

Zis:någaetdvemZweifünftelanteilentsproychkenhat:
so kommt jeder darlehnsdweiselgegebeigfeFFfrfeäkRiägåbetra in voller Höhe oppe i

Kasseåeinmal sofort in Form von Steigernhuåiilä
Versicherungsbeträgen,sodannvfallsiknahlåchWesent-
vorgeschriebenen Tilgungsbetrage.)« aksft Und
liche aber ist, daß die Arbeitslosigkeit be»amp

’"e
die dringenden wohnkulturellen.B e u rfndinte
befriedigt wurden. Die Kapitalinvestierungtikeln
demnach nicht der Erzeugung von Luxusarkrk

,

sondern der Befriedigung von Lebensnotwendige;
en.

Dies sind daher nicht lediglich konsumtive, son ern

.

F;Vgl. Staatssekretär Prof. Dr· Scheidt, a. a.O. S.237. s

produktioe Zwecke, weil unentbehrliche Werte ge-

schaffen wurden.

In dieser Darstellung liegt nicht nur die Recht-
fertigung der vergangenen, sondern auch die Recht-
fertigung der jetzigen und zukünftigenWohnungs-
politik. Es gibt eine Grenze, über die man Spar-
gelder nicht mehr langfristig anlegen darf. Infolge
der verminderten Sparbeträge und des verminderten

Einkommens ist diese Grenze erreicht worden. Darum

bestehen gegen eine Förderung des städtischen
Wohnungsbaues in dem Umfang der Jahre 1928,-29
heute Bedenken. Unentbehrlich bleibt aber die

öffentlicheFürsorge für die Erhaltung des geschaffenen
Wohnraumes und für das Wohnbedürfnis der

Minderbemittelten. Eine beschränkteöffentlicheFör-
derung des Wohnungsbaues kann demnach auch für die

Zukunft nicht entbehrt werden (vgl. Siedlung und

Wirtschaft, Heft 6, S. 227). Der im preußischen
Haushalt eingesetzte Betrag von jährlich 25 Milli-
onen Neichsmark ist für diese Zwecke auch nach den
veränderten wirtschaftlichen Verhältnissen zu gering.
Dieser Einsicht wird sichinsbesondere nicht verschließen,
wer neben der Lage auf dem Wohnungsmarkt die
oben zahlenmäßig nachgewiesene Not der Bauwirt-

schaft betrachtet. Während der Auftragsbestand in

den Jahren 1924—31 durchschnittlichim Wohnungs-
bau jährlich 2,3, im gewerblichen Bau 2,1 und im

öffentlichen Bau 2 Milliarden betrug, rechnet die
Bau- und Bodenbank bei vorsichtiger Schätzungnach
den angestellten Ermittelungen für 1932 nur mit
einem gesamten Auftragsbestand von 2 Milliarden

Neichsmark. Da der gewerbliche Bau wegen der

katastrophalen Wirtschaftslage in den einzelnen Jn-
dustriezweigen fast ganz ausscheiden wird, der öffent-
liche Bau bei den Haushaltsschwierigkeiten weit-

gehendst eingeschränkt werden muß, kommt dem

Wohnungsbau zur Behebung der Not der Bauwirt-

schaft eine doppelte Bedeutung zu. Denn für ren-

table Bauten steht auch 1932 noch anlagesuchendes,
jetzt vielfach wegen der Vertrauenskrise gehortetes
Privatkapital zur Verfügung Daß diese Bauten,
insbesondere in den kleineren Landstädten gefragte
Kleinwohnungen und Eigenheime sowie die Sied-
lungen des flachen Landes, rentabel werden, läßt sich .

aber auch bei den heutigen Baukosten und Zinsen nur

mit öffentlicherUnterstützungerreichen.

Möglichkeitennnd Grenzen
der offen-lieben Arbeitsvesrhaffung

Nach dem Eutachten des Zentralausschusses des

Reichswirtschaftsrates ist für das Haushaltjahr 1932

wenigstens mit einer Durchschnittszahl von 5,6 bis

5,7 Millionen Arbeitslosen zu rechnen. Die private
Initiative ist durch die Krisenerscheinungen gelähmt.
Die Vertrauenskrise hält den Unternehmerwillen
nieder. In weitem Umfange fehlt es auch an Ob-

jekten, die in den normalen Depressionen der Vor-

kriegszeit sichdem Unternehmerniute darboten. Der

f Wohnungsbau ist wegen des Nückgangesder Be-

völkerungszunahmeweniger als damals dazu ge-
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eignet. Dies gilt auch für die am Ende der De-

pression gewöhnlich einfetzende vermehrte Jnvestition
von Produktionsmitteln.

Auf dieser hier in den Grundgedanken angedeu-
teten Analyse der gegenwärtigen Lage rechtfertigt
der Ausschuß die öffentlicheArbeitsbefchaffung. Für
die Auswahl der Arbeitsgebiete fei entscheidend,
daß es fich um »zusätzliche«und ,,volkswirtschaftlich
rentable« Arbeiten handele. Die Zusätzlichkeithält
der Ausschuß schon dann für gegeben, wenn eine

Produktion durch die Arbeitsbefchaffung aufrecht er-

halten werden kann, die ohne sie eingestellt werden

müßte. Bei der Rentabilität kommt es dem Aus-

schußnicht darauf an, ob der Ertrag der geschaffenen
Werte eine »unmittelbare« Rückzahlung der aufge-
wendeten Kosten erfordere. Es genügt bereits,
wenn Kapitalzerstörung verhütet wird.

Nach den eingehend begründeten Ausführungen
des Ausschusses sind unter diesen Voraussetzungen
folgende Arbeiten möglich:

Kredite Mill. NM Arbeitskräfte
Neichsbahn . . . . 100 30 000

Neichspoft (für 1932) 50 15 000

Straßennetz zwischen 200—710 100—360 000

Hochwafserfchutz bis 230 105 000

Landw. Meliorationen 200 120 000

Milchwirtschaft (fiir 1932) 50 10 000

Hausreparaturen . 300—500 135——225 000

Bei den veranschlagten Kreditsummen find die

Ersparnisse der öffentlichen Hand bei den verschie-
denen Formen der Arbeitslosenunterstützung nicht in

Abzug gebracht, da die Kreditsummen dadurch ja

zunächstnicht berührt werden.

Bei der auch von uns schon wiederholt geforderten
Arbeitsbefchaffung durch Erweiterung der landwirt-

fchaftlichen Meliorationen und der Siedlung (vgl.
Sieleirtsch. S. 116, :272) hat es fich nach dem

Gutachten des Neichswirtfchaftsrates nicht nur um

Bodenverbesferungen, fondern auch um »im weiteren

Sinne« einschlägigeArbeiten zu handeln, insbeson-
dere um Ausbau und Organisation der Milchwirt-
schaft.

Die landwirtschaftliche Siedlung behandelt der

Ausschuß mit lakonifcher Kürze:

»Der Neichswirtfchaftsrat hält ganz allgemein
auch die Förderung der landwirtschaftlichen
Siedlung für ein vordringlich wichtiges Gebiet

der produktiven Arbeitsbeschaffung. In dem

von ihm vorgelegten Programm glaubt er sich
aber auf einen nachdrücklichenHinweis darauf
beschränken zu follen.«

Man kann danach erfreut feftftellen, daß auch der

Neichswirtschaftsrat die Notwendigkeit der Iändlichen
Siedlung als wertschaffende Dauermaßnahme vorbe-

haltlos anerkennt. Durch die Art der Begründung
bringt er darüber hinaus noch zum Ausdruck, daß

dies Ergebnis Allgemeingut der Wirtschaftskreife
geworden ift.

Den in dem Gutachten enthaltenen Grundgedanken
ist zuzustimmen. Es läßt fich allerdings nicht leugnen,
daß fich bei den Voraussetzungen der »Zufätzlichkeit«
und »Nentabilität«der Kreis der möglichenArbeiten

einengt. Wie aus den Ausführungen über die Ent-

wicklung der Bauwirtfchaft und aus den in den

letzten Monaten veröffentlichtenVerlustbilanzen der

großen Wirtschaftsunternehmungen zu erkennen ist,
fehlt es der deutfchen Wirtschaft heute aber an der

»Nentabilität«. Diese Erscheinung hat eine ständig
steigende Verminderung des Arbeitsvolumens zur

Folge. Man wird demnach sehr bezweifeln müssen,
daß die vom Neichswirtfchaftsrat vorgeschlagenen
Arbeiten wirklich »zusätzlich«und »rentabel« sein
werden.

Der Neichswirtfchaftsrat hätte auf den Urgrund
des verminderten Arbeitsvolumens eingehen und

zusammen mit der für den übergang unvermeid-

baren Arbeitsbefchaffung durch öffentlicheZuschüsse
Vorschläge für die Herbeiführung einer rentablen

Wirtschaft machen müssen. Es ist von der Über-

legung auszugehen, daß das Arbeitsvolumen lediglich
ein Teil des gesamten Ertragsvolumens, das Arbeits-

einkommen demnach ein Teil des gesamten Ertrags-
einkommens ist. Außer dem Arbeitseinkommen

ift das Unternehmereinkommen der größte Teil

des Volkseinkommens, das sich im übrigen
noch aus Kapitalzinsen, öffentlichen Erwerbsein-

künften ufw. zusammensetzt Das gesamte Volks-

einkommen wird durch den heute vom Weltmarkt

beeinflußten Erwerbspreis des letzten Konsumenten
unter Abzug der Selbstkoften für Nohftoffe, Ver-

schleißund Auslandszinsen gebildet. Die Höhe des

Einzelanteils am Volkseinkommen hängt ledig-
lich von der Verteilung des Einkommens
innerhalb der Volksgemeinfchaft ab. Diefe Ver-

teilung unterliegt allein dem Einflusfe der inländi-

schen Wirtschaftspolitik Wenn wir innerhalb dieser
Verteilung zahlenmäßig die beiden größten Ein-

kommen, das Arb eits- und das Unternehmereinkommen,
gegenüberstellen, fo entdecken wir trotz aller Unzu-
friedenheit mit Lohn- und Gehaltskürzungen,daß
mit fteigender Krise der prozentuale Anteil

des Arbeitseinkommens am Gefamtein-
kommen steigt, daß dagegen der prozentuale
Anteil des Unternehmereinkommens am

Gesamteinkommen sinkt. Der zahlenmäßigeBe-

weis für dieses volkswirtfchaftlicheGesetz wird durch
folgende Gegenüberstellung-Igeliefert:

E) Der Berechnung sind dle Zahlen des Stat. Jahr-
buches f. d. thch. Reich 1931 S. 532 unter Umrechnung
nach der Kaufkraft Von 1928 (Jndex für Lebenshaltung)
zugrunde gelegt. Für 1930131 sind die Durchschnittszahlen
nach den Berechnungen und Schätzungendes Instituts für
Konjunkturforschung eingesetzt (Viertelj.-Heft Konj.-Forfch.
5. Jahrg. Heft 4 S· 58, 6. Jahrg. Heft 3 S. 42f.).
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V Fefamktes· ’

Unternehmereink. o sein ommen

Arbaebtsäsujikommenabsolut absolutNngPw «Milliard.NM Proz. Milliard.NM Proz. Milliard. z

1913 31,4 45 24,3 35 69,3 100

1925 36,7 56 18,9 30 65,0 100

1926 37,5 56 18,8 29 67,3 1081927 40,0 55 19,8 28 72,7 jgo1928 42,7 57 19,3 26 75,4
001929 42,4 57 18,6 25 75,1 ioo1930 39,0 58 . .

69,8 1001931 34,0 62 55-
nionen sind in dieser AufstellungbeiNglxeanerTchFuengfdes Arbeitseinkommensnickät

berücksichtigt.Wollte man diese EinkommenzäerArbeitseinkommen zuzählen,so ware diesein nednBeweis für die mit fteigender Krise relativfteigekiteu-Einkommen der Festbesoldeten gegenuber bdteindael;
fthhalen Abfinken der Einkommen der fel san ig

Unternehmer. Die
» «

Pensionen betrugeili
namlich

913 3.0 93
4925 9,0 A,
1926 11,0 Z
1927 10,0 Z
1928 11,0 93
1929 12,0 B

« « dendes e·a deut en Bolkseinkommens. on
-Jahrgenlund 1f331wird dieser oder nochnichltlexreckMete Anteil der Renten und FliensioixiieäiflerBe-weiter gestiegen fein, da die Kurzungen

Härten im
züge trotz der damit bereits verbundenen

rückgangVerhältnis zu dem allgemeinen Einkommens
’

ind.
·

«nogagserglkkirndübelfür den volkswicgttschavfitälichen Niedergang ist demnachniriligertevielfach angenommen wird, die vetr Ein-
Kaufkraft bei Menschen mit feLgemmten)kommen(Arbeitern,Angestellten, ea

ein:
sondern das fehlende· Unternehmledrd-kommen, das stets die großtekapitalbi en e

at.
·KrJgifetZällggbtdikserErkenntnisist die

Forcdkerung
nach einer Senkung der

Lärbeitäkåsxleåinqlräfäoi tems) sowie er
«

-

PiszestgafsftgllDurch Sparmaßnahmen,dinleTIIoixldthxVerwaltungsreform), so daß fich in

ensseneztmitWirtschaftszweigen wieder eine

angetmte)Ka ital-
einer allgemeinen Zinssenkung beglei e e p -

rente und ein

akitgemeflsaefkårIe inn erauswirtfcha en
.

.

.

M W ügxxlxskgxrDiskussingan t eine an
.

FkbztztVeijliangdarf aber in der Anwengungltlilijetseers
Grundsatzes nicht soweit gehen,daß

t asftdabe;
nehmertum und die gesamte vPrivatwirfchaKartelb
zu Grunde gehen. Damit ist«nicht der

Mach;wirtschaft das Wort

geredeFZugtåifcxjefgugälkichwie
erlangte Preisbindungen in es

Ib t» d-· « ’

e te Lohnsatze. Der se sannge
fchlelefientilåterfijsethzisifertzmuß wieder Lebensmoglichkeiten

Man darf

Einkommen aus Renten und
;

Unternehmer- -

in Landwirtschaft (z. B. Siedler) und in Industrie
(z.B.Handwerker) haben, damit sich wieder ein
gesunder, arbeits- und unternehmungsfreudiger
Mittelstand bildet.

Eine weitere Deflationspolitik, durch die auch die
4. Notverordnung noch gekennzeichnet wird, würde
nicht nur eine Vermehrung der Arbeitslosigkeit (ng.
Sieleirtfch. S.115), sondern den Untergang der
deutschen Wirtschaft überhaupt bringen. D as Ziel
der Wirtschaftspolitik muß demnach auf
die Verringerung der Selbstkosten ein-
schließlich der Arbeitskosten und aus die
Schaffung der Rentabilität in der Wirt-
schaft gerichtet sein. Es muß wieder
eine Kapitalbildung möglich fein. Der
Unternehmer muß wieder Vertrauen zur
Wirtschaft haben, erst dann wird auch der
Geldgeber wieder Vertrauen gewinnen.

Wenn der Unternehmer wieder eine Nente heraus-
wirtschaften kann und kreditwürdigwird, wird auch
der Zinsfuß sinken. Borerst ist ein Zwang unum-

gänglich.

Nicht nur die Verpflechtung der deutschen Wirt-
schaft mit der Weltwirtschaft verlangt diefe Maß-
nahmen, Deutschland wird in Zukuuft wegen der
die g anze Welt beherrschenden Krife mehr um den
inländischenAbsatz und die Hebung der inländischen
Kaufkraft besorgt sein müssen als um die Export-
möglichkeitnach dem Auslande. Das richtige Ver-
hältnis zwischen Arbeitseinkommen und Unternehmer-
einkommen, das im großenWirtschaftsraum die Vor-
bedingung und das Zeichen einer gesunden Aufwärts-
entwicklung gewesen ist, muß auch im kleineren Wirt-
schaftsraum einer Nation gegeben sein. Auch hier
macht sich die kapitalbildende Kraft des Unternehmer-
geldes zum Nutzen der ganzen Wirtschaft bemerkbar.
Der Unternehmergewinn sorgt für neue Arbeit, Be-
lebung der allgemeinen Kaufkraft und neuen Waren-
umschlag. Allerdings wird auch das Arbeitseinkommen
durch Wareneinkaufder Wirtschaft wieder zugeleitet.
Die Wirkung ist aber nichtso befruchtend, weil konsum-
tive Nebenwirkungen einsetzen. Wenn z. B. die große
Anzahl aller Arbeiter in Luxuswohnungenwohnen
wollte und eine diesem Verlangen freundlicheLohn-
politik die Löhne entsprechend festsetzte oder aus

öffentlichenMitteln erbaute Häuser den Arbeitern
kostenlos zur Verfügung stellte, so wäre das heute
vorhandene Kapital für immer festgelegt, konsumiert.
Für einen befruchtenden Umlauf wäre kein Raum.
Die Wirtschaft Iiefe sich tot. Darum muß (einerlei,
ob kapitalistische Privatwirtschaft oder öffentliche
Planwirtschaft) die Ankurbelung der Wirtschaft vom

Unternehmertum ausgehen, das für neue Arbeit,
neues Einkommen und neue Kaufkraft sorgt. Denn
das bei der Kostensenkung gebildete Kapital des
Unternehmers fließt über das Lohneinkommen und
die Bedarfsdeckung des jetzt beschäftigtenArbeiters
dem Konsum zu. Nur so kann aus dem jetzigen
circulus vitjosus der Deflation eine lebendige
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Aufwärtsentwicklungder Wirtschaft (ohne Jnflation)
werden. Jn der Übergangszeit ist künstlicheArbeitsbe-

schaffung im Sinne der Vorschläge des Reichswirt-
fchaftsrates notwendig, denn die abnormen Krisen-
erscheinungen der Wirtschaft erfordern abnorme

Mittel der Abhilfe. Die Finanzierung hält der

Reichswirtschaftsrat für möglich und begründet
seine Ansicht ausreichend. Wenn die geförderten
Arbeiten »zusätzlich«und »rentabel« sind, dann läßt
sich sogar die erweiterte Kredithingabe ohne Besorgnis
durch das heute praktisch einzige größereKreditinstitut,
die Reichsbank, rechtfertigen, da diese Kreditauswei-

tung noch keine Jnflation, sondern nur eine pro-
duktive Kreditschöpfung zu fein braucht. Nicht auf

die Golddeckung, sondern auf das Vertrauen zur

Wirtschaft kommt es an. Dieses kann durch Zu-
nahme des Arbeitsvolumens nur gekräftigt werden.

Allerdings kann nach den hier vertretenen Grund-

fätzen die Ausführung der Arbeiten zu Tariflöhnen
im allgemeinen nicht befürwortet werden. Eine

weitgehende Einschaltung des Freiwilligen Arbeits-

dienstes wird insbesondere bei den Meliorationen
und der landwirtschaftlichen Siedlung zur Erzielung
der Rentabilität unumgänglich fein. Als Ganzes
ist der Plan des Neichswirtschaftsrats zu begrüßen,
da er immerhin wenigstens als ein Ansatz zur Ab-

kehr von der Deflationspolitik zu werten ist.
Dr. F. N.

Besprechungen
Homann—F-auth ,,Siedlungsbau und Selbsthilfe«.

Verlagsgesellschaft R. Müller m. b. H., Ebers-

walde-Berlin. Preis 3,75 RM.
Gerade noch zur rechten Zeit erscheint diese 168

Seiten starke Schrift zweier Siedlungsfachleute mit

Namen von gutem Klang, Ministerialrat Homann
ist Baureferent für Siedlungsbauwesen im Preußi-
schen Ministerium fiir Landwirtschaft und Stadtbau-

rat a. D. Fauth ist weiteren Kreisen durch seine
Sorauer Versuchsbauten wohl bekannt.

Das mit einem markigen Vorwort von Ministerial-
direktor Bollert ausgestattete kleine Werk ist in

zwei vollständig von einander unabhängige Teile ge-

gliedert. Der 1. Teil von Homann umfaßt all-

gemeine Fragen des Siedlungsbaus und der 2. Teil

von Fauth die Selbsthilfe.
Auf den 1. Teil, der unentbehrliche Erläuterungen

zu den Richtlinien vom 19. November 1931 und

den Ausführungsbestimmungen bringt und manche
schwer empfundene Lücke in ihnen ausfüllt, haben
alle Siedlungsfachleute wohl »händeringend« ge-
wartet. Die Richtlinien allein genügten nicht, sie
sollten auch nur den großenRahmen bilden, und wir

sind dankbar, daß nicht noch neue Richtlinien oder

gar Erlasse gekommen sind, sondern daß diese
Schrift uns die notwendige Klarheit bringt. Homann
hat in übersichtlicherForm alles zusammengestellt,
was man wissen muß, um mit den Richtlinien
sachgemäßarbeiten zu können. Eine Tabelle bringt
alles, was für die vier Typen gefordert wird. Gute

Grundrisse aller Typen geben einen beachtlichen
Anhalt, in welcher Weise man am besten zu Lösungen
kommt, die die Forderungen der Richtlinien be-

friedigen und dann folgt ein sehr wichtiger Abschnitt
über die Berechnung der Baukosten und der Ab-

züge und Zuschläge für Mehr- oder Minderleistungen.
Im nächsten Teil finden wir Ratschläge für die

bautechnische Ausführung der Siedlungsbauten auf
Grund der in der Zentralinstanz gesammelten Er-

fahrungen, Entwürfe für Schweineställe aus Stroh-
ballen und Hühnerställe, Beispiele praktischer Ge-

höftsanlagen, eine kritische Beleuchtung des Holzbaus
und praktische Winke für die Einrichtung des Stalles.

Es folgen dann Aufklärungen über die wichtigsten
Punkte der »Baupolizeiverordnung über die Errich-
tung und den Umbau der landwirtschaftlichen Sied-

lungsbauten« vom 15. Dezember 1931, »über die

Tätigkeit der Sachverständigen bei den Landes-
kulturämtern und Kulturämtern, über die Behand-
lung der architektonischen und baulichen Fragen durch
die Siedlungsträger« und zum Schluß ein Abschnitt
über die Aufgaben des Siedlers.

Der zweite, von Stadtbaurat a.D. Fauth bear-

beitete Teil beschäftigt fich mit der Selbsthilfesied-
lung. Es werden zuerst Ursache und Formen der

Selbsthilfe- und Gruppensiedlung besprochen und

dann aus der Praxis eine stattliche Reihe von typi-
schen Formen der Selbsthilfe vorgeführt. An 17 Bei-

fpielen sind Bauweise und Ersparnisse im einzelnen
dargestellt.

Zum Schluß folgen überaus wichtige Nutzun-
wendungen über die Organisation der Selbsthilfe,
Durchführungder Bauten, Siedlungspflege,Siedler-

beratung- und Schulung und vorzüglicheAbbildungen
in der Ausführung begriffener Bauten aus Wies-

baden, Koblenz, Mansfeld und Sorau.
Wir müssenden beiden Verfassernfür ihre fleißige

und inhaltreiche Arbeit überaus dankbar sein. Das

kleine Werk gehört als unentbehrliches Handbuch
auf den Tisch eines jeden Siedlungsfachmanns.
Für alle, die in der Praxis des Siedlungswesens
tätig sind, ist es unentbehrlich. Wenn wir einen

Wunsch äußern dürfen, so ist es der, daß uns Richt-
linien und so wichtige und inhaltreiche Erläuterungen
und Ratschläge, wie die vorliegenden, künftig so
zeitig in die Hand gegeben werden möchten, daß
es noch möglich ist, sie von vornherein bei der

Vorbereitung des Jahresbauprogramms auszu-
werten. Dr. Meyer.

Das Deutsche Bausparen von Dr. A. Krahn und

Dr. B. K alten b oe ck. Verlag Reimar Hobbing
in Berlin. Preis geb. 5,40 RM.

Dieses Buch füllt eine Lücke aus. Wer bisher
als Neuling an das Bausparen heranging, in der

Absicht, fich selbst ein Urteil, sei es über das
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deut e Bau arwesen überhaupt, fei es -uberdas

SystfecikiJieinerspeinzelnenBausparkassezu bilden,llderfand eine unübersehbareFulle von EinzeldarseBun:
gen in allen möglichen Fachzeitschriftendes·au:
wesens verftreut vor. Er fand eine ReihewisfkgiäschriftlicherGesamtdarstellungen,an denenihgineediedem Umfang auch die Wissenschaft,insbesonckterUndBelastung mit mathematischen Formelnschrete,nen
er fand endlich seit geraumer Zeit Erlau

ewng
zum Bausparkassengesetz in Kommentarformklare,
was er nicht fand, das war eine einfache,

Aquallgemein verständlicheGesamtdarstellungdoezsmt;baus der deutschen BausparkassenDiese evflsaachtdarstellung liefert das vorliegendeBuch.ÜxerblickAbschnitten wird nach einem geschichtlichexi«

t daßder die Tatsache der Vergessenheiten

reißchytigerFriedrich von Bodelschwingh schon in den a

rzkasseJahren des Vorigen Jahrhunderts eine Bausptadas
begründet und diesen Namen gepragthaA,UfbauPrinzip des Bausparens, der organisatorischce5u en-
unter besonderer Berücksichtigung desWrrtfäpeit
problems, das Zuteilungsverfahren,die

serszn,Zins Und Auggleichy PixlgreungilsggeelrilinkierbehandelEund endlich die ge e
. « ·

.

thematischerDi dar tellenden Teil ist ein ma. .

Anehfäjnjgangeschlossen,dessen mit geheimnxfevronlkgx
Formeln gespickterInhalt wohlnur tdiemaiäerzumMathematiker zugänglich sein durfe,

d h zum
Verständnis der

SübfkigentigaergtglåiåisgziäengBedarf
Verständnis der r) ema .

t ematijcheAn-
eS der a kenntnisse, die dieser mah

hang erFfogerhnicht. Ihn kann,wem

feslrikiäkeuzixilVerständnis filir
den

AäxbaximeisilizeiåfäkzlEinerBau-
tun ist. wer ernen w ,

dem auch«

t nur das Gedruckte, son

LäcirfgxxsnedlelnchZeilenzu lesen,getrost unaufgefchlggleln
lassen. Was besondersfur den angehen denmall:
fparer wichtig ist, erfahrt er auch aus

eWt:
gemeinen Teil, wie etwa die Entwicklung de;« arde-zeiten im geschlossenen undoffenenSparervreis,dieBedeutung der Zinsen fur die vWartezeiteLiEtie
(begrenzten)Möglichkteitende;·

n, Notwendigkei en un
.

IütsegleichsDas alles mirsfcsiniåeangfgeannzåteikgachoexallgemein verständlicher eipd ntwickelt Ein
unseren Augen aufgebaut un e

.

.

Bu !
klares, sachliches und darum

erfrxioilächåiunetch
Das Bausparen und seineGefahren. fix-THIS-
hängige Kritik von Finanzrat Kardn PreisVerlag: Jac. Kraut, KarlsruheXBa e .

2,50 RM.

Dies Büchlein wird
dedndeutscheegigigafuasspxirrklaxstetrxi reude bereiten; enn: »

.

FleblstgdiFeAbsicht, einednBauffparvcegtxågeangilsckäkåßxxxr ab ie aber wie er au , naEänkzlichfenStoff durchckgteazbfefitätsäiätebieEErntgiiixkn
ur wün en, aber ni o e ,

.
» »

,1IjungderscgeutschenBausparkassen im nachsten
zehnt die Auffassung widerlege, die er seiner

zeugung gemäß in den nachftehenden Blättern nieder-
gelegt hat.«

Das Buch ist mit einer außerordentlichspitzen
Feder geschrieben und enthüllt schonungslos alle,
aber auch alle Schwächen, die dem Bausparwesen
in Deutschland heute anhaften. Daß Vieles, Alle-
vieles im deutschen Bausparwesen zur Zeit mangel-
haft, ist das beweisen am besten die bisher bekannt-
gewordenen Entscheidungen des Neichsaufsichtsamts
für Privatversicherung, das bekanntlich schon über
eine ganze Anzahl von Bausparkassen den Konkurs
oder die Untersagung des Geschäftsbetriebes ver-

hängen mußte. Nach Lage der Dinge erscheint es

heute vielleicht kaum mehr so notwendig, vor den
Gefahren des Bausparens zu warnen, als das, was
am Bausparen gesund und wichtig erscheint, zu er-

"

halten: die Erziehung zur Sparsamkeit und die För-
derung der Eigenheimbewegung in ihrer heute mehr
und mehr zur allgemeinen Anerkennnunggelangenden
Bedeutung. Gewiß,Auswüchsesollen nachdrücklichft
bekämpft werden; aber es darf auch nicht verkannt
werden, daß heute zahlreiche und wertvolle Kräfte
am Werke sind, die einzelnen Systeme immer weiter
zu verbessern und dem Ideal der Gerechtigkeit, so-
weit es überhaupt erreichbar ist, entgegenzuführen.

Wenn nun der Verfasser in einer Anzahl von

rechnerischen Beispielen, die den 2. Teil des Buches
einnehmen, bei der Gemeinschaft der Freunde, den
öffentlichenBausparkassen und der Deutschen Bau-
und Siedlungsgemeinschaft,Darmstadt, die gesamten
Leistungen der nach verschiedenen Wartezeiten zur
Zuteilung gelangenden Baufparer auf ihren Zeitwert
im Augenblick der Zuteilung berechnet und hierbei
zu dem Ergebnis kommt, daß ein vollständigerAus-
gleich noch nicht herbeigeführtist, so vermag ich
die Differenzen nicht als so schwerwiegend anzuer-
kennen, um nun mit dem Verfasser das ganze System
der betreffenden Bausparkafse in Grund Boden zu
verdammen. Dabei sind diese Berechnungen noch
nicht einmal unbedingt beweiskräftig,weil fie mit
angenommenen Debet- und Eredit-Zinssätzenarbeiten
müssen, die durch die Entwicklung des Kapitalmarkts
nach der einen wie der anderen Seite hin beeinflußt
werden können. So bleibt das Büchlein trotz der
guten Absicht und der fleißigenArbeit des Verfassers
ein Werk, dessen Ergebnissen man nicht vorbehaltlosund dessen destruktiver Tendenz man dann nicht bei-
stimmen kann, wenn man an die Möglichkeitund
an die Notwendigkeit einer Weiterentwicklungdes
deutschen Bausparwefens als eines wichtigen Mittels
zur Wiederverwurzelungunserer Bevölkerung mit
dem heimatlichen Boden glaubt, und wenn man
glaubt, in einer Zeit, die andere Wege zur Finan-
zierung von Eigenheimen kaum mehr besitzt, auch
Wege beschreiten (auch fortlaufend verbessern) zu
sollen, die hin und wieder durch Dorngeftrüppund
Gerölle führen. von Gruner.
»Die Flachbauwohnnng für das Eristenzminimum«-

von Magistrats-Oberbaurat E. Heinicke,Berlin.
Bauwelt-Verlag, 1931. NM 4.05.
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- Für das Einzelwohnhaus mit Garten als Miet-

wohnung wirbt in eindringlicher und überzeugender
Form das vorliegende Buch. Der Verfasser führt
den Nachweis, daß die »Wohnung ohne Treppe«
der Geschoßwohnungzum mindesten ebenbürtig, wenn

nicht gar überlegen sein und zu tragbaren Belaftungen
hergestellt werden kann.

Allerdings bedingt ihre reihenweise Ausführung
verschiedene Umstellungen in den Anschauungen der

Beteiligten. Vor Klärung der technischen Unterlagen
wird ausgeführt. daß infolge zu hoher Mieten für
die minderbemittelte Bevölkerung eine Abwanderung
aus den 3-?z-Zimmer-Wohnungen in kleinere erfolge.
Die Lösung dieser Frage durch Verkleinerung der

Wohnfläche wie auch die Folgerungen der Verfechter
der »Mietskaserne« hieraus werden verworfen und
im Gegensatz hierzu die Vorzüge des Einzelhauses
in hygienischer, kultureller und wirtschaftlicher Be-

ziehung dargetan. Jnsbesondere hält der Verfasser
die Vorherrschaft der Mietskaserne für bedingt durch
die Erziehung der Stadtbewohner zu dieser Wohn-
form. Grundlegend hierfür seien — nach Werner

Hegemann, Berlin —— die Steuer- und Straßenbau-
politik früherer Zeiten gewesen. Beachtung verdienen

noch die Betrachtungen über die baupolizeilichen
Vorschriften hinsichtlich der Geländeausnutzung
Wenn man nun auch nicht mit allen Ausführungen,
insbesondere für Mittel- und Kleinstädte, mit dem

Verfasser übereinzustimmen braucht, so muß doch
zugegeben werden, daß die weiterhin angestellten
Untersuchungen eine brauchbare Anregung für die

Verwaltung, für den Unternehmer und für das ideale

Wohnen bieten. An einem Grundstücksblockvon 600X
800 m Größe beweist der Verfasser mit eingehenden
technischen Berechnungen die Vorteile der Flachbau-
wohnung. Er setzt sich vor allem mit den Begriffen
der Siedlungs- und Bevölkerungsdichte sowie der

Städtebauplanung auseinander und behandelt aus-

führlich die Abhängigkeit jeder Planung von den,
Kosten des Landbedarfs, des Straßenbaues, der

Be- und Entwässerung und der licht- und wärme-

wirtschaftlichen Anforderungen bei Ausführung von

ein- bis zehnstöckigenHäuserblocks.
Im Hauptteil seiner Betrachtungen steht die neue

Wohnform, die mit den verschiedenartigften Bei-

fpielen belegt wird. Neben der Behandlung ihrer
besonderen Vorzüge gegenüber den mehrstöckigen
Häusern werden die Mietbelastungen auf Grund

sämtlicherKosten nachgewiesen, sodaß sichjeder inter-

efsierte Mieter auf eindeutige Feststellungen berufen
kann, um von der herrschenden Wohnart abweichend
eine allen Ansprüchen gerecht werdende Wohnung
fordern zu können.

Das Buch behält trotz der Wirtschaftskrise und

ishrer Folgeerscheinungen bleibenden Wert, weil

Normalpreise und trotzdem Hauszinssteuerdarlehn
vorausgesetzt werden. da bei den Schwankungen so-
wohl die Mietkaserne wie auch die künftige Flach-
bauwohnung unterworfen fein werden.

Regierungsbaumeister Berndt.

Handbuch für den Freiwilligen Arbeitsdienft
mit Erläuterungen, von Dr. L. v. Funcke, Ober-

regierungsrat bei der Reichsanstalt für Arbeits-

vermittlung und Arbeitslosenversicherung Carl

Heymanns Verlag, 1932. Preis 3,60 RM.
Das Handbuch bringt in seiner »Einführung« eine

kurze aber trotzdem genügend orientierte Darstellung
von der Entstehung und gesetzmäßigenGestaltung
des Freiwilligen Arbeitsdienstes. Der sich daran

anschließende »l. Teil« bringt eine lückenloseAuf-
zählung der gesetzlichen Bestimmungen einschließlich
der beiden Rundfchreiben des Präsidenten der Reichs-
anstalt für Arbeitslosenvermittlung und Arbeitslosen-
versicherung vom 29. Juni 1831 und vom 10. Au-

gust 1931. Auch die Formulare des Antrages
auf Förderung der Arbeit des Freiwilligen Arbeits-

dienstes und des Anerkennungsbescheides sind abge-
druckt. Der Il. Teil enthält Erläuterungen zu den

gesetzlichen Bestimmungen; dabei ist auf die Leit-

gedanken des Präsidenten der Reichsanstalt besondere
Rücksicht genommen. Besonders eingehend wird die

Verbindung des Freiwilligen Arbeitsdienstes mit

der Siedlung behandelt. Dies ist wegen der volks-

wirtschaftlichen Bedeutung dieser beiden sich gegen-

seitig ergänzendenMaßnahmen sehr zu begrüßen·
Dies Handbuch ist ein Hilfsmittel, um in dem

»Drahtverhau« der Bestimmungen des Freiwilligen
Arbeitsdienstes den kürzestenWeg bis zur Geneh-
migung des Antrages auf Förderung der Arbeit

durch das Landesarbeitsamt und auf Auszahlung
der Unterstützungsbeträge durch das Arbeitsamt zu

finden. Damit erfüllt das Handbuch seinen Zweck.
Noch wichtiger wäre allerdings, daß die Bestimmungen
des Freiwilligen Arbeitsdienstes erleichtert und für die

praktische Anwendung vereinfacht werden. DszN

Iahrbuch des preußischenHaus- und Grundbesitzes
1930—1931. Im Auftrage des PreußischenLandes-

verbandes der Haus- und Grundbesitzervereine
e. V. herausgegeben von Dr. W. Frank, Berlin.

Verlag Otto Liebmann, BerlinW 57. 3,50 RM.
In dem zum 5. Mai erscheinenden Jahrbuch hat

Dr. W. Frank in sorgfältigerAuswahl Monographien
zusammengestellt, deren Inhalt dem Hausbesitzer
Klarheit über Rechte und Pflichten seines Eigentums
verschaffen soll. Diese größtenteils juristischen Pro-
bleme allgemeinverftändlichbehandelt zuhaben, ist ein

besonderes Verdienst der einzelnen Verfasser.
Die erste Abhandlung des vorliegenden Jahrbuchs

(Eigentumsschranken und Enteignung, von Rechts-
anwalt Dr. Loevy, Berlin) dient dem Zweck, den

Rechtsbegriff»Eigentum«festzulegen und das Privat-
eigentum gegen einengende Bestrebungen zu ver-

teidigen. Loevy setzt sich insbesondere mit der

Theorie Prof. Dr. Iellinets über die Abgrenzung
der Enteignung von der Eigentumsbeschränkungaus-

einander und weist mit Recht darauf hin, daß die
von Jellineks aufgestellte Schutzwürdigkeitdes Eigen-
tums gegenüber der Schutzunwürdigkeiteine zu un-

bestimmte Grenze bilde, um die Entschädigungspflicht

318



»—-

d s aats e«t«tellen zu können. Wenn auch Loevy
meiiFällinekfzüldem Ergebnis kommt,daßes eines

besonderen Reichsgesetzes für dieUnterscheidungvlon
Eigentumsbeschränkungund Enteignungnichtl

e-

dürfe, so ist doch seine aufklarendeAbhandung
deshalb von großer Wichtigkeit, weil in

zwischen der Reichsregierung vorgelegten»Ei:wud
eines Gesetzes über die Entschadigungspflick()5bunte
den Rechtsweg bei Enteignungen auf dem« e ie

-

des Städtebaues« Teile der Hausbesitzervg-
günstigen Theorie Iellineks berücksichtigtwordensiSnaß

In einem zweiten Artikel beschafttgtfichProf.
»m!

mit dem Einfluß von bauvolizeilichenVorscthrlgm
und FluchtlinienpläneizaufIIIng gebeng

Wo nun« en«. em ( ,

gägdie eZieAJiflockerungder Bebauung bezwedckknzeen
Baupolzeiverordnungen eine Verteuerung ; Unl;
stehungs- und Verwafltuggskklstånegeiz?e111f11;h;:r,Bau-
zweifellos darf die ge un ei. il· ur Zulassung von

polizeiverordnungennichtledig ich z
dheitlichen’ « «

äu ern fuhren. Vom gesun

glttasifdlflaliknekltchaussist abebrdießAuflockerung
der Be-

em u egru ei.

baJPgEkxchtzFTInkstezlltin seiner Abhandlung »Haus-

besitz·undUnternehmung«beideErwerbsgrung
unter betriebsökonomischenPefichGtksgoxiåilkgnediiägnder

··ier und kommt zu em. ,

,

Figuerlildlblesitzeine eigenartige WirtschaftsgruppeFla;
stellt. Auf Grund dieser betriebsokonomåslchendef;
fafsung wird die steuerrechtlicheBehantuäiigerU-

Grundbesitzes geprüft. Der Verfasser weis z

treffend auf die Unklarheiten hin, die sich bei der
·

steuerrechtlichenErfassung des Hausbesitzes
während unter Zugrundelegung der

»etig;emVer-

WirtschaftsstellunglcLes
Grundbesitzes mi

«
«

ein eiti e

schifftTilinedengteuergesetzenverlangt werdenmurßs
über »die deutschen Bausparkassen,wie sie sihl

und wie sie sein sollten«schreibt Dr. Block,wo

d
der beste Kenner des anglo-amerikaiki’iscl:)DenBugck
deutschen Bausparsystems.. Mit Rechtu t

rKritik
an dem heutigen Wesen der Bausparkassender.
Seine Aufklärung darüber, daß

die Auslosung
'

er«teckteLotterie auf Kostender
fBaudarlehen eine v l

darstellt, die

ihreqchckmfaä
«

·

tes verlieren, kann ni .wei i
m Form des Zlngverluf

Leider sind die Befurch- i

übergangenen Bausparrer

genug verbreitet werden.

Behandlung der Raumwirt- i
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s
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tungen des Verfassers, die er aus diesemSpar-

system der Bausparkassen herleitet, schon jetzt ein-

getreten. Denn zugleich mit der reichsrechtlichen

Regelung-der Bausparkasse mußten Eingriffe seitens
des Reichsaufsichtsamts erfolgen, die zur Konkurs-

eröffnung und zum Verbot der Geschäftsführung

für zahlreiche Bausparkassen führten.
AnletzterStellegibtKammergerichtsratDr.Günther

ein e Zusammenstellung der »Rechtsprechungzum Miet-
-

recht und Raumnotrecht im Jahre 1930«. In über-

sichtlicher und klar geordneter «Weisewerden hier die

wesentlichen Entscheidungen kurz aufgezeigt.
Rechtsanwalt Dr. Wittenberg.

Eingegangene Bücher (Besprechung vorbehalten).

»Bauer, Staat und Volk« Heft 2, »Eingemeindung
und Landwirtschaft« von Peter Hensen-Godes-
berg und »Der Geburtenrückgang und die be-

völkerungspolitischeBedeutung des Landvolks«

von Dr. F. Burgdörfer, Berlin. Herausgegeben
von der Vereinigung der Deutschen Bauern-

vereine. Verlag Paul Parrey-Berlin. Preis
brosch. RM 1,05.

»Beiträge zur Förderung der Landeskultur« Heft 5.

Herausgeber: Deutsche Boden-Kultur-Aktien-

gesellschaft, Berlin W 10, Margaretenstr. 8.

»Die ländlichen Siedlungen in Litauen mit beson-
derer Riicksichtigung ihrer Bevölkerungsverhält-
nisse«,von Dr. Werner-Essen. Verlag: R. Voigt-
länders Verlag. Kartenband RM 20,—.

»Streitfragen zur außerordentlichenKündigung von

Mietverträgen nach der 4. Notverordnung unter

besonderer Berücksichtigung der allgemeinen
Rechtsfolgen der Kündigung von Mietver-

trägen«, von Dr. Erwin Spiro. Verlag:
Rosenthal ö: Drews, Berlin-Charlottenburg 2.

Preis kartoniert RM 2,80.

»Die wachsende Siedlung nach biologischen Gesetzen«
von Leberecht Migge Verlag: Franckh’sche
Verlagshandlung, Stuttgart. Preis kartoniert
2,40 RM.

«

»Die wirtschaftliche und geistige Struktur eines

Siedlungsdorfes«. Eine Untersuchung des

Volkshochschulheims Tempelhof unter

Leitung von Günther Krolzig. Verlag Paul
Pary-Berlin. RM 4,80.

Gesetze, Verordnungen und Erlaffe

Der Reichsarbeitsminister.Berlin, den 24. 3. 1932.

1270X32 Si.
»

lvAndie Siedlerressorts der Fandenb Blase
Durchführung der Verordnung fuberarneli8Fe-
landwirtschaftlicheSiådlrångsgxiiixzrläetrtiloo56

.

932. ei sa ,
·

Diebgecgränungüber arbeitslose laizdwirtscllgiätg
liche Siedlungsanwärter

vom v18.·FerugäerLin-
beseitigt gewisseHemmuiigen,·die»bisherSTedlungN
siedlung arbeitsloser landwirtschaftlicher

anwärter entgegenstanden Jnsbesondere sichert die

Verordnung den Unterhalt der Angehörigen der

Siedlungsanwärter, während diese bei der Errichtung
der Siedlung mitarbeiten.

Wegen der finanziellen Auswirkung der Verord-

nung muß jedoch entscheidender Wert darauf gelegt
werden. daß sowohl die verficherungsmäßigeArbeits-

losenunterstützungwie die Krisenunterstützungund

die Wohlfahrtsunterstützungnicht länger in Anspruch
genommen werden, als es unbedingt erforderlich
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ist. Es muß daher angestrebt werden, daß die

Siedlungsverfahren mit möglichster Beschleunigung
durchgeführt werden. Den entscheidenden Einfluß
hieran wird die zuständigeSiedlungsbehörde haben.
Da auf dem Gebiete der Ansiedlung erwerbsloser
Siedlungsanwärter erst noch weitere Erfahrungen
gesammelt werden müssen, ist davon abgesehen
worden, in die Verordnung eine starre Höchstdauer
für die Weiterzahlung der Unterstützungaufzunehmen.
Dem Wunsche des Herrn Neichsministers der Finanzen
entsprechend ist jedoch ausdrücklichvorgesehen worden,
daß die zuständigen Siedlungsbehörden bei Durch-
führung dieser Verordnung eine Frist in den einzelnen
Siedlungssachen setzen sollen, innerhalb deren die

Mitarbeit beendet und die Übergabe der Siedler-

stellen an die Siedlungsanwärter erfolgt sein soll.
Dieser Gedanke ist auch in der Begründung zu
Art. 3 der Verordnung festgelegt. Gleichzeitig ist,
um eine unrechtmäßige Inanspruchnahme der Unter-

stützung zu verhindern, in Art. Z, Abs. 2, Satz 2

bestimmt worden, daß die Unterstützungvorher zu

entziehen ist, wenn die zuständige Siedlungsbehörde
feststellt, daß die Durchführung des Siedlungsver-
fahrens unnötig verzögert wird.

Ich bitte demnach ergebenst, durch eine Anweisung
an die zuständigen Siedlungsbehörden anzuordnen,
daß bei Beginn der Mitarbeit für deren Dauer
und mithin für die Weiterzahlung der Unterstützung
bis zur Übergabe der Siedlerstelle eine Frist fest-
gesetzt wird, die der Sachlage des einzelnen Falles
Rechnung trägt, jedoch zunächstnicht über 6 Monate

hinaus bemessen wird. Weiter bitte ich sicherzustellen,
daß nach Ablauf dieser Zeit, soweit das erforderlich
sein sollte, eine befristete Verlängerung stattfindet,
die der Lage des Falles angepaßt wird und deren

Notwendigkeit von der Siedlungsbehörde laufend zu

überprüfen ist.
Weiter bitte ich sicherzustellen, daß den zustän-

digen Arbeitsämtern und Fürsorgestellen die erfor-

Nachrikhten des Bau-

Heimatwerk Ostpreuszen
Am 15. April 1932 ist der Verein »Heimatwerk
Ostpreußen«gegründet worden. Der Verein be-

zweckt nach der Satzung »die Zusammenfassung und

Förderung des Freiwilligen Arbeitsdienstes in der

Provinz Ostpreußen auf uneigennütziger und über-

parteilicher Grundlage, Um die Härten und Folgen der

Arbeitslosigkeit in unserer Heimatprovinz zu mildern.

Dieses Ziel wird verfolgt durch:
a) Erfassung und Betreuung von Arbeitsdienst-

willigen, insbesondere solchen jugendlichen
»

Alters, die ihre brachliegende Arbeitskraft in f
selbstgewählter ernsthafter Gemeinschaftsarbeit j
unter sachkundiger Leitung in nützlichenArbeiten

"

betätigen wollen, s
Pflege und Schulung des Körpers und Geistes
der Arbeitsdienstwilligen während der Zuge-
hörigkeit zum Freiwilligen Arbeitsdienst,

b)

. juristische Personen«

derlichen Mitteitungen nach Art. 6 der Verordnung
gemacht werden.

Schließlich bitte ich, die Siedlungsbehörden und

Siedlungsunternehmer darauf aufmerksam zu machen,
daß im Sinne der Nr. 58, Abs. 2 der Richtlinien
für die landwirtschaftliche Siedluug vom 10. No-
vember 1931 den Siedlern auf den Kaufpreis oder
die Anzahlung nicht nur der Betrag anzurechnen
ist, der durch ihre eigene Mitarbeit beim Aufbau
der Siedlung erspart wird, sondern noch die Be-

träge, die etwa durch die unentgeltliche Mitarbeit
von Familienangehörigender Siedler erspart werden.
Denn es kann nur erwünscht sein, wenn die Siedler

nicht nur ihre eigene Arbeitskraft, sondern auch
diejenige von Familienangehörigen für den Aufbau
der Siedlung zur Verfügung stellen.
über das Veranlaßte bitte ich mich zu unterrichten.

Im Auftrag
Dr. O. Weigert

Der Reichskommissar für die
- .. . . . Berlin.

VOUMZZIYYIIIde den 22. März 1932

An

die Negierungen der Länder —- Wohnungs- und

Siedlungsressorts —.

Vergünstigungen für vorstädtische Klein-

siedlung und Bereitstellung von Klein-

gärten, die ohne Neichsmittel durchge-
führt werden.

NdErL d. FM v.10.3.1932, betr. Ablösung der
Hauszinssteuer (FMBI. Teil l, Nr. 5, S. 38 ff.).

Der umfangreiche Erlaß kann hier nicht abge-
druckt werden. Die Einzelnummer des FMBl. mit
Merkblatt ist zu erhalten durch N. von Decker’s

Verlag, G. Schenk, Berlin W 9, Linkstraße35.

und Siedlungsmarktes
c) weitere Betreuung nach Bewährung im Frei-

willigen Arbeitsdienst.«
Zur Verfolgung dieses Zieles wird der Verein

als Träger des Dienstes im Sinne von

§ 139a des Gesetzes über Arbeitsvermittlung
und Arbeitslosenversicherung Gruppen von

Arbeitsdienstwilligen, insbesondere auf gemein-
schaftlicher z. B. landsmannschaftlicher, konfessioneller
oder beruflicher Grundlage zusammenfassenund sie
den Trägern der Arbeit für die Arbeiten im Frei-
willigen Arbeitsdienst zur Verfügung stellen. Neben-
bei sollen im Rahmen des allgemeinen Zieles, den

Arbeitsdienst zu fördern, andere Träger des Dienstes
und die Träger der Arbeiten überhaupt vom Verein
beraten werden.

Mitglieder des Vereins können »den Zweck des
Vereins fördernde Deutsche, Vereinigungen und

werden.
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An der Gründung sind beteiligt:

"

ldungskredite,Treuhandstelle sur limschu
OstpreußischeHeimstatte G. ni.

OstpreußischeLandgesellschaftm. . .,

der OstpreußischeStadtetag,
«nden

der Verband PreußischerLandgemlei.

k dspTechnische Nothilfe E. V., Landes ezir -

gerlcllkleijchäozialerBund, Provinzialgruppe Ost-

preußen,El d8. Diözese rm an ,

9.
Landesausschujß

Ostpreußen der

Jugendverbän e,
.

·

-

sowie mit der ostpreußischenWirtschaftin

bneson
derem Maße verbundene Privatpersone .

"

den Und· "

renausschußaus fuhren
«

UMESdkilirdthelirgäigenArbeitsdienst verdienten
’

den. Die Ver-«

d rauen gebildetwer

hMaiIglljikirigesnübkrdie endgultige Zusammensdetzunckgdes Ehrenausschussesund des Vorstandes sin no

nicht abgeschlossen.
.

.

Der Verein wird und kann sich aber schon jetzt

feinen Aufgaben widmen.

Opuzooxozd
N

deutschen

Für weitere Senkung der Neubaumieten

Der Gesamtvorstanddes
Nevisionsäozergaxickdåktigg

meinnütziger Baugenossenschaftene«.- .itederLåzge
sich in seiner Konserenz am 22·Marz igerBienen
der gemeinnützigenBauvereine nach

d rNeichN
NowewrdnungdDäleiNrbiikitifneirilxtleftkizigklekitncenauxreichende«

t en eu
·

»

EeåtlexstlugghgebrachtDas’Ziel,eine

1b5prozteitilthäMietsenkung durchzuführen,ist inden ;30 erich e
.

tBetrieben des Nevisionsverbandes im ganzen iliåcherreicht worden. Nur 3,379der Betriebeine·teneine 15- bis 20-prozentige MietsenkungDie

Micgverzahlreicher Siedlungsbaåityesikihkabeggeiifitiemoåetråglixn e von 10 ar .

.

,

exesgzeräügerden Altmieternohnehin stark

nachteiligten Schichten bleilefxieiftlreteJiZiiieerALTE-ITclosigkeit noch weiter zu Lea .

der Notlage der
ergab ein bedrohliches Bildvon

tl der Bau-mieter, die zugleich eine No age
,gkesixolssaelilischaftenist und diese auf das schrrtierstteeiett

schüttern muß. Der Gesamtvorstandvertra. m;
mütig die Auffassung, daßdgkoGneLiIoesrsleikisjchläxnenIilhenn
Zinsverpflichtungen·nur na wird, ihrenihnen nicht die Moglichkeitgenommen

ll ,n der·

u er alten. Dazu ist die Gleichsteu g

Fältktziaizimietkrmit den Altmieternin Miethlohebei Erwerbslosigkeit erforderlich. Votwenidgedie
Zwangsmaßnahmen seitens der Negierungzcihließ-Herabsetzung der Tilgung der Hypothekenelinshabenlich der Hauszinssteuerhvpothekenzum Zie e

thekejiDie tilgungsfreie Zeit für Hauszinssteuerhithodenvon 5 Jahren muß auf 8 Jahre verlanget wetrdie.Der Beginn der Tilgung wurde gerade Ietz

Genossenschaften in die Zwangslage bringen, die
Mieten erhöhen zu müßen.Das aber ist im Augenblick
unmöglich« Gelingt es, die Amortisationsquote für
Hypothekendarlehne herabzusetzen,oder die Tilgungs-
pause zu verlängern, können die Ieerstehenden Neu-
bauwohnungen ohne Schwierigkeiten vermietet und
Kündigungen wieder rückgängig gemacht werden.
Damit wäre ein Hauptargument für die Einschränkung
des Wohnungsbaues widerlegt· Der Gesamtvor-
stand erwartet oon der Regierung, daß sie einen
unmöglichenRechtszustand beseitigt, der gerade jene
Bevölkerungsschichtenbenachteiligt, die die größten
Opfer für eine fortschrittlicheWohnweisezu bringen
bereit sind. Er erwartet ferner die Beseitigung
aller Schwierigkeiten, die geeignet sind, das gesunde
Prinzip genossenschaftlicherEigenhilfe auf die Dauer
zu gefährden.

Bauwirtskhaft.
Die Belebung zeigt sich in Ostpreußenin diesem

Jahre bereits Ende März in einem wenn auch nur

geringen Rückgange der arbeitsuchenden Bauhand-
werker (ng. Kurve). Für die anderen Ostprooinzen
tritt die saisonmäßigeEntlastung des Arbeitsmarktes
noch nicht in Erscheinung. Für Oberschlesien wird
gemeldet, daß vorerst nur geringe Anzeichendafür
vorhanden sind, daß die Bautätigkeitin Gang kommt.
Es liegen zwar eine Anzahl von Projekten privater
Auftraggeber vor. Ihre Ausführung kann aber
vorläufig nicht begonnen werden, da die Finanzierung
noch ungeklärt ist. Sicher sind nur die Ausführung
von etwa 200 Stadtrandsiedlungen im oberschlesi-
schen Industriegebiet und die Inangriffnahme länd-
licher Siedlungen. Die Aussichten im städtischen
Wohnungsbau in Ostpreußensind in diesem Jahre
außerordentlichgering. Von 17 berichtenden Klein-
und Mittelstädten Ostpreußenssind im ersten Viertel-
jahr 1932 nur für 20 Neubauwohnungen Bauerlaub-
nisse erteilt worden. Auch hieraus ist zu erkennen,
daß in diesem Jahre das Hauptgewicht der Bau-
tätigkeit auf dem Gebiet der ländlichen Siedlung
liegen wird und die Wohnungsbautätigkeitin den
Städten, abgesehen von den Stadtrandsiedlungen,
nur in ganz bescheidenem Umfange zur Entlastungdes Arbeitsmarktes beitragen wird.

Auf dem Holzmarkte gingen nach Wiederaufnahmeder Bautätigleit im Kleinsiedlungswesen— besonders
in den Grenzbezirken,weniger in der Provinz Pommern
— einige Aufträge ein. Die Baustoffpreise in den
Provinzen Pommern und Grenzmark blieben gegen-
über März unverändert. In Ostpreußenund Ober-
schlesien gingen die Preise weiter zurück,und zwar
in Ostpreußenbei sämtlichenHolzarten, in Ober-
schlesien bei den Mauersteinen. Der Baukostenindex
fiel daher in diesen beiden Provinzen, und zwar in
Ostpreußen von 174,4 auf 145,5 und in Ober-
schlesien von 139,5 auf 137,5. Die Lohntarife für
das Baugewerbe sind zum 30. 4. 32 gekündigt. Die
Lohnverhandlungen für die Folgezeit schweben noch.

Dr. Gr.
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Zahlen zur Bauwirtfchaft
G e g en stand Ifåxgt OftpreußenlPommern I Grenzmarklfälefijen

Lebenshaltungsindex . . .
., .

März « 122.4 (Vormonat122,3)

Großhandelsindex » « « . . ·

März 99,8 (Votmonat 99,8) Reich

Baukostenindex . » · · « « .

März 127,2 (Vormonat128,8)

Baukostenindex . . . . . . . Mk iåxfå IZIZZ III-its HZZZZ
Baustoffindex . . . . . . . Räer
Lohnindex . . . . . . . . Zipäåi
Mauersteine (1000 Stck.). . . . Käer ZZITRJT ZZITNFM ZZITkm 331673TM
Dachpfannen (1000 Stck.). . . . HEXE Zng II ZngII YZTII ZEITII
T-Triiger (100 kg) . . . . . Mit iszså:: iäjx": Zåzl:: iåxås::
Stammware (1 cbmj . . . . . THMI ZEITII ZZZTj, ZEITII II
Kanthorz (1 chm) . . . . . . Wiss Tät :: jåjl :- st: :: 33133::
Fußboden (1 cbm) . . . . . THIS ZEITII ZZITII ZEITII IT
Balken und Buhlen (1 cbmJ . . Ejkpäxil jZic :: Tät :: 3311:: ZEIT::
Bauhandwerker (Stundenlohn) . .

April
0,86 » 0,93 » 0,92 » 0,76 »

Bauhilfsarbeiter (Stundenlohn) . .

April
0,72 » 0,76 » 0,76 » o,63 »

ArbeitsfuchendeBauhandwerker . . ZEITHERR H IF Mk 9.967

Bauwirtfchaftlichen Kurven

490

450

470

460

450

440

450

420

Ho

aoe

saokodseskdskodcj 7.ot.-Tsonsss.k0.7.rse.a-W.·x.
Jos» 4952 4954 4952

MAX

420

440

406

90

do

70

So·

sc

sko

50

20

ich-staa.-Esk.xdv-.oe.w-sk You-c-
dsdt 4932 -i

o. sey-ask s. f. W·ot-.w-.s7.
954 Joa-
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